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Der Altweibersommer ist
da, und damit auch allerlei
Volksfeste, auf denen das
Recht auf Rausch wie jedes
Jahr teilweise sehr ausgie-
big in Anspruch genommen
wird. Der Bürgermeister
sieht den Grund darin in
der menschlichen Natur:
Das gelegentliche Loslassen
macht den Kopf frei für
den Alltag. S. 15
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GZ lädt zum Breitband-Forum
Am 5. November 2015 lädt die Bayerische Gemeinde-

Zeitung zum 3. Bayerischen Breitbandforum in die Stadthalle
Neusäß bei Augsburg ein. Ziel ist es, den Besuchern aus Kom-
munen und Behörden Lösungsmöglichkeiten und Handlungs-
spielräume für die optimale Internetanbindung aufzuzeigen und
Kontakte zu Dienstleistern und Netzbetreibern herzustellen.

Hochkarätige Referenten erläutern die Problemstellung und
technische Umsetzungsbeispiele sowie juristische Fachfragen;
ebenso erörtert werden Finanzierungsmöglichkeiten des Breit-
bandausbaus in Bayerns Städten und Gemeinden. 

Für Besucher aus Kommunalpolitik, kommunalen Verwal-
tungen, kommunalen Spitzenverbänden, kommunalpolitischen
Verbänden, Behörden und Ministerien ist die Teilnahme am
Breitbandforum kostenfrei.  
Mehr Infos unter: www.bayerisches-breitbandforum.de

Vormerken!

5. Nov. 
2015

Aktuelles zur Flüchtlingskrise:

Bayern handelt
Krieg, politische Verfolgung und Angst. Weltweit ver-
lassen Millionen Menschen ihr Heimatland und lassen
meist ihr ganzes Leben zurück. Gerade der Flücht-
lingsstrom nach Deutschland ist ungebrochen – Mün-
chen und Bayern tragen dabei eine Hauptlast. Um den
Ausnahmezustand der vergangenen Wochen in allen
Regionen des Freistaats in den Griff zu bekommen
und den Flüchtlingsstrom wieder in geordnete Bahnen
zu lenken, hat die bayerische Staatsregierung nun wei-
tere konkrete Schritte eingeleitet.

Auf bayerische Initiative hin
temporär wieder Grenzkontrollen
einzuführen, bezeichnete Mini-
sterpräsident Horst Seehofer als
dringend notwendig. Diese Ent-
scheidung der Bundesregierung
sei „ein ganz wichtiges Signal an
die ganze Welt und auch nach 
innen, in die Bundesrepublik
Deutschland.“ 

Umfassende Lösung

Seehofer wies freilich auch
darauf hin, dass die Kontrollen
keine umfassende Lösung für die
Probleme darstellten: „Wir müs-
sen sehr hart daran arbeiten, dass
wir die drei Säulen unserer Zu-
wanderungspolitik so erfüllen,
dass die Bevölkerung das weiter
akzeptiert.“ Dazu zählten Hilfe
und Solidarität für Schutzbedürf-

tige, Vermeidung von Missbrauch
und Bekämpfung der Fluchtursa-
chen. Zur Bewältigung des
Flüchtlingszustroms bedürfe es
einer „intelligenten Finanzpoli-
tik“. Seehofer stellte aber auch
klar: „Wir werden der bayeri-
schen Bevölkerung nichts entzie-
hen, um damit die Flüchtlingshil-
fe zu finanzieren.“ 

Der Ministerpräsident forderte
vom Bund, die Mittel für die
Flüchtlingshilfe mindestens zu
verdoppeln und die gerechte Ver-
teilung der in Deutschland an-
kommenden Flüchtlinge zu orga-
nisieren. Darüber hinaus müssten
die EU-Außengrenzen besser
kontrolliert und mehr Hilfe vor
Ort in den Flüchtlingslagern ge-
leistet werden. Sollten sich nicht
alle 28 EU- Staaten auf
eine gerechte

Verteilung der Flüchtlinge eini-
gen, müsse man stufenweise da-
mit beginnen - also zunächst mit
den Ländern kooperieren, die da-
zu bereit seien. 

Moralische Qualität

Seehofer lobte ausdrücklich die
exzellente Arbeit der Kommu-
nen, der Hilfsorganisationen, der
Polizei, der Bundeswehr, der Be-
völkerung und der Behörden:
„Dieses Land, Bayern wie auch
Deutschland, besitzen eine hohe
moralische Qualität. Das zeigt
sich in dieser Hilfsbereitschaft.“
Die Hilfsbereitschaft habe aber
auch Grenzen: „Und zwar nicht,
weil die Menschen, die Hilfsorga-
nisationen oder die Politiker nicht
wollen, sondern weil es einfach

nicht mehr geht. Es gibt objektive
Grenzen“, so Seehofer. 

Der Forderung nach einem
Einwanderungsgesetz erteilte er
eine Absage: „Mit der CSU wird
es kein Zuwanderungsgesetz mit
dem Ziel geben, die Einwande-
rung nach Deutschland noch zu
erhöhen.“ 

Sofortprogramm

Bayern fordert in einem 12-
Punkte-Sofortprogramm u. a.,
dass sich die Bundesregierung
auf europäischer Ebene für einen
umfassenden Schutz der EU-
Außengrenzen einsetzt, zudem
die Verteilung der Asylbewerber
in Deutschland nach dem König-
steiner-Schlüssel durch die Ein-
richtung eines eigenen Koordi-
nierungsstabs, die Verschärfung
der Strafen für kriminelle Schlep-
per und Menschenhändler und
die konsequente Abschiebung
und Rückführung abgelehnter
Asylbewerber.

In einer ersten Reaktion hat der
(Fortsetzung auf Seite 4)

Industriebericht Bayern 2015: 

Gewinner der
Globalisierung

Regierungsbezirke im Vergleich 
DerStandort Bayern ist durch eine überdurchschnittlich
starke Industrie und internationale Wettbewerbsfähig-
keit geprägt. Mehrals ein Viertel dergesamtwirtschaftli-
chen Wertschöpfung hat seinen Ursprung im Verarbei-
tenden Gewerbe – mit steigender Tendenz. Wie aus dem
Industriebericht Bayern 2015 hervorgeht, hatten im
Freistaat im vergangenen Jahr mehr als 1,2 Mio. Men-
schen ihren Arbeitsplatz in den knapp 7.000 Industriebe-
trieben. Damit nahm die Beschäftigung im Verarbeiten-
den Gewerbe um 1,9 Prozent zu. Ein Fünftel der bayeri-
schen Erwerbstätigen arbeitet somit in der Industrie.

In allen Regierungsbezirken
war ein Beschäftigtenzuwachs zu
verzeichnen. In Oberbayern ar-
beiteten 27,6 % aller bayerischen
Beschäftigten des verarbeitenden

Gewerbes. Sie erwirtschafteten
37,6 % der gesamten bayerischen
Industrieumsätze. Die ober-
bayerische Exportquote lag mit
56,6 % im Jahr 2014 deutlich
über dem bayerischen Durch-
schnitt (51,2 %). 

Autoindustrie führend

Der Wirtschaftszweig mit den
meisten Beschäftigten ist die Her-
stellung von Kraftwagen und
Kraftwagenteilen. Hier arbeiteten
26,7% der gesamten oberbayeri-
schen Industriebeschäftigten. Ge-
wichtig waren zudem der Maschi-
nenbau (Beschäftigtenanteil: 11,3
%) sowie die Hersteller von Da-
tenverarbeitungsgeräten (Anteil:
9,3 %) und die Hersteller von che-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Übereinstimmung für mehr Jugendbeteiligung auf dem Land zeigte sich beim Gespräch zwischen der
Katholischen Landjugend Bayern und dem Bayerischen Gemeindetag - mehr dazu auf Seite 4. 
V. r.: Ehrenamtlicher KLJB-LandesvorsitzenderAndreas Deutinger, Gemeindetagspräsident Dr. Uwe
Brandl (Abensberg), KLJB-Landesgeschäftsführerin Maria Kurz und Matthias Wenzel, neuer Fach-
referent für Ländliche Räume der KLJB-Landesstelle. Bild: Heiko Tammena

Tag des offenen Denkmals:

Zeugen 
bayerischer Geschichte

Unter dem Motto „Handwerk, Technik, Industrie“
stand heuer der Tag des offenen Denkmals. Über 7.700
historische Baudenkmale, Stätten und Parks – davon
allein rund 800 Objekte in Bayern - konnten deutsch-
landweit hautnah erlebt werden. 

Im Mittelpunkt stand das bau-
kulturelle und archäologische Er-
be. Die Besucher konnten bei-
spielsweise alte Turbinentechnik
oder den Betrieb von Wind- und
Wassermühlen live erleben. Orte
wie historische Fabrikhallen besit-
zen meist einen ganz besonderen
Charme. Zudem ist die Industrie-
geschichte eng mit den sozialen
und demografischen Entwicklun-
gen ganzer Regionen verbunden. 

Nutzungskonzepte

Am Tag des offenen Denkmals
wurden ebenso gelungene wie
noch zu realisierende Ideen für
Nutzungskonzepte vorgestellt.
Handwerker präsentierten ihre
Gewerke mit den Techniken des

alten Bau- und Kunsthandwerks
an konkreten Beispielen. Zu-
gleich erfuhr man, wie heutzutage
denkmalgerecht instand gesetzt
wird.

Gleich an vier Standorten bot
das Bayerische Landesamt für
Denkmalpflege in München ein
umfangreiches Programm an: In
der Alten Münze in München,
dem Hauptsitz des Bayerischen
Landesamtes für Denkmalpflege,
war die Ausstellung „In letzter
Minute gerettet“ zu sehen, die
Denkmalprojekte aus ganz
Deutschland präsentiert. Im In-
nenhof fand „Archäologie im Ex-
periment“ statt. Diverse Führun-
gen boten Einblicke in die Arbeit
der Denkmalpflege: Führungen
zur Geschichte des Gebäudes, in

das historische Bildarchiv, die ar-
chäologischen Restaurierungs-
werkstätten und in die Restaurie-
rungswerkstätten für Bau- und
Kunstdenkmäler. 

In Garmisch-Partenkirchen be-
kam der Besucher eine ehemalige
Waffenschmiede zu sehen, in
Amberg eine Hausbrauerei, in
Teisendorf ein Bergbaumuseum
und in Bad Kissingen den
Schlachthof. In Sommerkahl im
Kreis Aschaffenburg wurden
Führungen durch ein Kupferberg-
werk angeboten.

Aktuelle Grabungsstelle

Aber auch viele andere Sehens-
würdigkeiten und Denkmäler wie
etwa eine aktuelle archäologische
Grabungsstelle in Nürnberg, wo
unter anderem Scherben aus dem
9. Jahrhundert gefunden wurden,
gewährten ungewöhnliche Ein-
blicke. Auch die Dombauhütte
und das Dominikanerinnenkloster
Heiliges Kreuz in Regensburg so-
wie in München das Olympiadorf,
die Anatomische Anstalt, die St.-
Lukas-Kirche, die Alte Ziegelei
(Oberföhring) oder das sogenann-
te Lola-Montez-Haus (Harla-
ching) konnten besichtigt werden.

(Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Ludwig Göhl

96187 Stadelhofen
am 2.10.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Siegfried Schick

84494 Lohkirchen
am 5.10.

Bürgermeister Franz Uome
95352 Marktleugast

am 26.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Lorenz Braun

86559 Adelzhausen
am 2.10.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Thoma

97892 Kreuzwertheim
am 3.10.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Oliver Kunz

87549 Rettenberg
am 24.9.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Norbert Stumpf

91088 Bubenreuth
am 6.10.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

OB-Barometer 2015
Ergebnisse einer Difu-Befragung der (Ober-)Bürgermeister/innen deutscher Städte  

Das Deutsche Institut für Urbanistik (Difu) hat in Abstimmung
mit dem Deutschen Städtetag das OB-Barometer gestartet, eine
Befragung der Stadtspitzen in Städten mit mindestens 50.000 Ein-
wohnern in Deutschland. Das Ziel der Umfrage, die in Zukunft
jährlich durchgeführt wird, ist die Ermittlung der aus Sicht der
Stadtoberhäupter aktuell und zukünftig wichtigsten Aufgaben
und Herausforderungen für deutsche Städte und Gemeinden. Die
erste Erhebung wurde im Frühjahr als telefonische Befragung
vom Meinungsforschungsinstitut infratest dimap durchgeführt.
Von den 183 eingeladenen (Ober-)Bürgermeisterinnen und
(Ober-)Bürgermeistern haben sich 120 an der Umfrage beteiligt.

Zunächst wurden die Stadtober-
häupter danach gefragt, was die
wichtigsten Aufgaben sind, denen
sie in ihrer eigenen Stadt aktuell
gegenüberstehen. Mit Abstand am
häufigsten genannt werden dabei
die beiden Themenfelder „Unter-
bringung und Integration von
Flüchtlingen bzw. Asylbewer-
bern“ (63 Nennungen) sowie die
„Finanzlage bzw. Haushaltskon-
solidierung“ (59 Nennungen). Da-
mit gibt jeweils rund die Hälfte
der Befragten an, dass diese Be-
reiche aktuell eine wichtige Rolle
in ihrer Stadt spielen. Auf dem mit
33 Nennungen dritten Platz ran-
giert der Themenkomplex
„(Hochschul-)Bildung, Schulent-
wicklung, Inklusion“, gefolgt von
Herausforderungen im Bereich
„Wohnungsbau, Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum“ (28
Nennungen) sowie dem Umgang
mit „Fragen der demografischen
Entwicklung“ (27 Nennungen).

Kommunalfinanzen

Dabei sind in den verschiede-
nen Regionen Deutschlands un-
terschiedliche Aufgabenschwer-
punkte festzustellen. So führt
trotz der aktuell herausgehobenen
Bedeutung der Flüchtlings- und
Asylproblematik in den befragten
Städten der Region „West“, in der
sich Städte mit hohen kommuna-
len Kassenkreditbeständen bün-
deln, die Sorge um die kommuna-
len Finanzen die Themenagenda
klar an. Dies verdeutlicht, dass in
vielen häufig auch strukturschwa-
chen Städten dieser Region das
Ausmaß der Verschuldung offen-
bar so gravierend ist, dass die
Konsolidierung des Haushalts
oberste Priorität hat. In der Regi-
on „Ost“, d. h. in den neuen Bun-
desländern, wird die Stärkung
und Förderung der Wirtschaft

überdurchschnittlich häufig als
wichtiges Aufgabenfeld gesehen. 

Unternehmenslandschaft

Trotz mancher Erfolge ist dem-
nach in vielen Städten dieser Re-
gion die Transformation hin zu ei-
ner national und international
konkurrenzfähigen Unterneh-
menslandschaft noch nicht abge-
schlossen. Städte im Süden und
Norden Deutschlands haben da-
gegen häufiger mit den Folgen
des Wachstums zu tun. Wirt-
schaftswachstum und Bevölke-
rungszuwachs tragen dazu bei,
dass hier das Thema „Wohnungs-
bau bzw. Schaffung von bezahl-
barem Wohnraum“ am zweithäu-
figsten als zentrale Herausforde-
rung genannt wird. Im Süden ste-
hen zudem überdurchschnittlich
häufig Fragen der Mobilität und
der Verkehrsentlastung im Mittel-
punkt. 

Integration

Auch mit Blick auf die Ge-
samtsituation der Kommunen in
Deutschland wird von den (Ober-)
Bürgermeisterinnen und (Ober-)
Bürgermeistern der hohe Stellen-
wert des Umgangs mit und der
Integration von Flüchtlingen und
Asylbewerbern hervorgehoben.
Fast alle Befragten halten diese
Aufgabe derzeit für sehr wichtig
(84 Prozent) oder für wichtig (15
Prozent). Das Thema steht in al-

len Regionen und unabhängig
von der Einwohnerzahl der Städte
ganz oben auf der Agenda. 

Demografischer Wandel

Als zweitwichtigste Herausfor-
derung wird die Gestaltung des de-
mografischen Wandels, verursacht
unter anderem durch Alterung
oder Schrumpfung der Stadtge-
sellschaft, bewertet. Mehr als die
Hälfte (51 Prozent) hält dies für
sehr wichtig, vier von zehn (39
Prozent) finden es wichtig. Her-
ausforderungen im Zusammen-
hang mit dem wirtschaftlichen
Strukturwandel (sehr wichtig oder
wichtig: 89 Prozent), der Anpas-
sung und Sicherung der Daseins-
vorsorge (88 Prozent) sowie der
Digitalisierung von Wirtschaft und
Gesellschaft (85 Prozent) rangie-
ren ebenfalls unter den fünf wich-
tigsten Themen. Die vergleichs-
weise geringste Bedeutung wird
im Rahmen des OB-Barometers
2015 Fragen der Sicherheit und
Resilienz sowie der Globalisie-
rung der Wirtschaft beigemessen.

Auffällig bei dieser Frage ist die
Sicht der Oberbürgermeister der
großen Städte mit mindestens
200.000 Einwohnern. Zwar wird
auch von ihnen die Flüchtlings-
problematik als am drängendsten
bewertet, auf den weiteren Plätzen
folgen dann aber mit Energiewen-
de, sozialer Ungleichheit und Poli-
tikferne von Bürgerinnen und Bür-
gern Aspekte, die von den Befrag-
ten in kleineren Städten als eher
weniger wichtig beurteilt werden.

Aus Sicht der Stadtspitzen sind
es vor allem drei Herausforderun-
gen, die in den nächsten fünf Jah-
ren weiter an Bedeutung gewin-
nen könnten. Ein besonderes Au-
genmerk wird demnach auf der
Sanierung der kommunalen
Haushalte und der Verbesserung
der Finanzlage der Städte und

Gemeinden liegen. Auch die an-
gemessene Versorgung von
Flüchtlingen und Asylbewerbern
sowie deren Integration ist nach
Einschätzung vieler Befragter
keine thematische „Eintagsflie-
ge“, sondern wird die Städte noch
längere Zeit beschäftigen. Eine
Langzeitaufgabe mit zunehmen-
der Bedeutung ist auch die erfolg-
reiche Gestaltung der demografi-
schen Entwicklung in den Kom-
munen. 

Mit Abstand folgen Fragen der
(Hochschul-)Bildung, Schulent-
wicklung und Inklusion auf Platz
vier, den fünften Rang teilen sich
die Themen „Mobilität, Verkehrs-
konzepte“ sowie „Soziale Ge-
rechtigkeit bzw. Wahrung des so-
zialen Friedens“. Der KiTa-Aus-
bau wird bei der Frage nach
zukünftig wichtigeren kommu-
nalpolitischen Themen nur ver-
einzelt genannt. 

Rahmenbedingungen

Bei der Erfüllung ihrer kom-
munalen Aufgaben sind die Städ-
te und Gemeinden nicht nur von
ihrem eigenen Engagement, son-
dern auch von Rahmenbedingun-
gen abhängig, die EU, Bund und
Länder schaffen. Deshalb wurden
die Stadtspitzen um eine Ein-
schätzung gebeten, wie wichtig
die Verbesserung dieser Rahmen-
bedingungen in vorgegebenen
Politikbereichen jeweils ist. Vor
dem Hintergrund der hohen Be-
deutung der Flüchtlings- und
Asylproblematik verwundert es
nicht, dass man gerade in diesem
Bereich auch am dringendsten
weitere Unterstützung durch
Bund, Länder und EU erwartet. 

Alle Städte geben unabhängig
von Region und Einwohnerzahl
an, dass sie hier nicht allein gelas-
sen werden dürfen. Dies ist ein
deutliches Signal, dass die bisher
von Bund und Ländern bereitge-
stellten finanziellen Mittel nicht
ausreichen, um die Herausforde-
rung der Aufnahme, Unterbrin-
gung und Integration der Flücht-
linge und Asylbewerber in den
Städten zu meistern. DK

Arbeitskreis Umwelt der CSU:

Fortschritt 
neu definieren
Thesen zum CSU-Grundsatzprogramm

Die Herausforderungen für die Weltgemeinschaft durch die ra-
sant steigende Zahl der Weltbevölkerung wachsen ständig. Eine
davon ist die Aufgabe, eine gerechte Weltwirtschaftsordnung
durchzusetzen, die allen Menschen die Teilhabe an den Gütern
der Erde ermöglicht. Eine Auseinandersetzung mit genau dieser
Thematik unter dem Motto „Planetarische Belastungsgrenzen er-
reicht – Fortschritt neu definieren“ erfolgte auf der Landesver-
sammlung des CSU-Arbeitskreises für Umweltsicherung und
Landesentwicklung in Regensburg.

Nach der Eröffnung durch den
AKU-Landesvorsitzenden Josef
Göppel, MdB, sprach u. a. der
Vorsitzende der CSU-Grundsatz-
kommission, Markus Blume,
MdL, unter dem Motto „Weiter
denken, Zukunft gestalten“ über
die Entwicklung eines neuen
Grundsatzprogramms. In diesem
Rahmen wurde auch über ein The-
senpapier des AKU an die CSU-
Grundsatzkommission diskutiert.
Das 14-Punkte-Programm mit
dem Titel „Von den Quellen aus“
plädiert unter anderem für regio-
nales Wirtschaften und soziale
Gleichheit.   

Laut Thesenpapier erwarten die
Vereinten Nationen für das Jahr
2050 eine Weltbevölkerung von
10,3 Mrd. Menschen. Unüberseh-
bar wachse die Aufgabe, eine ge-
rechte Weltwirtschaftsordnung
durchzusetzen, die allen Men-
schen die Teilhabe an den Gütern
der Erde ermöglicht. Dafür am be-
sten geeignet ist nach Ansicht des
AKU das Konzept der sozialen
und ökologischen Marktwirt-
schaft, in dem freie mittelständi-
sche Unternehmen den Schwer-
punkt bilden. Unverzichtbar blie-
ben zudem verbindliche Finanz-
marktregeln einschließlich der Fi-
nanztransaktionssteuer, um nicht
weiterhin die Steuerzahler Krisen
bezahlen zu lassen.

Frauenbildung

Alle Daten zeigten, dass Armut
und Ungleichheit zurückgehen,
wenn Frauen eine gute Bildung er-
fahren und aktiv am Wirtschaftsle-
ben teilnehmen können, heißt es
weiter. In vielen Entwicklungslän-
dern sei das der Schlüssel, um
auch Jugendlichen eine Zukunfts-
perspektive zu geben. Da deutsch-
landweit der gleiche Lohn von
Frauen für gleiche Arbeit noch im-
mer nicht überall verwirklicht ist,
seien konkrete politische Initiati-
ven unverzichtbar. „Für die CSU
muss dabei unverrückbar gelten:
Die Wahlfreiheit von Frauen und
jungen Familien steht im Vorder-
grund. Die gesellschaftliche Ein-
engung auf bezahlte Kindererzieh-
ung und Erwerbsarbeit darf nicht
zu neuen Rollenzwängen führen.“

Gute konservative Politik stützt
nach Auffassung des CSU-Ar-
beitskreises regionale Wirtschafts-
kreisläufe. Möglichst viel Wert-
schöpfung in den Regionen stabi-
lisiere die kulturelle Vielfalt der
Erde, senke den Transportbedarf
und gebe den Menschen Wurzeln
in der globalen Zivilisation. Für
Bayern und seine politische Er-
folgsstrategie sei regionale Unver-
wechselbarkeit entscheidend.

Eine weitere Forderung lautet:
„Die in unserem Land lebenden
Menschen müssen selbst darüber
entscheiden können, was auf unse-
ren Feldern angebaut wird. Wir dür-
fen uns nicht von internationalen
Agrarunternehmen vorschreiben
lassen, welche Pflanzensorten auf
unseren Böden wachsen. Bayern ist
seit fünf Jahren gentechnikanbaufrei
und soll es auch bleiben.“

Die Schönheit der bayerischen
Landschaft lebt sehr stark von
klar abgegrenzten Ortskernen.
Der AKU wendet sich gegen eine
bandartig ineinander fließende
Bauentwicklung auf der grünen
Wiese. Er befürwortet ein breit
angelegtes Programm zur Auf-
nutzung leerstehender Bausub-
stanz, das mit finanziellen Vortei-

len im kommunalen Finanzaus-
gleich verbunden ist. Auch sieht
er die Denkmalschutzbehörden in
der Pflicht, die ihnen zur Verfü-
gung stehenden Ermessensspiel-
räume auszuschöpfen, um in-
nerörtliche Leerstände möglichst
zügig wieder in nutzbare Wohn-
und Arbeitsstätten zu überführen.

Kaum jemand bezweifle mehr,
dass sich erneuerbare Energien
durchsetzen werden, wird in dem
Thesenpapier betont. Durch den
Übergang auf Ausschreibungen
und die Belastung des Eigenver-
brauches konzentriere sich der
weitere Ausbau aber in der Hand
anonymer Fonds und internatio-
naler Oligopole.

DezentralerAusbau

Das Wesen der erneuerbaren
Energien sei jedoch kleinteilig
und dezentral. Die Akzeptanz für
den Ausbau auf 85 % bis 2050
werde nur mit der direkten Betei-
ligung vieler Bürger erreichbar
sein. Diese Art von Energiepro-
duktion stärke strukturschwache
ländliche Räume und ermögliche
vielen Menschen in den Städten
über Mieterstrom die Teilhabe an
der Wertschöpfung des Energie-
marktes. Deshalb sei eine klare
Positionierung der CSU für die
Sicherung der Akteursvielfalt im
zweiten Stadium der Energiewen-
de dringend erforderlich.

2011 verabschiedete die Bayeri-
sche Staatsregierung ein weit-
schauendes Energiekonzept. Bis
2021 soll die Hälfte des benötigten
Stroms in Bayern selbst erzeugt
werden. „Im Bayernplan zur
Landtagswahl 2013 versprachen
wir als CSU gar, den Ausbau der
erneuerbaren Energien in Bayern
beschleunigen zu wollen. Für die
kommende Legislaturperiode
wollen wir das Ausbautempo
nochmals anziehen.“

Abhängigkeit bei Energie

Durch ein deutliches Abrücken
von diesen Positionen im Berliner
Koalitionsvertrag und der zusätz-
lichen Drosselung der Windkraft
in Bayern zeichnet sich laut AKU
am Horizont der Zustand ab, den
Franz Josef Strauß unbedingt ver-
meiden wollte. Er habe immer
wieder gefordert, Bayern dürfe
sich in der Energieversorgung nie
von anderen abhängig machen.
Der Einbruch bei Solarzellen,
Windkraft und Biogas werde
Bayern ohne baldige Korrektur
bei der Versorgungssicherheit und
den Energiekosten in den näch-
sten Jahren zurückwerfen, be-
fürchtet der Arbeitskreis.

Von zentraler Bedeutung sei ei-
ne nachhaltige Nutzung der
natürlichen Güter der Erde, die zu
einer besseren Ressourceneffizi-
enz und zu einer Verringerung der
negativen ökologischen Folgen
der Nutzung führt. Ein solch le-
benswichtiges Gut sei das Ele-
ment Phosphor, ohne das der
Mensch nicht leben könne. Die
Qualität neuer Phosphorvorkom-
men, die sich weltweit auf nur
sehr wenige Länder konzentrie-
ren, werde immer schlechter. Der
Gehalt an Uran, der mit jeder Ein-
heit Dünger auf die Felder ausge-
bracht wird, steige kontinuierlich
an. „Eine wichtige Zukunftsauf-
gabe muss daher sein, die Phos-
phorkreisläufe in unserem Land
zu schließen.“ DK

Energetische Gebäudesanierung:

10.000-Häuser-Programm 
erfolgreich gestartet

Aigner: „Nachfrage nach Förderung übertrifft unsere kühnsten Erwartungen“

Das 10.000-Häuser-Programm ist jüngst mit großem Erfolg 
gestartet: Bereits in der ersten Stunde seit Freischaltung der
Antragsplattform  gingen 200 Anträge ein. Durch die ersten 200
Förderfälle kann ein jährlicher Ausstoß von 320 Tonnen CO2
vermieden werden.

Bayerns Energieministerin Ilse
Aigner: „Die Nachfrage nach ei-
ner Förderung übertrifft unsere
kühnsten Erwartungen. Damit ist
klar: Das 10.000-Häuser-Pro-
gramm wird ein Erfolg, und Bay-
erns Hausbesitzer leisten im Klei-
nen einen großen Beitrag zum
Gelingen der Energiewende. Mit
dem 10.000-Häuser-Programm
fördern wir die energetische Ge-
bäudesanierung und energieeffizi-
ente Neubauten mit 90 Millionen
Euro bis 2018. So integrieren wir
unsere Wohngebäude in das Ener-
giesystem der Zukunft.“

Aigner weiter: „Energieeffizi-
enz und Flexibilisierung sind zen-
trale Bausteine der Energiewende.
In Bayern entfallen auf den Ge-
bäudesektor rund 40 Prozent des
Gesamtenergieverbrauchs und 35
Prozent der CO2-Emissionen, vor
allem beim Heizen. Ein Großteil
des Gebäudebestands stammt aus
der Zeit vor der ersten Wärme-
schutzverordnung im Jahr 1977
und ist daher energetisch ineffizi-
ent und modernisierungsbedürf-
tig. Neue Gebäude brauchen bis
zu 90 Prozent weniger Heizener-
gie. Die Energieeffizienz von
Wohngebäuden ist daher einer der
Schwerpunkte meiner Energiepo-
litik.“

Nun können Bauherren Förder-

anträge über das Online-Portal
www.energiebonus.bayern stel-
len. Der EnergieBonusBayern
kann zusätzlich zu anderen Pro-
grammen, etwa der KfW-oder
BAFA-Förderung, beantragt wer-
den. Gefördert werden unter-
schiedliche Maßnahmen vom
Heizungstausch, also den Ersatz
eines alten Heizkessels durch ein
effizienteres neues Modell, bis hin
zum EnergieSystemHaus, also
z.B. netzdienliche Photovoltaik
oder Eigenstromerzeugung durch
Kraft-Wärme-Kopplung (KWK),
mit bis zu 18.000 Euro.

Der Nutzen für die Bürger ist
hoch: mehr Unabhängigkeit,
mehr Komfort, weniger Energie-
verbrauch, weniger CO2-Ausstoß
und weniger Heizkosten. Ziel-
gruppe ist vor allem der Altbau;
es gibt aber auch Anreize für den
Neubau.

MdL Dr. Reichhart: „Zur Ener-
giewende gehört die Wärmewen-
de. 40 Prozent der Energie wer-
den in Gebäuden eingesetzt. Mit
dem neuen Programm werden
daher innovative Heizungen und
Energiespeichersysteme geför-
dert. Bayern schafft damit auch
ein Konjunkturprogramm für
Mittelstand und Handwerk und
macht Ernst beim Klimaschutz.“
Zudem will das Programm inno-

vative Techniken voranbringen
und Gebäude zum Beispiel über
intelligente Stromnetze in das En-
ergiesystem der Zukunft einbin-
den. Ergänzend wies Landtagsab-
geordneter Sauter darauf hin, dass
das 10.000-Häuser-Programm
ein Alleinstellungsmerkmal für
Bayern darstelle - eine vergleich-
bare Förderung gebe es in keinem
anderen Bundesland.

Um eine möglichst große Brei-
tenwirkung zu erzielen und um
die Bürger in unterschiedlichen
Lebenssituationen zu erreichen,
gliedert sich das 10.000-Häuser-
Programm in zwei Teile: den Pro-
grammteil „EnergieSystemHaus“
für grundlegende Sanierungen
(oder energieeffiziente Neubau-
ten) sowie den Programmteil
„Heizungstausch“ für diejenigen,
die keinen großangelegten Um-
bau verwirklichen wollen oder
können. Je anspruchsvoller das
Bauvorhaben, umso höher die
Förderung. 

Die Antragstellung ist sehr un-
bürokratisch geregelt. Sie erfolgt
in Abstimmung mit KfW-Förder-
verfahren unter Nutzung vorhan-
dener Daten und Unterlagen. Die
Anträge werden in Südbayern
(Ober- und Niederbayern sowie
Schwaben) bei der Regierung
von Niederbayern und in Nord-
bayern (Franken und Oberpfalz)
bei der Regierung von Unterfran-
ken eingereicht.
Weitere Informationen unter:
www.energiebonus.bayern 
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

es ist ein grausames und 
aufwühlendes Bild: Ein kleiner 
syrischer Junge liegt tot an der
türkischen Küste. Der kleine
Aylan ist auf der Flucht vor Ter-
ror, Tod und Gewalt ertrunken.
Das Bild ist ein schreckliches
Zeugnis eines gescheiterten
Fluchtversuchs. Aylan steht
stellvertretend für alle Flücht-
linge, besonders für Kinder, die
ihre lebensgefährliche Flucht
nicht geschafft haben und dabei
ums Leben gekommen sind. Weltweit sind derzeit
über 60 Millionen Menschen auf der Flucht. 

Wir im sicheren Europa, in Deutschland, in
Bayern sind in der Pflicht, diesen Schutzbedürf-
tigen zu helfen und Zuflucht zu gewähren. Wir –

die Länder, die Landkreise und die Kommunen
– brauchen jedoch die Möglichkeit, dies in ge-
ordneten Strukturen schaffen zu können. In der
Bringschuld ist hier unsere Bundesregierung.
Sie muss dringend dafür Sorge tragen, dass die
Verteilung innerhalb Europas sauber geregelt
wird und der Flüchtlingszustrom nicht unge-
bremst nach Deutschland läuft. Spätestens nach
dem großen Hilfeschrei aus München Mitte
September ist auch der Berliner Regierung
klar: Wir brauchen eine schnelle und gute Lö-
sung. Die Hilfsbereitschaft der Bürgerinnen
und Bürger, der Ehrenamtlichen und aller wei-
teren Helferinnen und Helfer in der Asylkrise
darf nicht überstrapaziert werden. 

Des Weiteren dürfen engagierte Politiker bei
der Unterbringung und Betreuung der Asylbe-
werber nicht im Stich gelassen werden. Auf
den Punkt brachte es unter anderem Staatsmi-
nister und Staatskanzleichef Dr. Marcel Huber
mit den Worten: „Unsere Pflicht nach oben
hat Grenzen!“ 

Mit Grenzkontrollen und dem zeitlich be-
grenzten Aussetzen des Schengener Abkommens
wurde München, dem Hauptkreuz in Deutsch-
land in der Flüchtlingskrise, zumindest vorü-
bergehend Luft zum Atmen verschafft. Auch in
Zukunft muss klar sein: Ja, wir helfen Men-
schen, die vor Leid, Tod und Terror fliehen.
Aber die große Politik muss hierfür sinnvolle
und geeignete Strukturen schaffen, dann wird
auch der Landkreis Mühldorf a. Inn weiter-

hin sehr gerne seiner Pflicht
nachkommen und Flüchtlin-
ge aufnehmen.

Aktuell leben im Landkreis
Mühldorf a. Inn mit Stand 
16. September 2015 insgesamt
957 Asylbewerberinnen und
Asylbewerber aus insgesamt 31
verschiedenen Herkunftslän-
dern, inklusive 90 unbegleitete
Minderjährige. Untergebracht
sind die Asylbewerber in Ge-
meinschaftsunterkünften, de-
zentralen Unterkünften und in
einer Aufnahmeeinrichtung im
Rahmen des Asylnotfallplans

mit derzeit 199 Asylbewerberinnen und Asylbe-
werbern. Bis Ende des Jahres rechnen wir mit ins-
gesamt rund 1.800 Asylbewerbern im Landkreis.

Um hier eine gute Integrationsarbeit leisten zu
können, müssen Landkreis, Kommunen, ehren-
amtliche Helfer, Bildungsträger und Wirtschaft in
der Region eng und effizient zusammenarbeiten.
Hier pflegen alle Beteiligten eine enge und regel-
mäßige Abstimmung. Für die Betreuung der Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerber ist die Asylso-
zialberatung in Zusammenarbeit mit vielen Hilfs-
organisationen und Ehrenamtlichen verantwort-
lich. Deren Koordination läuft im Landkreis
Mühldorf a. Inn mittlerweile zentral im Landrats-
amt. Ohne die große Unterstützung dieser Ehren-
amtlichen und Hilfsorganisationen wäre es uns
nicht möglich, alle Asylbewerber in angemesse-
ner Weise zu betreuen. Daher gilt mein großer
Dank all diesen Personen, die sich stets so un-
eigennützig für die Schutzbedürftigen im Land-
kreis einsetzen!

Mit Blick auf die aktuellen Prognosen wird
die Belastung für alle Beteiligten in absehbarer
Zeit sicher nicht abnehmen. Umso wichtiger ist
es, dass nicht nur vor Ort, sondern auch über-
regional und deutschlandweit alle Akteure im
Asylbereich gemeinsam an einem Strang ziehen.
Wichtig ist jedoch, dass wir auf kommunaler
Ebene nicht nur mit dem Finger nach „oben“ –
auf Bezirks-, Länder- und Bundesebene – zei-
gen. Vielmehr muss auch die Asylarbeit der
Landkreise und Gemeinden untereinander bei
Unterbringung und Betreuung absolut solida-
risch und kollegial verlaufen. Ich wünsche mir,
dass wir alle – Städte, Gemeinden, Landkreise,
der Freistaat und darüber hinaus auch der Bund
– in Zukunft eng, vertrauensvoll und höchst ko-
operativ der gesamten Asyl- und Flüchtlings-
herausforderung begegnen. Nur so werden wir
die große gesamtgesellschaftliche Herausfor-
derung des 21. Jahrhunderts meistern!

Ihr Georg Huber
Landrat Mühldorf a. Inn

KolumneGZ Georg Huber

Enge Kooperation
auf allen Ebenen

Pressekonferenz von Kultusminister Spaenle:

Schwerpunkte 
im neuen Schuljahr

Bayern wird seine Anstrengungen in der Bildungsarbeit für die
Kinder und Jugendlichen aus Bayern, aber auch für die jungen
Flüchtlinge und Asylbewerber weiter fortsetzen. Wie Bildungs-
und Wissenschaftsminister Dr. Ludwig Spaenle bei einer Presse-
konferenz in München mitteilte, liegen Schwerpunkte der Weiter-
entwicklung des bayerischen Schulwesens im neuen Schuljahr
beim Ausbau des Ganztags, der Ausweitung der Inklusion, dem
Erhalt kleiner selbständiger Grundschulen in Räumen mit hohem
Bevölkerungsrückgang und der Einführung der Mittelstufe Plus
an 47 Pilotgymnasien.

Spaenle zufolge bleibt die best-
mögliche Förderung aller jungen
Menschen im Freistaat – „unabhän-
gig von ihrem Elternhaus“ weiter-
hin Ziel des Bayerischen Bildungs-
wesens. Im Schuljahr 2015/2016
besuchen rund 1,68 Millionen
Schülerinnen und Schüler Schulen
in Bayern. Der Freistaat Bayern hat
über 4.000 Lehrkräfte eingestellt,
darunter rund 300 Fach- und För-
derlehrkräfte an allgemein bilden-
den Schulen.

Als besondere Herausforde-
rung erachtet Spaenle den gegen-
wärtigen Zustrom von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern. Demzu-
folge seien für das neue Schuljahr
Angebote für junge Flüchtlinge
und Asylbewerber massiv ausge-
weitet worden. Bayern habe dazu
entsprechend mehr Stellen und
zusätzliche Mittel bereitgestellt. 

470 Übergangsklassen

Konkret sind an Bayerns
Grund- und Mittelschulen rund
470 Übergangsklassen für schul-
pflichtige Flüchtlinge und Asyl-
bewerber vorgesehen; zu Beginn
des Schuljahres 2014/2015 waren
es nur rund 300. In den Über-
gangsklassen lernen die jungen
Menschen u. a. Grundlagen der
deutschen Sprache, um später am
Regelunterricht teilzunehmen.
Viele Grund- und Mittelschulen
unterbreiten den jungen Men-
schen weitere Sprachförderange-
bote, z. B. Deutschförderklassen
und -förderkurse. In Klassen mit
über 25 Kindern, in denen über
50 Prozent der Kinder Migrati-
onshintergrund haben, werden
Teilungen vorgenommen.

Berufsintegrationsklassen

Für die Grund- und Mittelschu-
len stehen im Schuljahr 2015/
2016 Mittel in Höhe von 750.000
Euro zur Verfügung, um z. B. ne-
benamtliche Mitarbeiter beschäf-
tigen oder Dienstleistungen täti-
gen zu können. Für berufsschul-
pflichtige Flüchtlinge und Asyl-
bewerber an Berufsschulen wer-
den rund 440 Berufsintegrations-
klassen eingerichtet, das sind
rund 260 mehr als zu Beginn des
Schuljahres 2014/2015. Die jun-
gen Asylbewerber und Flüchtlin-
ge nehmen an einem zweijähri-
gen bundesweit einzigartigen
Programm teil, erlernen dabei
Deutsch und erhalten einen Ein-
blick in die Berufswelt.

Bayerische Realschulen und
Gymnasien erproben an Modell-
schulen in München und Nürn-
berg, wie sie zugezogene Kinder
und Jugendliche mit geringen
Deutschkenntnissen, auch Flücht-
linge und Asylbewerber, zu dem
von ihnen angestrebten Ab-
schluss noch gezielter als bisher
unterstützen können. Für noch
nicht vollzeitschulpflichtige Kin-
der und Jugendliche wurden vom
Kultusministerium in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen in Mün-
chen, Zirndorf, Regensburg und
Deggendorf Deutschkurse einge-
richtet.

Nach Spaenles Worten gestaltet
Bayern sein Schulwesen stärker
als je zuvor entsprechend den An-
forderungen einer immer hetero-
generen Schülerschaft. Deshalb
würden den Schülerinnen und
Schülern innerhalb des differen-
zierten und sehr durchlässigen

Schulwesens immer mehr indivi-
duelle Lernzeiten und zusätzliche
pädagogische Begleitung ange-
boten. Beispielhaft nannte er die
Flexible Grundschule, die Vor-
klassen für die Beruflichen Ober-
schulen sowie die Mittelstufe
Plus. Letztere können 47 Gymna-
sien nunmehr in einem zweijähri-
gen Pilotversuch erproben. Die
Mittelstufe Plus bietet Schülerin-
nen und Schülern mit pädagogi-
schem Bedarf ein Jahr mehr
Lernzeit. 

Ganztagsangebote 

Auch die gebundenen und offe-
nen Ganztagsangebote sowie die
Mittagsbetreuung werden flä-
chendeckend und bedarfsorien-
tiert ausgebaut. Erstmals wird die
Form der offenen Ganztagsschu-
le auch an Grundschulen und För-
derschulen für die Jahrgangsstu-
fen 1 bis 4 eingerichtet. Rund 300
offene Ganztagsgruppen werden
hier zum neuen Schuljahr in einer
Pilotphase realisiert. Die Anzahl
der offenen Ganztagsgruppen
wird an bayerischen Schulen im
Schuljahr 2015/2016 auf rund
4.450 erhöht.

30 weitere Schulen werden ge-
bundene Ganztagsklassen ein-
richten können. Zahlreiche Schu-
len weiten den bereits bestehen-
den gebundenen Ganztag aus.
Die Anzahl der Gruppen der Mit-
tagsbetreuung und verlängerten
Mittagsbetreuung kann nun auf
rund 7.000 angehoben werden.

Mit dem Modellprojekt „offene
Ganztagsangebote in Kooperati-
on von Schule und Jugendhilfe“
wollen Freistaat und Kommunen
Betreuungszeiten für Kinder an
Grund- und Förderschulen an
Wochentagen bis 18 Uhr und in
den Schulferien ermöglichen. Er-
ste Modelle werden nun erprobt.

Mit Unterstützung des Eu-
ropäischen Sozialfonds weitet der
Freistaat das Projekt „Gebundene
Ganztagsangebote im Bereich
von Übergangsklassen“ im
Schuljahr 2015/2016 von 30 auf
künftig 50 Ganztags-Übergangs-
klassen aus. So werden der Er-
werb der deutschen Sprache und
die Integration von jungen Men-
schen mit Migrationshintergrund
weiter gefördert.

Inklusion

Auch bei der Inklusion kom-
men Bayerns Schulen voran. Im
vergangenen Schuljahr wurden
knapp 20.000 Schülerinnen und
Schüler an allgemeinbildenden
Regelschulen sonderpädagogisch
gefördert. Dazu kamen im Schul-
jahr 2014/2015 rund 2.000 Schü-
lerinnen und Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf an
Förderschulen, die gemeinsam
mit Schülerinnen und Schülern
ohne sonderpädagogischen För-
derbedarf z. B. in Partnerklassen
unterrichtet wurden. Die Anzahl
der Schulen mit dem Profil Inklu-
sion steigt zum neuen Schuljahr
um rund ein Drittel auf 212. Dar-
unter befinden sich 27 Förder-
schulen. Wie bereits in den ver-
gangenen vier Schuljahren wer-
den nunmehr weitere 100 Plan-
stellen für die Inklusion bereitge-
stellt. Seit 2011 wurden so bisher
insgesamt 500 zusätzliche Leh-
rerstellen in die inklusive Bildung
investiert.

Wie Spaenle weiter ausführte,
findet die Initiative „Bildungsre-
gion Bayern“ immer mehr An-
klang: In 70 kreisfreien Städten
und Landkreisen arbeiten die be-
teiligten Einrichtungen daran, die
Bildungschancen für die jungen
Menschen weiter zu verbessern
und die Übergänge von der Schu-
le in Ausbildung, Beruf und wei-
tere schulische Bildung zu opti-
mieren sowie die Bildungsange-
bote für Menschen jeglichen Al-
ters zu verstärken.

Vergleichbare Bedingungen

Die Kommunen unterstützen
damit auch die Anstrengungen des
Freistaats zugunsten vergleichba-
rer Lebens- und Bildungsbedin-
gungen landesweit. Bayern finan-
ziert dazu landesweit die notwen-
digen Lehrerstellen, z. B. für den
Erhalt von selbständigen Grund-
schulen in Gebieten mit starkem
Rückgang der Bevölkerung, sowie
für ein breites und vielfältiges
wohnortnahes Schulangebot.

Um die Diagnosefähigkeit der
Lehrkräfte weiter zu stärken, ar-
beitet der Freistaat intensiv an der
Aus- und Fortbildung von Multi-
plikatoren der Begabtenförde-
rung. Als Instrumente zur Begab-
tenförderung nannte der Minister
unter anderem die Flexible
Grundschule, die Kinder mit be-
sonderer Begabung dabei unter-
stützt, die Eingangsstufe der
Grundschule in einem Jahr zu
durchlaufen, zudem Seminare für
besonders begabte und engagier-
te Schülerinnen und Schüler an
allen Schularten, den M-Zweig
der Mittelschule und den Schul-
versuch „Talente finden und för-
dern an der Mittelschule“ (TAFF)
von Stiftung Bildungspakt Bay-
ern und Kultusministerium an 26
Mittelschulen sowie die Hochbe-
gabtenzentren an acht Gymnasien
und die Qualifizierung weiterer
Lehrkräfte an Gymnasien mit
Hochbegabtenklassen. DK

Maßnahmen und Forderungen zur
Behebung des Wohnraummangels

Innenminister Joachim Herrmann: 
Wiedereinführung der degressiven Abschreibung für Mietwohnungsneubauten notwendig 

Bis Ende Juli sind bereits 47.767 neue Asylbewerber nach Bayern
gekommen – mehr als im ganzen letzten Jahr. Rund ein Drittel
derAntragsteller darf dauerhaft in Deutschland bleiben. Sie brau-
chen Wohnraum. Der rasante Anstieg der Asylbewerber ver-
schärft nach den Worten des Bayerischen Innenministers Joa-
chim Herrmann die ohnehin angespannte Wohnungsmarktsitua-
tion im preisgünstigen Segment. Gemeinsam mit Vertretern der
kommunalen Spitzenverbände informierte er jüngst über Maß-
nahmen und Forderungen zur deutlichen Verstärkung des Woh-
nungsbaus.

„Bayern wird seine jeweils für
2015 und 2016 veranschlagten
Wohnraumfördermittel in Höhe
von 242,5 Millionen Euro noch
dieses Jahr um weitere 50 Millio-
nen Euro und 2016 um weitere
100 Millionen Euro aufstocken“,
so Herrmann. Er übte zugleich
scharfe Kritik am Bund. Dieser
habe über die insgesamt 518 Mil-
lionen Euro Kompensationszah-
lungen hinaus, keinen einzigen
Euro zur Lösung des Problems
beigesteuert. Das sei absolut un-
zureichend: „Der Bund muss sich
mit mindestens zwei Milliarden
Euro jährlich beteiligen.“ 

Degressive Abschreibung

„Außerdem müssen Mietwoh-
nungsneubauten endlich wieder
degressiv abgeschrieben werden
können.“ Damit werde ein drin-
gend notwendiger zusätzlicher
Anreiz zum Bauen gesetzt, so der
Bayerische Bauminister.

Der Freistaat Bayern hat seit

2010 bis 2014 rund 25.000 Woh-
nungen und Heimplätze staatlich
gefördert und dafür rund 1,1 Milli-
arden Euro investiert. Nach Be-
schluss des Ministerrates vom 4.
August 2015 erhöht sich das För-
dervolumen in diesem Jahr auf
292,5 Millionen Euro, 2016 auf so-
gar 342,5 Millionen Euro. Künftig
erhalten Investoren Zuschüsse von
bis zu 300 Euro pro Quadratmeter
Wohnfläche, wenn sie geförderten
Wohnraum für die Dauer von sie-
ben Jahren anerkannten Flüchtlin-
gen zur Verfügung stellen. 

Baufreigaben steigen an

Herrmann: „Es freut mich
auch, dass die Kirchen und die
Bayerische Versorgungskammer
große Bereitschaft signalisiert ha-
ben, sich bei diesem Thema ein-
zubringen, etwa durch eigene
Grundstücke, über kirchliche
Wohnungsbauunternehmen oder
Kapitalinvestitionen.“

„Auch die Zahl der Baufreiga-

ben steigt“, informierte Herr-
mann. Gegenüber dem Ver-
gleichszeitraum des Vorjahres
konnten im ersten Halbjahr 2015
mit 28.972 Wohnungen zwei Pro-
zent mehr Wohnungsbaugeneh-
migungen erteilt werden. Im Be-
reich der Mehrfamilienhäuser mit
drei und mehr Wohnungen liegt
die Steigerungsrate sogar bei
knapp vier Prozent: „Meine Bit-
te an die Bauherrn: Setzen Sie 
die genehmigten Bauvorhaben
schnell um! Bauen Sie!“

Leerstehende 
Wohnungen ertüchtigen

Der Bauminister bot den Kom-
munen seine Unterstützung an.
Leerstehende Wohnungen kön-
nen über das Bayerische Moder-
nisierungs- oder Wohnungsbau-
programm ertüchtigt und für
Flüchtlinge verfügbar gemacht
werden. Mit Hilfe der Städte-
bauförderung können die Ge-
meinden Leerstände in Ortszen-
tren und auf Konversionsliegen-
schaften beseitigen und so Wohn-
raum auch für anerkannte Flücht-
linge herrichten. Das sei zugleich
eine Chance für die Entwicklung
der Städte und Gemeinden, insbe-
sondere in den strukturschwa-
chen ländlichen Regionen. Der-
zeit werden bereits einige kleine-
re, leer stehende Gebäude darauf-

hin untersucht, wie sie für eine
Wohnnutzung umgebaut werden
können.

Projektbeispiele

Darüber hinaus wies Herrmann
auf eine neue Broschüre des In-
nenministeriums mit kosten- und
flächensparenden Projektbeispie-
len hin: „Die darin enthaltenen
Beispiele helfen den Kommunen,
ihre begrenzten Finanzmittel ef-
fektiv einzusetzen und sollten un-
bedingt Schule machen!“

Kommunen sollen 
Bauland bereitstellen

Herrmann bat die Kommunen
nochmals, mehr Bauland bereit
zu stellen. Dafür gebe es neben
der Neuausweisung zwei weitere
Möglichkeiten: Die Aktivierung
von vorhandenem Bauland und
die Möglichkeiten der Nachver-
dichtung. Damit könnten gleich-
zeitig die vorhandene Infrastruk-
tur effizient genutzt, Verkehrswe-
ge vermieden, lebendige Ge-
meinden erhalten und Stadtzen-
tren gestärkt werden. Dazu emp-
fahl er die Einführung eines kom-
munalen Flächenmanagements,
etwa mit Hilfe der kostenlosen
staatlichen Flächenmanagement-
Datenbank.

Schulterschluss
aller Beteiligter

Der Innenminister schloss mit
den Worten, dass nur im engen
Schulterschluss von allen Betei-
ligten das akute Problem der
Wohnraumversorgung angemes-
sen gelöst werden könne. 
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(Fortsetzung von Seite 1)
Bayerische Landkreistag die
Kontrollen an der bayerisch-
österreichischen Grenze auf
ganzer Linie befürwortet. „Die
Schließung der Grenze verschafft
uns Luft“, erklärte Präsident Chri-
stian Bernreiter. Es sei Horst See-
hofers entschlossenem Drängen
zu verdanken, dass die Maßnah-
me zügig beschlossen und umge-
setzt wurde. Nicht zuletzt habe
der Ministerpräsident damit auch
auf die Überlastung der Kommu-
nen reagiert.

Masterplan nötig

Mit den Grenzkontrollen ist es
für Bernreiter aber nicht getan:
„Jetzt brauchen wir einen Master-
plan, mit dem wir die Flüchtlings-
krise in den Griff bekommen.“
Der Zustrom müsse auf ein han-
delbares Maß reduziert werden,
die bundesweite Verteilung rund
um die Uhr gewährleistet sein
und die Rückführung abgelehnter
Asylbewerber müsse konsequent
erfolgen. Generell gebe es zu vie-
le Lasten, mit denen die bayeri-
schen Kommunen noch weitge-
hend alleingelassen würden.

Unbegleitete 
minderjährige Flüchtlinge

Als Beispiel nannte Bernreiter
die hohe Zahl an unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlingen.
Hier, so Bernreiter, gelte nach wie
vor das Prinzip „Berlin redet,
Bayern handelt.“ Als der Freistaat
die anderen Bundesländer zur So-
lidarität in Sachen minderjähriger
Flüchtlinge aufrief, seien deutsch-
landweit nur 99 Plätze angeboten
worden. Bayern bringe derzeit
rund 12.000 junge Flüchtlinge
unter. Die Einsatzkräfte hätten die
Grenze der Belastbarkeit längst
überschritten. Noch immer exi-
stiere neben München kein weite-

(Fortsetzung von Seite 1)
In Augsburg luden unter ande-

rem die ehemalige Kammgarn-
spinnerei, die ehemalige fürst-
bischöfliche Residenz, die ehe-
maligen Wassertürme am Roten
Tor oder das Straßenbahndepot
am Senkelbach zum Erkunden
ein. Würzburg öffnete u. a. die
Pforten des Bürgerbräu-Areals,
des ehemaligen Wasserwerks in
Heidingsfeld und der St.-And-
reas-Kirche. Oberhalb von Pas-
sau wiederum konnte das 1927
eröffnete Kraftwerk Kachlet be-
sichtigt werden - ein Stauwerk
mit Doppelschleuse und Wasser-
kraftwerk in der Donau. Heute
von der E-ON Wasserkraft
GmbH betrieben, versorgt es
rund 90.000 Durchschnittshaus-
halte. 

Blockbohlenhaus

Aber auch viele Kleinode und
als solche vielleicht weniger be-
kannte Objekte – vor allem auch
in den Landkreisen wie in
Schönwald im Landkreis
Wunsiedel ein altes Blockbohlen-
haus – galt es, am Tag des offe-
nen Denkmals zu entdecken.

Kulturvermittlung

Wie Kulturvermittlung, tradi-
tionelles Handwerk und alter Ge-
bäudebestand „unter einem
Dach“ miteinander verbunden
werden können, präsentierte das
Porzellanikon in Selb. Dieses be-
findet sich in einer 1969 stillge-
legten ehemaligen Rosenthal-Fa-
brik und beherbergt mit dem Eu-
ropäischen Industrie-Museum für
Porzellan, dem Rosenthal-Muse-
um und dem Europäischen Muse-
um für Technische Keramik
gleich drei verschiedene Museen,
die demonstrieren, wie und unter
welchen Bedingungen Porzellan
im deutschsprachigen Raum ma-

(Fortsetzung von Seite 1)
mischen Erzeugnissen (Anteil: 9,3
%). Auch die Nahrungs- und Fut-
termittelhersteller sind in Ober-
bayern bedeutende Arbeitgeber,
7,9 % aller Beschäftigten waren in
dieser Branche tätig. 

10,3 % aller bayerischen Indus-
triebeschäftigten arbeiteten 2014
in Niederbayern; sie erwirtschaf-
teten 13,0 % der gesamten bayeri-
schen Industrieumsätze. Die nie-
derbayerischen Unternehmen
sind mit ihren Produkten auf den
internationalen Märken erfolg-
reich, die Exportquote lag 2014
bei 52,8 % und somit leicht über
dem bayerischen Durchschnitt
(51,2 %). Der Regierungsbezirk
ist vom Investitions- und Vorlei-
stungsgütergewerbe, insbesonde-
re vom Automobilbau und den
Zulieferbranchen, geprägt. Allein
25,6 % der Beschäftigten arbeite-
ten bei Herstellern von Kraftfahr-
zeugen (einschließlich der Her-
stellung von Kfz-Teilen). 

Bedeutende Branchen sind zu-
dem der Maschinenbau (Anteil
Beschäftigte: 16 %) sowie die
Herstellung von Metallerzeugnis-
sen (Anteil Beschäftigte: 12 %).
Auch die Herstellung von Nah-
rungs- und Futtermitteln wies mit
10 % einen hohen Beschäftigten-
anteil auf. Ferner sind die Herstel-
ler von Gummi- und Kunststoff-
waren, die Hersteller von Glas(-
waren) und Keramik sowie die
Produzenten von elektrischen
Ausrüstungen gewichtige Arbeit-
geber.

In der Oberpfalz waren im Jahr
2014 10,6 % der bayerischen In-
dustriebeschäftigten im Verarbei-
tenden Gewerbe tätig. Sie erwirt-
schafteten 9,7 % der gesamten
bayerischen Industrieumsätze.
Mit 52,7 % lag die Exportquote
leicht über dem bayerischen
Durchschnitt (51,2 %). Der Re-
gierungsbezirk ist stark von der
Elektroindustrie, dem Maschi-
nen- und Fahrzeugbau sowie von
dessen Zulieferern geprägt. Zu-
dem ist Regensburg (nach Mün-
chen) der zweitstärkste Biotech-
nologiestandort in Bayern. Die
Oberpfalz hatte bayernweit den
höchsten Anteil an Vorleistungs-
gütern (51,3 %). Innerhalb dieser
Hauptgruppe dominiert die Bran-
che „Herstellung von Elektrizi-
tätsverteilungs- und -schaltein-
richtungen. 

Der umsatzstärkste Wirt-
schaftszweig war die Herstellung
von Kraftwagen und -teilen, hier
waren 12,3 % aller Beschäftigten
tätig. In Bezug auf die Zahl der

res Drehkreuz für Flüchtlinge in
Deutschland.

Um die Flüchtlingsströme zu
koordinieren, hat das bayerische
Innenministerium inzwischen ei-
nen Stab eingerichtet. Laut Innen-
minister Joachim Herrmann hat
dieser die Aufgabe, den Transport
und die Weiterleitung von Flücht-
lingen nach Einreise in das Bun-
desgebiet zu koordinieren. Er
klärt auch die damit verbundenen
Sicherheitsfragen, insbesondere
im Zusammenhang mit dem der-
zeit stattfindenden Oktoberfest.
Deswegen habe der Stab auch die
Aufgabe, den Einsatz von Lan-
des- und Bundespolizei zu koor-
dinieren. Ziel sei dabei, die rei-
bungslose Verteilung der Flücht-
linge nach ihrer Kontrolle durch
die Bundespolizei innerhalb Bay-
erns und bundesweit sicherzustel-
len. Darüber hinaus gelte es,
durch den kontrollierten Ablauf
Schleusungen zu verhindern. 

Stab rund um die Uhr

Den Stab leitet Bayerns Lan-
despolizeipräsident Prof. Dr. Wil-
helm Schmidbauer. Ihm gehören
Vertreter des Sozialministeriums
und Verbindungsbeamte der Be-
zirksregierungen, der Bundes-
wehr, der Bundespolizei, der
Deutschen Bahn, der Rettungs-
und Hilfsorganisationen und der
Landeshauptstadt München an.
Er ist rund um die Uhr in Betrieb.
Die Verantwortung aller beteilig-
ten Ressorts in ihren Zuständig-
keiten innerhalb Bayerns bleibt
davon unberührt.

Wie Herrmann darlegte, habe er
„die klare Erwartung an den Koor-
dinierungsstab, dass die Weiterlei-
tung der Flüchtlinge in die Aufnah-
meeinrichtungen nach der ersten
Kontrolle in einem geordneten
Verfahren stattfindet. Es darf hier
keine Sicherheitslücken geben.“

In Betrieb genommen wurde

Beschäftigten dominierten die
Hersteller von elektrischen Aus-
rüstungen, die gut 20 % aller Ar-
beitsplätze bereitstellten. Auch
der Maschinenbau sowie die Her-
steller von Metallerzeugnissen
sind gewichtige Arbeitgeber. In-
nerhalb der Verbrauchsgüterindu-
strie sind die Hersteller von Nah-
rungsmitteln mit knapp 11.000
Beschäftigten eine bedeutende
Branche.

Starker Mittelstand

Oberfranken hatte im Jahr
2014 einen Beschäftigtenanteil an
der bayerischen Industrie von 9,6
%. Hier wurden 6,7 % der gesam-
ten bayerischen Industrieumsätze
erwirtschaftet. Die Industrie ist
mittelständisch geprägt, 44 % al-
ler Beschäftigten sind in Betrie-
ben mit weniger als 250 Beschäf-
tigten tätig (Bayern: 35 %). Die
Exportquote lag mit 46,9 % deut-
lich unter dem bayerischen
Durchschnitt (51,2 %). Der wich-
tigste Wirtschaftszweig des Re-
gierungsbezirks ist, sowohl in Be-
zug auf den Umsatz als auch auf
die Beschäftigten, der Maschi-
nenbau (Anteil Beschäftigte:
21%). Gewichtig sind außerdem
die Hersteller von Gummi- und
Kunststoffwaren, von Metaller-
zeugnissen sowie von elektri-
schen Ausrüstungen. Nach wie
vor sind auch die Porzellanindu-
strie, die Hersteller von Möbeln
und Textilien sowie die Nah-
rungsmittelindustrie bedeutende
Arbeitgeber.

Im Jahr 2014 waren in Mittel-
franken 15,1 % aller Industriebe-
schäftigten Bayerns tätig. Sie er-
wirtschaften 11,1 % der gesamten
bayerischen Industrieumsätze.
Überdurchschnittlich viele Be-
schäftigte (57,7 %) sind in Betrie-
ben mit 500 und mehr Mitarbei-
tern tätig (Bayern: 51,1 %). In der
Region sind auch zahlreiche klei-
nere Firmen zu Hause, die in ihrer
Branche zu den Weltmarktfüh-
rern zählen. Die Exportquote lag
mit 49,0 % leicht unter dem
bayerischen Durchschnitt (51,2
%). 

Der Branchenschwerpunkt liegt
in der Elektroindustrie (Beschäf-
tigtenanteil: 18,1 %) und im Ma-
schinenbau Beschäftigtenanteil:
17,5 %). Auch die Hersteller von
EDV-Geräten, elektronischen und
optischen Erzeugnissen sind ge-
wichtige Arbeitgeber (Beschäftig-
tenanteil: 8,4 %), knapp die Hälfte
davon entfallen auf Hersteller von
medizinischen Geräten. Je rund

unterdessen auch die zweite Auf-
nahme- und Rückführungseinrich-
tung für Asylbewerber aus den
Balkanländern mit Sitz in Bam-
berg. Sozialministerin Emilia
Müller zufolge „ist die zügige Be-
arbeitung der Asylanträge auch im
Interesse aller Asylbewerber. In
der Aufnahme- und Rück-
führungseinrichtung in Bamberg
sind daher alle Beteiligten unter ei-
nem Dach versammelt. Verwal-
tung, Ausländerbehörde, das Bun-
desamt für Migration und Flücht-
linge sowie das Verwaltungsge-
richt arbeiten Hand in Hand.“

Aufnahmeeinrichtung

Die Aufnahmeeinrichtung ging
nach nur einem Monat der Pla-
nung und Vorbereitung an den
Start. Müller dankte allen Betei-
ligten, insbesondere den kommu-
nalpolitisch Verantwortlichen, für
ihre Unterstützung. In Bamberg
werden künftig 1.500 Asylbewer-
ber mit geringer Bleibeperspekti-
ve untergebracht. Ziel der Ein-
richtung ist der Abschluss der in
der Regel aussichtslosen Asylver-
fahren und die anschließende
Rückführung in die jeweiligen
Heimatländer direkt aus der Ein-
richtung innerhalb weniger Wo-
chen. In der Einrichtung gilt
außerdem konsequent der Vor-
rang des Sachleistungsprinzips. 

Die Ministerin zog zudem eine
positive Zwischenbilanz der ersten
Aufnahme- und Rückführungsein-
richtung in Manching/Ingolstadt.
Das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge habe bereits über die
ersten Asylverfahren entschieden.
Die ersten Rückführungen seien
erfolgt. „Manching ist erfolgreich
angelaufen. Seit der ersten Rück-
führung erleben wir zudem eine
erhöhte Nachfrage nach Rück-
kehrberatung für eine freiwillige
Ausreise“, stellte die Ministerin
fest. DK

Bayern handelt...

Zeugen bayerischer...

Bayerische Landräte bitten
Kanzlerin um Gespräch 

Einladung in Grenzregionen

Die bayerischen Landrätinnen und Landräte haben Bundes-
kanzlerin Angela Merkel zu einem Vor-Ort-Termin in die bayeri-
schen Grenzregionen eingeladen. „Wir wollen der Kanzlerin von
unseren Erfahrungen, die wir Tag für Tag bei der Bewältigung
der Flüchtlingskrise machen, berichten. Wir müssen ihr zeigen,
wie dramatisch die Situation vor Ort ist“, sagte Christian Bern-
reiter, Präsident des Bayerischen Landkreistags und Deggendor-
fer Landrat. 

Der Bayerische Landkreistag begrüßt die Wiedereinführung der
Grenzkontrollen ausdrücklich. Doch seither wiederholen sich die
Szenen, die sich zuletzt am Hauptbahnhof München abgespielt
haben, an den Grenzübergängen im Süden und Osten des Frei-
staats. Nach Simbach am Inn, eine Grenzstadt mit 9000 Einwoh-
nern im niederbayerischen Landkreis Rottal-Inn, strömten an ei-
nem Tag 1000 Flüchtlinge. Auch Freilassing im Landkreis Berch-
tesgadener Land befand sich zwischenzeitlich wegen der hohen
Zahl an Flüchtlingen im Ausnahmezustand. 

Landrätinnen und Landräte sind immer auch Ansprechpartner
für die Bürger vor Ort. „Die Sorgen und Ängste unser Bürger wür-
den wir gerne an die Frau Bundeskanzlerin weitergeben“, so Bern-
reiter. „Wir hoffen sehr, dass sie die dringende Einladung der
bayerischen Landrätinnen und Landräte annimmt.“ 

nufakturell und industriell herge-
stellt wurde.

Der Heimat Gesicht geben

Wie Staatssekretär Georg Ei-
senreich bei der Auftaktveranstal-
tung zum diesjährigen Tag des of-
fenen Denkmals in Bayern in der
Residenz in Neumarkt i. d. Opf.
betonte, „geben die Denkmäler
im Freistaat unserer Heimat ihr
unverwechselbares Gesicht. Sie
sind Zeugen der Geschichte Bay-
erns. Unsere Denkmäler erzählen
von vergangenen Zeiten. Sie hal-
ten das kulturelle und historische
Erbe Bayerns wach.“

Wichtige Denkmalpflege 

Eisenreich hob die besondere

Bedeutung der Denkmalpflege
hervor: „Die Denkmalpflege wid-
met sich der wichtigen Aufgabe,
diese Zeugnisse unserer Ge-
schichte für künftige Generatio-
nen zu bewahren. Ich danke den
Mitarbeitern des Landesamtes für
Denkmalpflege, aber auch den
vielen Bürgerinnen und Bürgern
im Freistaat, die sich ehrenamt-
lich mit großem Engagement für
die Denkmäler einsetzen.“

Über 111.000 Denkmäler

Bayern gehört zu den denkmal-
reichsten Bundesländern in
Deutschland. Die Bayerische
Denkmalliste zählt über 111.000
Bau- und Kunstdenkmäler, dazu
weit mehr als 49.000 Bodendenk-
mäler. DK

7,5 % der mittelfränkischen Indus-
triebeschäftigten sind in der Nah-
rungsmittelproduktion tätig, insbe-
sondere in der Backwarenindu-
strie, sowie bei Herstellern von
Metallerzeugnissen.

Knapp 11 % der Industriebe-
schäftigten in Bayern waren 2014
in Unterfranken tätig. Sie erwirt-
schafteten in 801 Betrieben einen
Umsatz von 25,8 Mrd. Euro. Im
Regierungsbezirk dominiert die
Investitionsgüterindustrie. Dabei
sind Maschinenbaufirmen, die
Hersteller von Kraftwagen und -
teilen sowie die Hersteller von
elektrischen Ausrüstungen und
weitere Branchen überwiegend
Automobil- und Industriezuliefe-
rer. Dies wirkt sich auf die Export-
quote aus, die mit 43,6 % deutlich
unter dem bayerischen Durch-
schnitt (51,2 %) lag. Schweinfurt
ist das Zentrum der europäischen
Wälzlagerproduktion. Gewichtig
ist auch die Nahrungsmittelindu-
strie. Zudem weist die bayerische
Bekleidungsindustrie in Unter-
franken einen regionalen Schwer-
punkt auf; hier sind über 20 % der
bayerischen Beschäftigten dieser
Branche tätig.

Schwaben hatte nach Oberbay-
ern bei Umsatz (Anteil 14,1 %)
und Beschäftigten (Anteil 15,9
%) im Jahr 2014 den zweithöch-
sten Anteil an der Industrie in
Bayern. Mit 107 Beschäftigten
im Verarbeitenden Gewerbe je
1.000 Einwohner wies der Regie-
rungsbezirk eine überdurch-
schnittlich hohe Industriedichte
auf. Allerdings lag die schwäbi-
sche Exportquote mit 42,1 %
deutlich unter dem bayerischen
Durchschnitt (51,2 %). 

Die wichtigste Branche war der
Maschinenbau, hier waren knapp
25 % aller Industriebeschäftigten
in 183 unterschiedlichsten Betrie-
ben tätig. An zweiter Stelle stand
mit einem Beschäftigtenanteil
von gut 12 % die Herstellung von
Nahrungs- und Futtermitteln,
rund ein Drittel der Beschäftigten
war in der Milchverarbeitung
tätig. Auf die Hersteller von Me-
tallerzeugnissen entfielen knapp
12 % der Arbeitsplätze. Bei den
Herstellern von Kraftwagen und -
teilen sowie den Herstellern von
Gummi- und Kunststoffwaren
waren je gut 7 % der Beschäftig-
ten tätig. Überdurchschnittlich ist
der Sonstige Fahrzeugbau in
Schwaben vertreten, hier arbeiten
44 % der bayerischen Beschäftig-
ten dieser Branche, sie sind insbe-
sondere im Luft-  und Raumfahr-
zeugbau tätig. DK

Gewinner der Globalisierung...

Katholische Landjugend beim Bayerischen Gemeindetag:

Jugendbeteiligung
wichtiger„Haltefaktor“
Bei einem Austauschgespräch kamen die Katholische Land Jugend
Bayern (KLJB) und der Präsident des Bayerischen Gemeindetags,
Dr. Uwe Brandl, zu vielen Übereinstimmungen. Der Bürgermeister
von Abensberg stimmte den KLJB-Positionen in vielen Punkten zu,
insbesondere wie wichtig eine gute Jugendbeteiligung als „Halte-
faktor“ für die weitere Entwicklung einer Gemeinde ist: „Wenn
sich die Jugend nicht wohlfühlt, wird der Erwachsene nicht blei-
ben“, so Brandl. Zudem gab es einen fachlichen Austausch über die
Probleme des Flächenverbrauchs auf dem Land, wobei Differen-
zierungen von beiden Seiten für notwendig gehalten wurden.

Der ehrenamtliche Landesvor-
sitzende Andreas Deutinger stellte
die aktuellen Positionen der KLJB
Bayern vor, zuletzt beim Landes-
ausschuss Ende 2014 unter dem
Titel „Should I Stay Or Should I
Go? Jugend vom Land im demo-
graphischen Wandel“.

Die Debatte über die zielgrup-
pengerechte Ausformung der Ju-
gendbeteiligung müsse geführt
werden - hier sah auch Brandl die
Notwendigkeit für eine Bereit-
schaft zur Qualifikation für alle in
der Kommunalpolitik Beteiligten,
besonders die ehrenamtlichen Ju-
gendbeauftragten im Gemeinderat.

Das auch von der KLJB ange-
regte neue Fachprogramm „Demo-
graphischer Wandel“ des Bayeri-

schen Jugendrings (BJR) könne
hier neue Chancen eröffnen für
Musterprojekte, bewertete KLJB-
Landesgeschäftsführerin Maria
Kurz. Diese und von der KLJB mit
angeregte Forschungsprojekte über
„Haltefaktoren“ könnten den Zu-
sammenhang von erfolgreicher
Partizipation und Selbstbestim-
mung für junge Menschen und ei-
ner nachhaltigen Entwicklung einer
Gemeinde beweisen.

Aus der Praxis der Kommunal-
politik zeigte sich Brandl als Befür-
worter eines eigenen Budgets z.B.
für Jugendparlamente und offen
für die Selbstverwaltung, wenn
auch realistisch: „Beteiligung
scheitert oft, wenn jeder nur seines
durchsetzen will und nicht die

Spielregeln akzeptiert.“ Genau hier
wolle auch die KLJB mit jugend-
gerechten Methoden der Partizipa-
tion ansetzen, betonte Landesvor-
sitzender Andreas Deutinger.

Nach der Vorstellung der
KLJB-Position der Landesver-
sammlung 2015 „Flächen sparen
– Land gewinnen“ gab es einen
sehr guten Austausch über die
Möglichkeiten, Flächenverbrauch
einzudämmen. Hier müsse genau
hingeschaut werden, betonte
Brandl und verwies darauf, dass
nur der kleinste Teil des Flächen-
verbrauchs in Bayern auf die klei-
nen und mittleren, kreisangehöri-
gen Gemeinden entfalle.

Flächenverbrauch

Die „zentrumsgeprägte Ent-
wicklung“ in Bayern sei auch mit
einem sehr großen Flächenver-
brauch in den kreisfreien Groß-
städten verbunden. Diese hätten -
wie auch viele kleine Gemeinden
- mit der starken Zuwanderung
ganz neue Fragen nach Siedlungs-
strukturen zu beantworten. Eine
vielschichtige Sichtweise forderte
auch die KLJB, dazu gehöre eine
sinnvolle Flächenplanung in länd-
lichen Räumen mit dem vorrangi-
gen Ziel der Innen- vor der Auße-
nentwicklung und angepasst an
die jeweilige Gemeindestruktur,
so Landesvorsitzender Andreas
Deutinger. 
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Kommunale 2015 in Nürnberg:

Zukunftsthemen 
und Alltagsfragen

Für Bürgermeister, Behördenchefs und Abteilungsleiter ist der
14. und 15. Oktober2015 im NürnbergerMessezentrum ein Pflicht-
termin: Dann nämlich findet Deutschlands größte Fachmesse für
Kommunalbedarf ihrerArt statt, die Kommunale. Hier treffen sich
Entscheider und Führungskräfte der öffentlichen Verwaltung. 

Die Kommunale findet alle
zwei Jahre statt – und dann gibt´s
kein Halten mehr. 5.327 Besucher
waren es 2013, die sich bei 280
Ausstellern informierten und so
dazu beitrugen, dass die Kommu-
nale ihre Nummer-1-Position in
Deutschland weiter ausbaute.
BayGT-Präsident Dr. Uwe Brandl

positionierte den Gemeindetag
deshalb einmal mehr als kraftvol-
les Sprachrohr der Kommunen.

Flüchtlinge, Finanzausgleich,
Energiewende: es sind die ganz
großen Themen, welche die Ge-
meindechefs derzeit auf Trab hal-
ten. Und zwar alle! Da gilt es, ein-
mal kurz innezuhalten; sich auszu-

tauschen, neue Kraft zu schöpfen. 
Nürnberg ist die Heimat der

Kommunale – und Sitz des Hei-
matministeriums. Entsprechend
nutzt Bayerns Staatsminister für
Finanzen, Landesentwicklung und
Heimat, Dr. Markus Söder, die
Messe, um seine neue Heimatstra-
tegie vorstellen. Und Ilse Aigner,
Bayerns Staatsministerin für Wirt-
schaft und Medien, Energie und
Technologie, spricht über den ak-
tuellen Stand der Energiewende
mit Schwerpunkt auf die Rolle der
Gemeinden. 

Prominente
Persönlichkeiten

Überhaupt geben sich dieses
Jahr prominente Persönlichkeiten
aus Politik und Wissenschaft die
Klinke in die Hand auf der Kom-
munale: So ist denn auch der neue
Staatssekretär im Sozialministeri-
um Johannes Hintersberger eben-
so vor Ort wie der Rechtswissen-
schaftler Prof. Martin Burgi, der
sich ganz dem Kommunalrecht
und der Verwaltungsrechtsmoder-
nisierung verschrieben hat und
entsprechend für Aufmerksamkeit
auf der Kommunale sorgen wird. 

Mehrwert für die Besucher

Die Kommunale ist eine Veran-
staltung mit bundesweitem An-
spruch, was sich auch im Ausstel-
lerportfolio widerspiegelt. Ob
Kommunale IT, eGovernment,
Energiewende, Kommunaltech-
nik, öffentliche Verwaltung oder
Stadtplanung: „Es ist ein Mehr-
wert für die Besucher, dass sie bei
der Kommunale auf Menschen
treffen, welche die gleichen The-
men bewegt. Es sind die großen
Zukunftsthemen ebenso wie ganz
pragmatische Alltagsfragen, die
hier besprochen werden – und für
die es Lösungen gibt“, sagt Werner
Richthammer, Projektverantwort-
licher der Kommunale.

IT-Talk

Nach der erfolgreichen Premie-
re im Jahr 2013 gibt es auch 2015
wieder den IT-Talk der Kommu-
nen für IT-Verantwortliche. Dabei
geht es um Mobile Anwendungen,
cloudbasierte Bürgerportale oder
Datenschutz und Informationssi-
cherheit im kommunalen Bereich. 

Die Kommunale wird im Mes-
seteil veranstaltet von der Nürn-
bergMesse GmbH, ideeller Träger

Die Kommunale 2015 findet erstmals auf der NürnbergMesse im NCC Mitte statt. Keine andere Ver-
anstaltung bietet eine umfassendere Produktpalette für den kommunalen Bereich.

und Veranstalter des Kongresses
ist der Bayerische Gemeindetag
(BayGT). „Damit kommen Mes-
semacher-Knowhow und intensi-
ve Branchenkenntnis kongenial
zusammen, erklärt Richthammer.
„Das nützt Ausstellern und Besu-
chern gleichermaßen.“

Informationen und Erfahrun-
gen aus erster Hand vermitteln
die Ausstellerfachforen.Zahlrei-
che BestPractice Beispiele brin-
gen Lösungen und Produkte der
Aussteller nahe.

Ausstellerfachforen
mit zahlreichen 
BestPractice Beispielen

Die Themen der Aussteller-
fachforen sind so vielfältig wie
das Messeportfolio. Sie sind -
mitten im Messegeschehen plat-

ziert - für alle Besucher frei zu-
gänglich.

Parallel zur Ausstellung findet
auch 2015 der Kongress des
Bayerischen Gemeindetags statt.
Die Themen unter anderem:
Gleichwertige Lebens- und Ar-
beitsbedingungen in ganz Bay-
ern – die neue Heimatstrategie
des Freistaats, Gemeinde im digi-
talen Jahrhundert, Kommunale
Selbstverwaltung in Gefahr?,
CO2-freie Energieversorgung,
Breitbandförderung, Live-Ha-
cking, Zukunft des Einheimi-
schenmodells, Kommunaler Fi-
nanzausgleich, Frauen führen
Kommunen sowie Asyl in Bayern. 

Die Feuerwehr kommt!

Parallel zur Kommunale findet
wie immer am ersten Laufzeittag

der Feuerwehrinformationstag
statt. Süddeutschlands einzige
Feuerwehrfachtagung bringt
Feuerwehr-Führungskräfte, Si-
cherheitsverantwortliche, Behör-
den und Hilfsorganisationen zu-
sammen.

Dienstreise leicht gemacht

Die Unterstützung branchen-
bekannter Partner und Verbän-
de, günstige Anreise- und Ein-
trittspreise sowie das große
Angebots- und Fortbildungs-
spektrum für die Besucher ge-
währleisten die Dienstreise-
fähigkeit der Kommunale. Das
Konzept der kurzen Wege ga-
rantiert zudem, dass das ge-
samte Angebot der Kommuna-
le an einem Tag wahrgenom-
men werden kann.

Gute Gründe für den
Besuch der Kommunale
Sie tragen in der Kommunalverwaltung Verantwortung und wol-

len sich umfassend über die aktuellen technischen Möglichkeiten
und Innovationen informieren? Dann besuchen Sie die Kommuna-
le. Als Deutschlands größte Kongressmesse ihrer Art für den kom-
munalen Bedarf ist sie genau die richtige Informationsplattform.
Und es sprechen noch weitere Gründe dafür, vom 14. bis 15. Okto-
ber 2015 nach Nürnberg zu kommen:
1. Konzentration auf Kommunalbedarf

Fachmesse und Rahmenprogramm der Kommunale sind kom-
pakt in einer Halle des Messezentrums Nürnberg gebündelt. Keine
andere Veranstaltung bietet eine umfassendere Produktpalette für den
kommunalen Bereich rund um Infrastruktur, kommunale IT, Büro-
bedarf, EDV, Energie, Verkehr, Feuerwehr, Nutzfahrzeuge, Fi-
nanzmanagement, Arbeitsschutz, Personenschutz, Recycling, Um-
weltschutz, Entsorgung, Marketing oder Tourismus. Doch die At-
mosphäre bleibt auch in 2015 unvergleichlich familiär und anregend. 
2. Garantiert dienstreisefähig

Dienstreisen sind in vielen Städten und Kommunen ein heikles
Thema. Die Unterstützung branchenbekannter Partner und Verbän-
de, günstige Anreise- und Eintrittspreise sowie das große Angebots-
und Fortbildungsspektrum für die Besucher gewährleisten die
Dienstreisefähigkeit der Kommunale. Das Konzept der kurzen We-
ge garantiert, dass das gesamte Angebot der Kommunale an einem
Tag wahrgenommen werden kann. 
3. Lösungen für heute und morgen

Meetings, Termine, Kostendruck. Bleibt Ihnen während Ihrer
täglichen Arbeit oft kein Raum für Ideenfindung und Konzeptent-
wicklung? Dann lassen Sie sich auf der Kommunale inspirieren.
Fachveranstaltungen und Ausstellerforen bieten ausreichend Gele-
genheit, sich mit Kollegen auszutauschen und von den Erfahrungen
anderer zu lernen.
4. RegerAustausch inklusive

Auf der Kommunale sind Sie garantiert mit anderen Fachbesu-
chern und Ausstellern auf einer Wellenlänge. Das umfassende An-
gebotsspektrum sowie die Themen der begleitenden Fachveran-
staltungen sprechen alle Entscheider sowie Beschaffungsverant-
wortliche für öffentliche Verwaltung, Kämmerei, Bauamt, IT, Feu-
erwehr, Schulen und Kindergärten an. Mehr als 5.100 Bürgermei-
ster und leitende kommunale Angestellte besuchten diese einzigar-
tige Fachmesse beim letzten Mal. Seien auch Sie 2015 mit dabei! 
5. Messestandort Nürnberg

Die NürnbergMesse ist einer der bedeutendsten Kongress- und
Messestandorte Deutschlands. Ein entscheidender Faktor für den
Erfolg ist sicherlich die gute Erreichbarkeit . Ob Sie mit dem Auto,
der Bahn oder dem Flugzeug anreisen möchten - Nürnberg ist im-
mer einfach und bequem zu erreichen.

„Heimat Bayern Preis 2015“
„Heimat ist wichtig für die kulturelle Identität. Seit vielen Jahren
ziehen immer mehr Menschen nach Bayern und wählen unser
Land zu ihrer neuen Heimat. Das liegt nicht nur am wirtschaftli-
chen Erfolg und der hohen Lebensqualität in Bayern. In Bayern ist
unser Brauchtum fester Bestandteil des Lebens- und Heimatge-
fühls. Heute ehren wir Menschen, die sich um die Heimat und
bayerische Kultur verdient gemacht haben. Sie setzen sich mit Ver-
antwortungsbewusstsein, Leidenschaft und Kreativität für den
Erhalt der bayerischen Tradition ein“, stellte Heimatminister
Dr. Markus Söder bei der Verleihung des Heimatpreises 2015 beim
Festakt „Heimat Bayern“ in der Residenz München fest.

Ausgezeichnet wurden Filser
Buam e.V., Bund der Gebirgs-
schützen-Kompanien e.V. und
Bairisch-Alpenländischer Volks-
musikverein e.V.

Die Filser-Buam sind bayeri-
sches Urgestein. Dieses Jahr ha-
ben sie mit ihrem 50. Jubiläum
vielfach Grund zum Feiern. Die
Filser-Buam haben es sich zur
Aufgabe gemacht, das bayerische
Brauchtum zu erhalten, zu pflegen
und zu fördern. Dieses Ziel verfol-
gen sie auch aktiv durch Förde-
rung anderer Kulturvereine wie 
z. B. dem Isargau Bayerische Hei-
mat- und Volkstrachtenverein e.V.
und der Münchener Schule für
baierische Musik. Jenseits ihres

kulturellen Engagements unter-
stützen die Filser-Buam auch
Hilfsbedürftige. So richten sie je-
des Jahr unter vollem Einsatz ein
Osteressen für bedürftige Münch-
ner Senioren im Löwenbräu-Kel-
ler aus. 

In Bayern gibt es 47 Gebirgs-
schützenkompanien, die sich den
bayerischen Traditionen und der
bayerischen Kultur verpflichtet
fühlen. Alle ihre Mitglieder ver-
stehen sich persönlich als Hüter
und Verteidiger des bayerischen
Brauchtums und haben sich der
Pflege dieser Lebensart verschrie-
ben, für die unser Freistaat - gera-
de heute - auch von Nichtbayern
weltweit geschätzt und nicht we-

nig beneidet wird. In dieser Hin-
sicht ist besonders das Engage-
ment der Bund der Gebirgsschüt-
zen-Kompanien e.V. um Tracht
und Volkslied hervor zu heben.
Die Schützen setzen sich zu-
dem für den Erhalt typisch
bayerischer Bauwerke in ihren
Regionen ein, besonders durch
ihr ehrenamtliches Engagement
zur Pflege von Kapellen und Feld-
kreuzen. 

Sein Einsatz für den Erhalt eines
ursprünglichen und traditionel-
len bayerischen Liedgutes sucht
seinesgleichen. Am 19. Januar
2007 in Söllhuben gegründet, hat
der junge Bairisch-Alpenländi-
sche Volksmusikverein e.V.
schon Großartiges erreicht. Sein
Engagement reicht von der
frühen Förderung junger Musi-
kanten bis hin zu Seminaren
und Projekten mit anerkann-
ten Größen des Genres. Beson-
derer Fokus liegt auf dem Erhalt
der regionalen Vielfalt der al-
penländischen Traditionsmusik
und der traditionellen Volksmu-
sikformen.
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Veranstaltungsort
Messezentrum | 90471 Nürnberg 
14. – 15. Oktober 2015

Öffnungszeiten
Mittwoch 09:00 –18:00 Uhr
Donnerstag 09:00 –17:00 Uhr

Halle 9 Stand 342
Das aktuelle Programm und 
die Vorträge fi nden Sie immer unter 

www.akdb.de/kommunale

  Auf geht’s 
            zum kommunalen 

„Familientreffen“
     am 14. und 15. Oktober in Nürnberg

Wir gestalten Zukunft.
Digitale Verwaltungslösungen:

Wir leben eGovernment.
Bürgerservice-Portal:

Wir schaff en Freiräume.
Mobile Anwendungen:

Wir übernehmen das für Sie.
Dienstleistungen:

Innovativ. Kraftvoll. Partnerschaftlich.

Arbeitet Ihre Kommune
kosteneffizient?

Kommunale Leistungen und Produkte setzen sich rechnerisch aus
Einzel- und Gemeinkosten zusammen. Sehr wichtig ist das Gleich-
gewicht dieser beiden Kostenarten. Steigt der Gemeinkostenanteil
einseitig auf über 40 Prozent an, drohen der Kommune negative
Folgen. Zum Thema hat die AKDB nun einen Fachartikel veröf-
fentlicht. „Arbeitet Ihre Kommune kosteneffizient?“ zeigt Wege zur
Transparenz im Kostenmanagement und eröffnet praxisnahe Lö-
sungsstrategien, die jede Kommune umsetzen kann. 

Die Betriebswirtschaft unter-
scheidet zwischen direkten Ko-
sten für ein konkretes Produkt
und den Overhead- oder soge-
nannten Gemeinkosten. Zu letz-
teren zählen alle Kosten, die
keinem Produkt direkt zuzuord-
nen sind, aber im Gesamtpro-
zess, das heißt in der Verwal-
tung als Ganzes, benötigt wer-
den. Typische Gemeinkosten
sind meist Querschnittsfunktio-
nen wie beispielsweise die Auf-
wendungen für Gebäude, Fuhr-
park, Kasse, Kämmerei, Con-
trolling, Personalverwaltung,
Öffentlichkeitsarbeit, Betriebs-
arzt, Kantine oder PC-Benutzer-
service.
Gemeinkosten werden mittels
einer Umlage auf die Produkte
und Kostenträger verteilt.Dies
kann nach individuellen Schlüs-
seln, nach der Wertigkeit einer
Kostenstelle oder linear mit der
„Gießkanne“ erfolgen. Das Er-
gebnis oder besser die Folge
dieser Gemeinkostenumlage ist
hinlänglich bekannt: Die Ko-
sten kommunaler Produkte ver-
teuern sich um diesen Gemein-
kostenanteil. Dies kann zu Wett-
bewerbsnachteilen führen. Wird
beispielsweise der produktive
Arbeitslohn eines Mitarbeiters
aus dem Bauhof mit dem kom-
munalen Overhead belastet, ko-

stet seine Arbeitsstunde zum
Beispiel 44 Euro, während
Wettbewerbsangebote nur 34
Euro vorschlagen. Für nicht ho-
heitliche Aufgaben besteht bei
dieser Art der Kalkulation die Ge-
fahr, sich mittelfristig aus dem
Markt zu rechnen. In einem ande-
ren Beispiel ist es schwer zu er-
klären, weshalb der interne Ver-
rechnungspreis für einen Qua-
dratmeter Bürofläche 44 Euro be-
trägt, während die Räume außer-
halb des Rathauses deutlich gün-
stiger zu mieten sind.

Verdeckte Verwaltung

Liegt der interne Verrechnungs-
preis deutlich über dem Markt-
preis, so ist dies ein erstes
Warnsignal für eine „verdeckte
Verwaltung“ (Original: „The
Hidden Factory“1). Eine ver-
deckte Verwaltung verschlingt
häufig mehr Geld, Zeit und Res-
sourcen als der produktive Teil
der Verwaltung. Dies ist aber
nicht unmittelbar erkennbar.
Denn eine verdeckte Verwal-
tung sieht nur, wer nach ihr
sucht. Andere erkennen ledig-
lich, wie sich die Ausgaben ver-
größern und die Bearbeitungs-
zeiten verlängern. Das Phäno-
men verdeckte Verwaltung fin-
det sich gleichermaßen in der

Privatwirtschaft wie in der öf-
fentlichen Verwaltung.
Zum Auffinden verdeckter Ver-
waltungen eignen sich unter-
schiedliche Ansätze. Die be-
kannteste und zugleich umstrit-
tenste Methode ist die Gemein-
kosten-Wertanalyse. Beratungs-
firmen wie McKinsey nutzen
diese Methode bei ihren Man-
danten für einen kurzfristigen
Befreiungsschlag. Für ein konti-
nuierliches und weniger „laut-
starkes“ Reduzieren der Kosten
empfiehlt sich folgendes Vorge-
hen: Transparenz durch Kosten-
und Leistungsrechnung.

Kosten- und 
Leistungsrechnung

Eine verdeckte Verwaltung ist
per se nichts Außergewöhnli-
ches. Nur ihr wertmäßiger Um-
fang entscheidet über das damit
verbundene Risiko- und Gefah-
renpotenzial. Zur Beurteilung
dient eine Kosten- und Lei-
stungsrechnung, die die Pro-
duktkosten nach ihrer Verre-
chenbarkeit gliedert. 
Nachfolgende Kostenaufstel-
lung2 für Friedhofsleistungen ist
typisch für kommunale Produk-
te. Die Gesamtkosten setzen
sich aus dem Anteil an direkt
zurechenbaren Einzelkosten so-
wie dem „gefährlichen“ Block
der Gemeinkosten und gegebe-
nenfalls der kalkulatorischen
Kosten zusammen: Einzelko-
sten 25.063 Euro, Gemeinko-
sten (Umlage) 43.729 Euro, kal-
kulatorische Kosten 15.534 Eu-
ro, Gesamtkosten 84.326 Euro.

Auffällig an diesem Beispiel ist
die wertmäßige Verteilung in-
nerhalb eines Produkts. Die
Gemeinkosten nehmen einen
Anteil von 51 Prozent an den
Gesamtkosten ein. Plakativ ge-
sprochen bedeutet dies, dass es
für die Hälfte der Produktkosten
keinen direkten Verantwortli-
chen gibt. Führt man diesen Ge-
danken fort, so kann der Pro-
dukt-Verantwortliche nur die di-
rekten Einzelkosten steuern.
Beim Einwirken auf die Ge-
meinkosten, also die Umlage
der Gebäude-, Fuhrpark-, und
Kassen-Kosten, bleibt er chan-
cenlos. 
Dies wird deutlich, wenn die-
ser Produkt-Verantwortliche
im Rahmen von Haushaltsge-
sprächen den Auftrag erhält,
seine Kosten um zehn Prozent
zu reduzieren. Er kann dies bei
den Einzelkosten angehen, aber
der Gemeinkosten-Block ist von
ihm nicht steuerbar. Umfasst die-
ser nicht steuerbare Gemeinko-
sten-Block mehr als 30 Prozent
der Produkt-Kosten, sollte man
wachsam sein und erste Gemein-
kostenkürzungs-Programme
auflegen.

Entschlossenes Handeln

Übersteigen die Gemeinkosten
wie im obigen Beispiel die 50-
Prozent-Marke, ist im Sinne der
Kostentransparenz, Effektivität
und Wirtschaftlichkeit ein ent-
schlossenes Handeln gefordert.
Bei der Reduzierung der Ge-
meinkosten darf man sich kei-
nen Illusionen hingeben. Häufig
müssen auch gewohnte und lieb
gewonnene Leistungen geopfert
werden.
Ziel ist der strukturelle Rückbau
bzw. Abbau nicht notwendiger
Leistungen, um eine Verwaltung
effizienter zu gestalten und Orga-

nisationsfehler, Verschwendung
und unnötige Kosten zu vermei-
den. Neben der Kosten- und
Leistungsrechnung als profun-
des Werkzeug für Kosten-
Transparenz kann man bei Be-
darf weitere Methoden nutzen.

Prüfen der Strategie

Mit einer Strategie wird die
langfristige Entwicklung einer
Kommune mit dem Zweck der
Zukunfts- und Existenzsiche-
rung festgelegt. Diese politische
Richtlinienkompetenz zählt zu
den zentralen Aufgaben eines
Rates. Für die Verwaltung leiten
sich aus diesem Oberziel fortan
alle Teilziele ab. Geht etwa auf
Grund instabiler politischer
Mehrheitsverhältnisse diese Stra-
tegie verloren oder wird kontinu-
ierlich geändert, könnte beispiels-
weise jedes Fachgebiet eigene,
nicht abgestimmte Nebenziele
realisieren. Dies birgt die Gefahr
von Reibungsverlusten, unkoor-
dinierten Aktionen, Doppelar-
beit, einem unstetigen Entwick-
lungsverlauf sowie der Förde-
rung der verdeckten Verwal-
tung.

Haushaltsplanung:
Bei Null beginnen

Der ehemalige US-Präsident
Jimmy Carter hat noch als Gou-
verneur von Georgia in der öf-
fentlichen Verwaltung das soge-
nannte „zero based budgeting“
(ZBB) eingeführt. Bei dieser
Methode beginnt die Haushalts-
planung bei „Null“ (zero). Das

ZBB blendet die Vergangenheit
aus und plant, als wäre die
Kommune neu gegründet. So
besteht für jeden Teilhaushalt
und jedes Produkt die Notwen-
digkeit, neu zu überprüfen, zu
klassifizieren und einen Bud-
getwert zu planen. Die Vorteile
dieser Methode liegen auf der
Hand: Sie unterbindet das Fort-
schreiben von Budgetwerten
der Vorjahre „mit dem Lineal“
und blockiert die verdeckte Ver-
waltung.

Zusammenfassung

Häufig wird in der kommunalen
Praxis ein hoher Gemeinkosten-
anteil als selbstverständlich hin-
genommen und nicht hinter-
fragt. Die Gemeinkostenberei-
che können sich somit etablie-
ren und zu einer verdeckten
Verwaltung verfestigen. Eine
Kostenrechnung schafft Trans-
parenz und hilft, die Beteiligten
zu sensibilisieren und gegebe-
nenfalls weitere Maßnahmen zu
planen, denn übergeordnetes
Ziel sollte eine effiziente und
moderne Verwaltung ohne
wachsende Gemeinkosten-
blöcke sein. 

Quelle: www.akdb.de

1 In Anlehnung an den Fachauf-
satz „The Hidden Factory“;
1985; Miller & Vollmer; Har-
ward Business Review
2 Beispiel übernommen aus
KGSt; Bericht 4/2009; Struktur-
wandel und Wirtschaftlichkeits-
steuerung im Friedhofs- und
Bestattungswesen.

Bürgerservice-Portal:

Top-Tipps für maximale
Bekanntheit und Nutzung

Das Bürgerservice-Portal ist bei immer mehr Kommunen im
Einsatz. Hier finden Sie drei Tipps für Ihre Kommune, damit
es Bürger in Zukunft noch besser und schneller erreicht. Eine
aktuelle Studie zeigt, dass vorhandene Angebote mangels Be-
kanntheit in der Bevölkerung noch zu wenig genutzt werden.
Umso wichtiger ist es, Lösungen wie das Bürgerservice-Portal
offensiv zu vermarkten. Denn sicher ist: Bürger wollen selbst-
verständlich schon heute selbst entscheiden, wo und wann sie
Amtsgänge erledigen, bequem und unabhängig von Öffnungs-
und Wartezeiten, Fahrt- und Parkkosten. 

So erreicht das Bürgerservi-
ce-Portal Bürger noch schneller:
die drei Top-Tipps für maxima-
le Bekanntheit und Nutzung Ih-
res Bürgerservice-Portals. 
1. Machen Sie Ihr Bürger-
service-Portal bekannt.

Das schönste Angebot nützt
nichts, wenn es die Bürger nicht
kennen. Wählen Sie Instrumen-
te, Materialien und Ideen, die
das Bürgerservice-Portal be-
kannter machen. Nutzen Sie
beispielsweise Ihre eigene Web-
site, die Infokästen in Ihrer Ge-
meinde, die lokale Presse, An-
zeigen und Hinweise in der Ge-
meindezeitung und in Wochen-
blättern, Postwurfsendungen,
einen Tag der offenen Tür und
vor allem Ihr eigenes Personal
als Botschafter! Die AKDB
stellt Ihnen dazu ein kostenfrei-
es Marketing-Paket in Form
von Plakaten, Flyern, Argumen-
tationshilfen oder Online-Mate-
rial (Banner, Skyscraper, Rec-
tangle) zur Verfügung. 
2. Sorgen Sie für die schnelle
Auffindbarkeit der Dienste.

Platzieren Sie das Bürgerser-
vice-Portal so deutlich auf Ihrer
kommunalen Website, dass es
von den Web-Besuchern auch
leicht gefunden werden kann.
Verstecken Sie es zum Beispiel
nicht in Untermenüs, sondern
fügen Sie es in der Hauptnaviga-
tion ein. Benennen Sie es un-
missverständlich und hinterlegen
Sie entsprechende Suchbegriffe
auf Ihrer Seite. Verwenden Sie
plakativ das Logo „Bürgerservi-
ce-Portal“ oder verlinken Sie
von anderen Webseiten auf Ihr
Portal. Versetzen Sie sich in die
Bürger hinein: Wo würden diese
Online-Dienste suchen und er-
warten? 

3. Schulen Sie Ihr Personal.
Ihr Personal berät und erklärt

im direkten Bürgerkontakt. Die-
se Beratung ist oft ausschlag-
gebend, vor allem für die Ak-
tivierung der eID-Funktion
des neuen Personalausweises

und für die Wahrnehmung ent-
sprechender Online-Angebo-
te. Sachbearbeiter sollten mit
Ihrer Vermarktungsstrategie
vertraut sein. Ihnen sollte
geläufig sein, welche Dienste
in Ihrem Bürgerservice-Portal
zur Verfügung stehen und wie
sie funktionieren. 

eID-Authentifizierung
selten zwingend

Besonders überzeugend ist es,
wenn ein Mitarbeiter im Bür-
geramt aus eigener Erfahrung
über die Registrierung mit dem
neuen Personalausweis oder
über das Online-Bezahlen be-
richten kann. Allerdings erfor-
dern nur wenige Dienste zwin-
gend eine eID-Authentifizie-
rung; meist ist eine Anmeldung
mit Benutzername und Kenn-
wort ausreichend. 

Darüber hinaus sind Aus-
künfte zum Thema Datenschutz
und -sicherheit im Bürgerservi-
ce-Portal hilfreich – das heißt
zum sicheren Betrieb im BSI-
zertifizierten-Rechenzentrum
der AKDB sowie zu den An-
wendungsbereichen für den
neuen Personalausweis außer-
halb der Verwaltung – siehe
zum Beispiel www.personal-
ausweisportal.de. 

Übrigens bietet die AKDB
Schulungen zu verschiedenen
Themen rund um das Bürger-
service-Portal an, z. B. zu ePay-
ment oder zur Vermarktung.
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Positionspapier des Deutschen Städtetages:

Einsatz von Geoinformationen
in den Städten 
Good Practice-Beispiele aus Bayern

Städte mit ihren digitalen und qualitativ hochwertigen Geoin-
formationen haben als Datenproduzenten und –lieferanten ei-
nen bedeutenden Anteil am Gesamtdatenaufkommen in
Deutschland. Kommunalpolitische Zielsetzungen, integrative
Planungsprozesse sowie strategische Entscheidungen lassen sich
mithilfe von Geoinformationen sachorientiert herbeiführen und
anschaulich erläutern.

Für eine zukunftsfähige Stadt
bedarf es nach Auffassung des
Deutschen Städtetags aber nicht
nur smarter Technologien, sondern
auch politischer Weitsicht. Die
Entscheidungsträger in den kom-
munalen Stellen müssten davon
überzeugt sein, dass umfassendes
kommunales Geodatenmanage-
ment eine wegweisende und zu-
kunftsorientierte Infrastruktur-
maßnahme für eine nachhaltige
Stadtentwicklung ist. Von dieser
Infrastruktur werde künftig die
überwiegende Anzahl an E-Go-
vernment-Prozessen profitieren. 

Die im Positionspapier aufge-
führten Good Practice-Beispiele
zum „Einsatz von Geoinforma-
tionen in den Städten“ auf der
Basis von Geodaten geben ei-
nen Ein- und Ausblick darauf,
welche Möglichkeiten sich für
Städte in Richtung einer lebens-
und auch liebenswerten intelli-
gent organisierten Stadt ergeben
(können). 

Beispiel Denkmalmanagement
Nürnberg: Die Norisstadt besitzt
mit seiner ca. 4,5 km langen
Stadtmauer ein einzigartiges
Denkmal von europäischem
Rang. Hierfür wurde auf Wunsch
des Hochbauamtes im Nürnber-
ger GIS eine eigene Plattform
entwickelt. Diese Anwendung
wurde kreiert, um lokal verortete
aktuelle und historische Informa-
tionen wie Pläne, Fotos, Be-
schreibungen etc. personenunab-
hängig zu speichern. Damit ist es
möglich, quasi auf Knopfdruck
gezielt zu einzelnen Abschnitten
Pläne, historische Fotografien
und Informationen zu vergange-
nen Sanierungsmaßnahmen ab-
zurufen, die im Vorfeld aus ver-
schiedenen Archiven zusammen-
getragen wurden.

Die Stadtmauer zeigt ein diffe-
renziertes Bild von mittelalterli-
chen Abschnitten bis zum Wie-
deraufbau nach dem 2. Weltkrieg.
Die gesamte Mauer wurde in un-
terschiedliche geometrische bzw.
bauliche Abschnitte eingeteilt.
Diese erhielten unterschiedliche
Kategorien gemäß Ihrer Wertig-
keit als Denkmal und ihres bauli-
chen Handlungsbedarfes. Diese
reichen jeweils von gering bis
sehr hoch. Diese Kategorien wur-
den in unterschiedlichen Farben
im Lageplan hinterlegt, so dass
eine einfache optische Einschät-
zung des Gesamtbauwerkes er-
folgen kann.

Den einzelnen Mauerabschnit-
ten sind aktuelle Bilder und histo-
rische Dokumente zugeordnet.
Das System kann jederzeit dezen-
tral weiter mit Informationen er-
gänzt werden. Eine wichtige
Funktion ist hierbei die Eintra-
gung von akuten Schäden durch
optische Symbole und deren Lö-
schung nach erfolgter Sanierung.
Es stellt damit ein Werkzeug für
den Bauunterhalt der Stadtmauer
und ein zusätzliches Archiv von
historischen Quellen dar. Wich-
tig ist an dieser Plattform natür-
lich die ständige Fortschreibung
und Pflege der Daten, denn nur
so kann diese ihre Aufgaben er-
füllen.

Städtisches Ökokonto 

Beispiel Städtisches Ökokonto
Nürnberg: Ein nicht vermeidbarer
Eingriff in Natur und Landschaft
wie er beispielsweise durch die
Ausweisung von Baugebieten im
Rahmen der Bauleitplanung oder
der Verkehrsflächenplanung ent-
steht – erfordert das Festsetzen
von Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen. Diese Maßnahmen des
Naturschutzes und der Land-
schaftspflege können auch im
Vorfeld auf zu erwartende Ein-
griffe durchgeführt werden. Die
Bevorratung von vorgezogenen
Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men erfolgt im Rahmen von
Ökokonten. Die Stadt Nürnberg
hat im Hinblick auf die notwen-
dige Bauflächenentwicklung
ein städtisches Ökokonto ange-
legt. 

Flexible Datenhaltung

Um die langfristige Sicherung,
Pflege und Entwicklung sowie
Zuordnung zu Eingriffsvorhaben
besser verwalten zu können, wur-
de ein digitales Kompensations-
flächenkataster aufgestellt, basie-
rend auf Empfehlungen der
Bund/Länder-Arbeitsgruppe „Ein-
griffsregelung“ und der Anlage 2
zur Satzung der Stadt Nürnberg
zur Erhebung von Kostenerstat-
tungsbeträgen. In dieser Satzung
ist das Nürnberger Bilanzierungs-
modell mit der spezifischen Bio-
topwertliste niedergelegt. 

Die auf Standards basierende
Datenhaltung in einer Geodata-
base erlaubt eine einfache und
flexible Datenhaltung, die eine
integrierte Erfassung und Fort-

führung der Sachdaten und Geo-
metrien ermöglicht.

Beispiel Münchner Büro- und
Gewerbestandortkarte: Welche
Büro- und Gewerbeimmobilien
stehen aktuell zum Verkauf bzw.
zur Vermietung? Wo findet in den
nächsten Jahren die gewerbliche
Entwicklung statt? Dies sind be-
deutende Fragen für die Stadtver-
waltung des Wirtschaftsstandor-
tes München. 

Ein wichtiges Instrument zur
Beantwortung dieser Fragen ist
die Büro- und Gewerbestandort-
karte der Landeshauptstadt. Die
Standortkarten bieten den Akteu-
ren der Immobilienwirtschaft so-
wie den flächensuchenden Un-
ternehmen einen Überblick über
die derzeitige Angebotssituation.
Darin finden sich farblich ge-
kennzeichnet Kern- und Misch-
gebietsflächen sowie Gewerbe-
und Industriegebiete. Auch künf-
tige Flächenpotenziale für Ge-
werbe- und Büronutzungen wer-
den übersichtlich dargestellt.

Intensives Marketing

Das Referat für Arbeit und
Wirtschaft ist die zentrale Anlauf-
stelle der Landeshauptstadt Mün-
chen für flächensuchende bzw.
ansiedlungsinteressierte Unter-
nehmen. Der Fachbereich der
Wirtschaftsförderung betreibt
hier intensives Marketing für den
Wirtschaftsstandort München.
Dabei ist die Büro- und Gewerbe-
standortkarte ein zentrales Mar-
ketinginstrument. 

Diese dient als wichtige Grund-
lage bei Anfragen, insbesondere
bei der Standortberatung. Sie hilft
der Stadt München bei der inter-
nationalen Positionierung auf Im-
mobilienmessen sowie Delegati-
onsreisen und wird ebenso an na-
tionale wie internationale (Wirt-
schafts-) Delegationen überge-

ben, die zu Besuch in der Metro-
polregion sind. Außerdem kön-
nen mit Hilfe der Standortkarte
wichtige Multiplikatorenstruktu-
ren genutzt werden, indem die
geografische Darstellung an Insti-
tutionen weitergegeben wird, die
Auskünfte über den Wirtschafts-
und Immobilienstandort Mün-
chen erteilen (z.B. Invest in Bava-
ria, Europäische Metropolregion
München e.V., IHK, HWK, Ar-
chitektenkammer).

Beispiel Münchner Indikato-
renatlas: Indikatoren geben einen
hochaggregierten Überblick über
spezielle Strukturen und Entwick-
lungen. Durch ihre Standardisie-
rung können Indikatoren für natio-
nale oder internationale Städtever-
gleiche herangezogen werden.

Der Indikatorenatlas der Lan-
deshauptstadt München ist eine
frei zugängliche Webanwendung
zur Präsentation dieser umfang-
reichen Kennzahlen. Dabei wer-
den folgende Themenbereiche
dargestellt: Ärzte, Arbeitsmarkt,
Bevölkerung, Grundschüler, Kin-
derbetreuung, Verkehr, Wahlen.
Zentraler Bestandteil der Weban-
wendung ist eine geographische
Auskunft, mit deren Hilfe die In-
dikatoren auf ihren räumlichen
Bezug hin anschaulich visuali-
siert werden.

Eine wesentliche Grundlage
statistischer Informationssysteme
sind Geodaten. Mit deren Hilfe
kann das Statistische Amt Mün-
chen wichtige statistische Unter-
suchungen wie z. B. Standortpo-
tentialanalyse oder Analysen von
Einzugs- und Versorgungsberei-
chen durchführen. Zahlreiche
Entscheidungen innerhalb einer
kommunalen Verwaltung begrün-
den sich auf Basis solcher Unter-
suchungen. 

Darüber hinaus wird mit Hilfe
des Indikatorenatlas ein einmali-
ger Service für Bürgerinnen und
Bürger der Landeshauptstadt
München zur Verfügung gestellt
und mittels der geographischen
Auskunftskomponente gelingt es,
umfangreiche Statistiken in eine
verständliche Darstellung zu brin-
gen. Damit ist der Indikatorenat-
las nicht zuletzt aufgrund der
Geodaten ein essentielles Werk-
zeug im Sinne einer transparen-
ten Kommunalverwaltung. DK

Terminankündigung:

Kommunales GIS Forum 2015 
in Neu-Ulm

„Die digitale Gemeinde – Geodaten werden mobil“: Darü-
ber diskutieren am 16.11.2015 in Neu-Ulm im kommunalen
GIS-Forum des Runden Tisches GIS e.V. GIS-Verantwortliche
und Entscheidungsträger aus Gemeinden, Städten und Land-
kreisen, GIS-Anbieter und GIS-Dienstleister, Öffentlich be-
stellte Vermessungsingenieure und Vermessungsbüros, Vertre-
ter der Kommunalen Spitzenverbände, Repräsentanten der
GDIs aus Bayern und Baden-Württemberg sowie Vertreter
kommunaler Fachmedien und zahlreiche weitere Gäste.

Nach der Begrüßung durch den Vorstand Runder Tisch GIS
e. V. Andreas Schleyer, Ministerium für Ländlichen Raum und
Verbraucherschutz Baden-Württemberg und einer Key-Note
zum Thema „Geodaten im Landkreis - Gemeindeübergreifend
- Länderübergreifend“ von Landrat Thorsten Freudenberger,
Neu-Ulm, stehen im Anschluss vier Themenblöcke im Zen-
trum des GIS Forums: „Potenziale in offenen und kommerzi-
ellen Daten nutzen“, „Geodaten - fit für die Zukunft“, „Geo-
Apps als Service für den Bürger“ sowie „GIS und Daseinsvor-
sorge“.

Congress@it-sa in Nürnberg:

Trumpf im Kampf gegen
Hacker, Viren und Trojaner
Für IT-Sicherheitsspezialisten ist die it-sa, eine der weltweit
wichtigsten Fachmessen zur IT-Security, eine feste Größe: Vom 
6. bis 8. Oktober 2015 macht sie das Messezentrum Nürnberg
erneut zum Ziel für CIOs, CISOs, Administratoren aber auch
Unternehmenslenker, die sich über Haftungsrisiken oder Ver-
sicherungen für IT-Sicherheitsvorfälle informieren möchten.
Das begleitende Kongressprogramm Congress@it-sa bietet
wieder Gelegenheit, konkrete IT-Sicherheitsfragen zu vertiefen
und das Rüstzeug für die erfolgreiche Verteidigung der Unter-
nehmens-IT zu erweitern. 

Mit derzeit zwölf bestätigten,
überwiegend kostenfreien The-
menblöcken deckt Congress@
it-sa aktuelle IT-Sicherheitsthe-
men wie Advanced Persistent
Threats (APTs), Privilieged Ac-
count Exploits oder Mobile Secu-
rity umfassend ab. Dabei bleibt
Congress@it-sa seinem Konzept
treu: Ausstellende Unternehmen
und Verbände setzen themati-
sche Schwerpunkte, die sich am
Bedarf der Messebesucher orien-
tieren. 

Passgenaue Informationen

So informiert beispielsweise
bayme, Bayerischer Unterneh-
mensverband Metall und Elektro
e. V., über Datenschutz, Recht und
Informationssicherheit für Unter-
nehmen. Bei den Experten von
FSP dreht sich alles um Lösungen
im Bereich Identity and Access
Management, die effiziente und si-
chere Geschäftsprozesse ermögli-
chen. Weitere Aussteller, die sich
auf der Messe präsentieren und im
Kongress Wissen vermitteln, sind
cirosec, CyberArk, ownClooud,

sys4 AG, Trend Micro und TÜV
Informationstechnik. Unter dem
Titel „Rechtliche Anforderungen
an IT-Compliance und IT-Securi-
ty“ informiert DAVIT, die Arbeits-
gemeinschaft IT-Recht im DAV,
unter anderem zur Bedeutung des
neuen IT-Sicherheitsgesetzes für
die unternehmerische Complian-
ce-Struktur. Erstmals vertreten ist
außerdem der Walldorfer Soft-
warehersteller SAP. 

IT-Sicherheitsverantwortliche
in Ämtern und Behörden dürfen
sich wieder darauf freuen, dass
die Jahrestagung der IT-Sicher-
heitsbeauftragten der Länder
und Kommunen unter dem
Dach von Congress@it-sa statt-
findet. International wird es bei
einem Expertentreffen mit isra-
elischen IT-Sicherheitsfachleu-
ten, das vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium in Koopera-
tion mit der Bayerischen For-
schungsallianz organisiert wird.
Für alle Kongressteilnehmer
gilt: Sie erhalten freien Eintritt
zur it-sa, der Fachmesse mit der
größten Ausstellerbeteiligung in
Europa.
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MENSCHEN
VERNETZT IN HIGHSPEED

Setzen Sie beim Ausbau glasfaserbasierter High-Speed-Datennetze 
auf ein langfristiges und perfekt abgestimmtes Mikrokabelrohrsystem. 
Mehr Informationen erhalten Sie unter www.rehau.de/rauspeed

Tel. 09131 93408-0, nuernberg@rehau.com, www.rehau.de

EINE VERBINDUNG FÜR DIE ZUKUNFT
RAUSPEED Mikrokabelrohre

Treff en Sie uns 

auf der 

KOMMUNALE

14. – 15.10.15, 

Nürnberg

Symposien zur
kommunalen Infrastruktur

REHAU informierte zu staatlich gefördertem Breitband-Netzausbau 
in kommunalem Eigentum

Um der komplexen Thematik des Breitbandausbaus auf den
Grund zu gehen, veranstaltete REHAU gemeinsam mit Exper-
ten der GEO DATA GmbH, des Netzbetreibers inexio, des In-
genieurbüros Ledermann sowie der Laber-Naab Infrastruktur
GmbH eine Vortragsreihe. An insgesamt drei Terminen in ver-
schiedenen bayerischen Städten klärten sie die Gemeinden
über die verschiedenen Modelle und Möglichkeiten auf.

Im digitalen Zeitalter steht die
Förderung des Breitbandausbaus
im Fokus. „Bis zu 50 Mbit/s wer-
den mittel- bis langfristig nicht
ausreichen“, mit diesen Worten
eröffnete Norbert Daschner von
der Firma REHAU die Breit-
bandsymposien zur kommunalen
Infrastruktur in Bad Wörishofen,
Parsberg und Ismaning. In den
Vortragsreihen boten Experten
der Firmen REHAU, GEO DA-
TAGmbH, inexio, des Ingenieur-
büros Ledermann sowie der La-
ber-Naab Infrastruktur GmbH
Unterstützung auf dem Weg zum
Glasfasernetz in kommunalem
Eigentum.

Denn wie sollen sich die Kom-
munen verhalten? Während in
Bayern mit 1,5 Milliarden Euro
ein Zuschussmodell (Deckungs-
lückenmodell) umgesetzt wird,
ist im Nachbarland Baden-Würt-
temberg das Betreibermodell
Mittel der Wahl. Für die aktuell
1.800 Gemeinden, die sich im

bayerischen Förderverfahren be-
finden, stellt sich derzeit die Fra-
ge, ob das Zuschussmodell für ei-
nen langfristigen FTTH Ausbau
(Glasfaser bis ins Gebäude) die
richtige Wahl ist. Um eine Lang-
friststrategie zu realisieren, raten
Fachleute derzeit eher zur „akti-
ven Warteschleife“, um den Netz-
aufbau in die eigene Hand neh-
men zu können und alle mögli-
chen Fördermittel - auch die noch
nicht endgültig entschiedenen des
Bundes - zu nutzen. Wichtig ist
hier, bereits jetzt einen Breitband-
Masterplan zum Aufbau des
Glasfasernetzes konzipieren zu
lassen. 

Projekt im Mittelpunkt

Im Mittelpunkt der Veranstal-
tung stand das Leuchtturmprojekt
der Laber-Naab Infrastruktur
GmbH, welche vor kurzem einen
Weg gefunden hatte, auf Basis
der aktuellen Förderrichtlinie, den

Breitbandausbau so zu gestalten,
dass die dafür nötige passive In-
frastruktur in kommunalem Ei-
gentum verbleibt und gleichzeitig
der langfristige Betrieb des Net-
zes sichergestellt ist. Durch die
Gründung der Laber-Naab-Infra-
struktur GmbH können sich die
Gemeinden nach dem Betreiber-
modell mit einem definierten
Stammkapital und einem erheb-
lich reduzierten Investitionsrisiko
selbst am Ausschreibungsprozess
beteiligen. Dank des Zusammen-
schlusses zu einer Gesellschaft
steht somit jeder Gemeinde ein
Fördersatz bis zu einer Million
zur Verfügung. 

Wichtige Konzepte

Der beratende Ingenieur Josef
Ledermann aus Freising zeigte
im Weiteren die wichtigsten Kon-
zepte für eine Breitband-Infra-
struktur in kommunalem Eigen-
tum auf. Unter heutigen Voraus-
setzungen in Bayern seien die
Rahmenbedingungen eine Min-
destgröße von 2.000 Haushalten,
eine kommunale Gesellschaft,
wie Zweckverbände, Stadtwerke
oder eine bestehende Kommunal
GmbH und ein gewisser finanzi-

eller Handlungsspielraum in der
Kommune. „Wichtig ist ein enga-
gierter Initiator – der Breitband
als kommunale Aufgabe sieht“,
so Josef Ledermann.

„Für den FTTH-Ausbau ist es
nie zu spät“, so schloss sich René
Meyer an, der mit inexio als
Netzbetreiber und kommunaler
Partner aktiv den Glasfaseraus-
bau in bisher unterversorgten Re-
gionen im Freistaat mit Hoch-
druck vorantreibt. Als Partner der
Laber-Naab-Infrastruktur GmbH
konnte inexio bereits das Koope-
rationsmodell der Gründung ei-
ner Breitband-Infrastruktur-Ge-
sellschaft erproben. 

Rasantes Wachstum 
des Bandbreitenbedarfs

Da sich auch weiterhin der
Bandbreitenbedarf alle 20 Mona-
te verdoppeln wird, betonten auch
Christoph Bechtel und Manuel
Hommel, Ansprechpartner der re-
nommierten Planungsfirma GEO
DATA, dass auf langfristige Sicht
kein Weg am FTTH Ausbau vor-
beiführe. Um diesen möglichst
wirtschaftlich und koordiniert zu
gestalten sei die rechtzeitige Er-
stellung eines Breitband-Master-
plans unumgänglich. Nur dann,
wenn ein solcher Masterplan vor-
handen ist, können nahezu alle
Tiefbaumaßnahmen in der Kom-
mune zur kostengünstigen Verle-
gung des Glasfasernetzes genutzt
werden. Damit wird ein erhebli-
cher Teil der Tiefbaukosten, die
im Netzausbau die größten Ko-
sten verursachen, eingespart. 

Mikrokabelrohrsysteme

Im Hinblick auf die Nachhal-
tigkeit und Langfristigkeit des ei-
genen Glasfasernetzes stellte Ste-
fanie Wagner von REHAU die
speziellen Mikrokabelrohrsyste-
me für die letzte Meile zum End-
kunden vor. Entscheidend sei
es dabei, bei jeder Tiefbaumaß-
nahme die geeignete Variante aus
einer Vielzahl an verfügbaren
Rohrbündeln auszuwählen. Dies
könne nur dann sicher gelingen,
wenn ein entsprechender Master-
plan für die ganze Kommune er-
stellt ist. Weiterhin sei eine hohe
Qualität aller Komponenten er-
forderlich, da Leerohrnetze häu-
fig erst nach einigen Jahren mit
Glasfaser belegt werden.

In einer angeschlossenen Aus-
stellung konnten sich die Teilneh-
mer nochmals über die unter-
schiedlichen Rohrsysteme und
weitere kommunale Systemlö-
sungen aus dem Hause REHAU
im Bereich Telekommunikation,
Nahwärme und Kanaltechnik in-
formieren.

Die insgesamt 150 interessier-
ten Teilnehmer, bestehend aus
Stadtwerken, Bürgermeistern und
Breitbandberatern sowie die an-
haltenden Gespräche im An-
schluss an die Veranstaltung be-
stätigten das rege Interesse am
Breitbandausbau in kommuna-
lem Eigentum. Das durchweg po-
sitive Feedback zeigte, dass dank
der anwesenden Experten viele
offene Fragen beantwortet wer-
den konnten.

Franz Herrler, Norbert Daschner und Josef Ledermann (v.l.)
freuen sich in Parsberg über die zahlreichen Fragen der inter-
essierten Teilnehmer. Bild: Rehau

Bundesverband Breitbandkommunikation BREKO:

Für effizienten Ausbau mit 
zukunftssicherer Glasfaser

Förderrichtlinie der Bundesregierung vorgestellt 

Der Bundesverband Breitbandkommunikation (BREKO) begrüßt
grundsätzlich den vom Bundesministerium fürVerkehr und digita-
le Infrastruktur (BMVI) vorgestellten Entwurf der Richtlinie „För-
derung zur Unterstützung des Breitbandausbaus in der Bundesre-
publik Deutschland“. Der Bund stellt zur Breitbandförderung ins-
gesamt knapp 2,1 Milliarden Euro für die kommenden drei Jahre
zur Verfügung. Davon stammen gut 660 Millionen Euro aus den
Erlösen der von der Bundesnetzagentur durchgeführten Frequenz-
auktion, in deren Rahmen unter anderem die Frequenzen der Digi-
talen Dividende II versteigert worden waren. Die Mittel sollen für
den Breitbandausbau in bislang nicht durch hochleistungsfähige
NGA-Netze versorgten Gebieten verwendet werden.

Mit dem Förderprogramm des
Bundes können bis zu 50 Prozent
(in Gebieten mit besonders gerin-
ger Wirtschaftskraft bis zu 70 Pro-
zent) der Ausgaben gedeckt wer-
den. Eine Kombination mit Län-
der-Förderprogrammen ist mög-
lich. Dadurch können weitere 40
Prozent an Förderung hinzukom-
men. Der Eigenanteil der jeweili-
gen Kommune liegt bei (minde-
stens) 10 Prozent. 

Der BREKO unterstützt die in
der Förderrichtlinie gleichberech-
tigte Stellung von Betreibermodel-
len einerseits und der Schließung
von Wirtschaftlichkeitslücken an-
dererseits. Im Falle eines Betrei-
bermodells errichtet die Stadt, der
Landkreis oder die Kommune
selbst das (passive) Glasfasernetz
als wichtige Investition in die Zu-
kunft und lässt es anschließend –
auf Miet- oder Pachtbasis – von ei-
nem erfahrenen Carrier (aktiv) be-
treiben und vermarkten. 

Bei der Wirtschaftlichkeits-
lückenförderung erhält der Netzbe-
treiber von der Kommune einen
Zuschuss für den Bau und Betrieb
eines Breitbandnetzes, wenn der
Ausbau in dem betroffenen Gebiet
sonst nicht wirtschaftlich realisier-
bar wäre. 

„Wir unterstützen alle Modelle,
die für einen raschen und effizien-
ten Ausbau mit ultraschnellen
Glasfaseranschlüssen in der
Fläche sorgen“, betont BREKO-
Präsident Norbert Westfal. „Nur so
schaffen wir die unverzichtbare
Grundlage für die Digitalisierung
zum Wohle von Menschen und
Unternehmen in Deutschland.“

Scoring-Modell

Das von der Bundesregierung
vorgesehene Scoring-Modell hält
der BREKO prinzipiell für einen
guten Weg, um eine faire und dis-
kriminierungsfreie Bewertung zur
Förderung eingereichter Ausbau-
projekte treffen zu können. Dabei
spielt unter anderem die Nachhal-
tigkeit und Zukunftsfähigkeit der
verwendeten Technologie eine
wichtige Rolle. In diesem Zusam-
menhang kommt es auch auf die
erzielbare Bandbreite an, da der
Bandbreitenbedarf nach Erhebun-
gen des BREKO in den kommen-
den Jahren weiter erheblich zuneh-
men wird. 

Um die Bandbreitennachfrage
auch künftig befriedigen zu kön-
nen, sollten hier Glasfaser-
anschlüsse bis zum Gebäude
(FTTB) oder bis direkt in die

Wohnung (FTTH) im Fokus ste-
hen. Eine solche Glasfaserinfra-
struktur stellt daneben auch die
Basis für eine leistungsfähige
Breitbandversorgung per Mo-
bilfunk (LTE / LTE Advanced)
dar.

Kritisch sieht der BREKO aller-
dings die starke Fokussierung auf
das Jahr 2018 mit dem Bandbrei-
tenziel 50 MBit/s für alle Haushal-
te. Angesichts dieses sehr kurzen
Zeithorizonts befürchtet der Ver-
band, dass ein zukunftssicherer
und nachhaltiger Glasfaserausbau
(FTTB/FTTH) in vielen Fällen
nicht realisiert werden kann und
stattdessen kupferbasierte Über-
gangslösungen zum Zuge kom-
men. „Wir müssen schon heute die
Weichen für hochleistungsfähi-
ge Gigabit-Netze stellen“, betont
BREKO-Geschäftsführer Dr. Ste-
phan Albers. „Es macht keinen
Sinn, die schlechtere Technologie
zu wählen, nur um ein erstes
Bandbreitenziel in sehr kurzer Zeit
zu erreichen.“

Ruf nach
„echter Gigabit-Strategie“

Der BREKO hält den Aufbau
nachhaltiger und zukunftssicherer
Hochgeschwindigkeits-Kommuni-
kationsinfrastrukturen für eine der
zentralen Zukunftsaufgaben für
Deutschland und fordert in einer
Zukunftsagenda mit vier weiteren
Telekommunikationsverbänden ei-
ne „echte Gigabit-Strategie“ und
faire Wettbewerbsbedingungen ein.

Die in der Förderrichtlinie fest-
gelegte Förderhöchstgrenze von
10 Millionen Euro sollte nach An-
sicht des mit gut 130 Netzbetrei-
bern hierzulande führenden deut-
schen Breitbandverbands deutlich
heraufgesetzt werden, damit auch
große, kommunenübergreifende
Ausbauprojekte ermöglicht wer-
den können.

„Wir setzen uns dafür ein, vor
allem die Flächendeckung – etwa
durch den Ausbau mehrerer zu-
sammenhängender Gebiete – vor-
anzubringen und dadurch ‚Breit-
bandinseln‘ zu verhindern“, kom-
mentiert Dr. Stephan Albers die-
sen Punkt der Förderrichtlinie.
„Dass solche Projekte funktionie-
ren, zeigen Erfolgsmodelle wie
das des 530.000 Einwohner um-
fassenden Rhein-Neckar-Kreises,
in dem sich alle 54 Städte und Ge-
meinden zusammengeschlossen
haben und jedes Gebäude direkt
mit Glasfaserleitungen erschließen
werden.“

schaffen, wenngleich auch noch
deutliche Anstrengungen gerade
im ländlichen Bereich für eine
hochleistungsfähige Breitband-
versorgung notwendig sind. Der
Landkreis Kelheim liegt mit
dem Breitbandausbau im Ver-
gleich zu den Nachbarlandkrei-
sen jedoch voll im Trend. Das
Breitband-Förderprogramm
des Bayerischen Freistaats ver-
setzt die Gemeinden in die La-
ge, Gewerbetreibenden einen
unverzichtbaren Standortfaktor
zu sichern – aber auch für Pri-
vate wird eine zukunftsfähige
digitale Versorgung geschaf-
fen. ‚Kelheim digital‘ kann die
Aktivitäten für einen schnellen
und zukunftsgerechten Breit-
bandausbau im Landkreis Kel-
heim bündeln und die daraus
entstehenden Synergieeffekte
nutzen.“

Breitbandversorgung in den Kommunen:

vbw und Kommunen im Dialog
Präsident Gaffal: „Flächendeckende Versorgung mit 100 MBit/s bis 2020“ 

Alfred Gaffal, Präsident der vbw – Vereinigung der Bayerischen
Wirtschaft e. V., hat die große Bedeutung einer leistungsfähigen
und flächendeckenden Breitbandinfrastruktur für die Wettbe-
werbsfähigkeit der Unternehmen und die Attraktivität der Kom-
munen im Freistaat betont: „Die vbw Studie ‚Bayerns Zukunfts-
technologien‘ zeigt: Die Digitalisierung ist längst Treiberin des
technologischen Fortschritts, und zwar quer durch alle Branchen.
Um ihre Potenziale nutzen zu können, brauchen wir schnelle und
stabile Internetverbindungen.“ Gaffal diskutierte zu diesem The-
ma auf einer Veranstaltung bei der Wolf GmbH in Mainburg mit
Dr. Hubert Faltermeier, Landrat des Landkreises Kelheim, Dani-
el Kleffel, Leiter Digitale Erschließung Bayern im Bayerischen
Staatsministerium der Finanzen, für Landesentwicklung und Hei-
mat, sowie mit Bürgermeistern und regional tätigen Experten
über zukunftsgerechte und effiziente Lösungen für die Breitband-
versorgung in den Kommunen. 

„Durch das vorbildliche För-
derprogramm der Staatsregie-
rung ist Bayern beim Breit-
bandausbau sehr gut unter-
wegs“, so Gaffal weiter. „Die
Erschließung vor allem der
ländlichen Räume bleibt aber
eine Herausforderung. Bis spä-
testens 2020 brauchen wir in
allen Teilen des Freistaats eine
Versorgung mit 100 Megabit
pro Sekunde“, forderte der Prä-
sident.

Kommunen 
sind Spielmacher

Die vbw bringt sich mit kon-
kreten Handlungsempfehlun-
gen in die Debatte über den
Breitbandausbau ein. „Die
Kommunen sind die Heimat-
häfen unserer Unternehmen
und die Spielmacher bei der
digitalen Infrastruktur. Sie
können vom Erfahrungsaus-
tausch und von der Kooperati-
on mit anderen Städten und
Gemeinden profitieren, um

den Breitbandausbau mit ei-
nem vertretbaren Mitteleinsatz
effizient voranzubringen.

Auch die Versorgung in Ge-
genden, die bereits heute recht
gut an die Datenautobahnen an-
geschlossen sind, muss weiter
vorangetrieben werden. Der
Breitbandausbau vor Ort muss
dabei noch enger mit den Unter-
nehmen abgestimmt werden.
Alle Akteure müssen in allen
Phasen an einen Tisch“, erklärte
Gaffal. 

Einmaliges Förderverfahren

Markus Söder, bayerischer
Staatsminister der Finanzen, für
Landesentwicklung und Heimat
erklärte: „Mit dem in Deutsch-
land einmaligen Förderverfahren
bringen wir jede Gemeinde an
das schnelle Netz. 1,5 Milliarden
Euro stellt der Freistaat an För-
dermitteln bereit. Niederbayern
ist mit einer Beteiligungsquote
von 98 Prozent aller Gemeinden
in Bayern Spitze. Wir empfehlen

den Gemeinden zum Beispiel für
Gewerbestandorte Bandbreiten
von 100 Mbit/s und mehr auszu-
schreiben, viele Gemeinden tun
dies auch. So können wir eine
Glasfasererschließung der Ge-
bäude erreichen – ein zukunfts-
weisendes Vorgehen.“ 

Alfred Gaffal.

Kelheim digital

Dr. Hubert Faltermeier, Land-
rat des Landkreises Kelheim,
sagte: „Die Grundlagen für ei-
nen zügigen Breitbandausbau
im Landkreis Kelheim sind ge-
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LEW TelNet zählt zu den führenden Anbietern für Datenkommu-
nikation in Bayerisch-Schwaben. Zu unserem Kerngeschäft zählt 
die Konzeption und Umsetzung von professionellen Breitbandlö-
sungen für Kommunen. Mit unserem eigenen Glasfasernetz bringen 
wir den ländlichen Raum mit Höchstgeschwindigkeit ins Internet.
Profitieren Sie jetzt von Standortvorteilen für Ihre Kommune.

BREITBAND FÜR IHRE KOMMUNE – 
IHR ANSCHLUSS AN DIE ZUKUNFT.

LEW TelNet – Ihr Datenspezialist vor Ort                  www.lewtelnet.de
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Weitere Umsetzung der Zukunftsstrategie Bayern Digital:

Chancen für alle Lebensbereiche
Das Bayerische Kabinett hat über die weitere Umsetzung der Zu-
kunftsstrategie „BAYERN DIGITAL“ beraten. Ministerpräsident
Seehofer: „Die Menschen in Bayern sollen auch in Zukunft Gewin-
ner des Fortschritts sein, mit gut bezahlten Arbeitsplätzen, sozialer
Sicherheit und einer besonders hohen Lebensqualität. Im digitalen
Zeitalter wollen wir die neuen Chancen nutzen, aber auch mit den
neuen technischen Möglichkeiten verantwortungsvoll umgehen
und gleichzeitig Sicherheit vor neuen Risiken gewährleisten. Ver-
netzung ist der Schlüssel für die Zukunft. Mit unserer Zukunfts-
strategie BAYERN DIGITAL führen wir Bayern an die Spitze des
digitalen Aufbruchs!“

Das Kabinett billigte ein Paket
wegweisender Projekte aus allen
Ressorts und beauftragte die zu-
ständigen Ministerinnen und Mi-
nister mit der weiteren Umset-
zung. Eine Auflistung der wichtig-
sten Maßnahmen ist im Anhang
ersichtlich. 

Meilensteine

Die hohe Innovationskraft baye-
rischer Unternehmen und For-
schungseinrichtungen, hervorra-
gend ausgebildete Beschäftigte, ei-
ne starke industrielle Basis und ei-
ne ausgezeichnete Vernetzung von
Wirtschaft und Wissenschaft bil-
den das Fundament für den digita-
len Aufbruch in Bayern. BAY-
ERN DIGITAL schafft Chancen
für die Verbindung von lokalem
Mittelstand und globalen Märkten,
Staat und Bürger, Stadt und Land,
Forschung und Anwendung, Be-
ruf und Familie, Patient und Arzt,
Pflegebedürftigem und Betreuer.
Folgende Meilensteine setzt die
Staatsregierung gemeinsam mit
Kommunen und Verbänden, mit
Wissenschaft und Unternehmen
auf dem Weg in die Zukunft:

Vorreiter beim schnellen 
Internet 

Die Infrastruktur der Zukunft ist
leistungsstark, sicher und überall
zugänglich. In Bayern erfolgt der
Ausbau des schnellen Internet
flächendeckend und mit tatkräfti-
ger Unterstützung des Freistaats.
Die für die Förderung zur Verfü-
gung stehenden Mittel wurden
verdreifacht. Bis 2018 wird Bay-
ern bis zu 1,5 Milliarden Euro ein-
setzen und jede Gemeinde in Bay-
ern wird an das schnelle Internet
angeschlossen. 
Verwaltung und Justiz der Zu-
kunft – schnell, einfach und
rund um die Uhr erreichbar

Alle Bürger und Unternehmen
in Bayern sollen unabhängig von
Standort und behördlichen Öff-
nungszeiten den digitalen Service
unserer Verwaltungen und der Ju-
stiz nutzen können. E-Govern-
ment ist das moderne Verwal-
tungshandeln der Zukunft. Ein
großer Schritt dahin wird das Bay-
ernPortal. Es wird als zentrales E-
Government-Portal der Staatsre-
gierung Informationen zu Verwal-
tungsleistungen, Behörden u.v.m.
bieten und alle Online-Angebote

der Staatsregierung zentral er-
reichbar machen.
Motor der digitalen Wirtschaft
in Deutschland und Europa

Bayern soll zum Leitanbieter
und Leitmarkt für Industrie 4.0-
Technologien werden. Staatsre-
gierung und bayerische Unter-
nehmen sind starke Partner beim
digitalen Aufbruch. Mit maßge-
schneiderten Strategien insbe-
sondere für Handwerk und Mit-
telstand, mit intelligenten Netz-
werken von Wirtschaft, Bildung
und Forschung, mit Chancen für
die junge digitale Wirtschaft, für
Tourismus und Medien werden
die Arbeitsplätze der Zukunft ge-
sichert. 
Mobil und vernetzt – der
Verkehr der Zukunft

Mit BAYERN DIGITAL setzt
die Bayerische Staatsregierung auf
die Zukunftsfelder automatisiertes
Fahren, Logistik und verkehrslei-
tende Dienste. Damit das Auto der
Zukunft in Bayern entwickelt
wird- und Zukunftschancen für
bayerische Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer gesichert wer-
den.
Neue Chancen für Arbeit und
Familie 

Mit dem digitalen Aufbruch ent-

stehen neue Berufsbilder und Ar-
beitsformen. Telearbeit erleichtert
die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf. Neue Lerninhalte und
Lernformen legen in den Schulen
und Ausbildungsbetrieben den
Grundstein, damit die Menschen
die Chancen neuen Arbeitens op-
timal nutzen können. Im Rah-
men des Familienpakts Bayern
setzen wir gemeinsam mit der
Wirtschaft auf flexible Arbeits-
zeitmodelle und schaffen Frei-
räume für Familien.
Bildung als Sprungbrett zur
Zukunft

Digitale Bildung gehört im
Zusammenhang mit Medienbil-
dung mehr denn je zu den Auf-
gaben der Schulen im Freistaat.
Das Potential digitaler Bildung
wird an den Schulen konsequent
gestärkt und weiter ausgebaut.
So erhalten u.a. durch die Wei-
terentwicklung und den Ausbau
der zentralen Internetplattform
„mebis – Landesmedienzentrum
Bayern“ noch mehr Schülerin-
nen und Schüler sowie Lehr-
kräfte in Bayern Zugang zu
wertvollen Werkzeugen und In-
halten für digitales Lehren und
Lernen.
Lehre und Forschung – Schritt-
macher für den digitalen Auf-
bruch

Hochschulen und Forschungs-
einrichtungen sind wichtige Trei-
ber der Innovation. BAYERN DI-

GITAL vereinigt die klassischen
bayerischen Stärken in Forschung
und Lehre mit den neuen Mög-
lichkeiten und Technologien. Jede
Hochschule wird zu einem „Digi-
talen Campus“. Wir gründen ein
Institut zur Erforschung des Inter-
nets; damit ist Bayern auch für den
hierzu angekündigten Wettbewerb
des Bundes gut aufgestellt. 
Marktführer bei der digitalen
Sicherheit 

Menschen und Unternehmen
müssen auf die Sicherheit der
neuen Technologien und den
Schutz ihrer Daten vertrauen
können. Deshalb wird der
bayerische Markenkern Sicher-
heit erweitert: Bayern soll auch
für die digitale Sicherheit Pionier
und Marktführer sein. 

Mit BAYERN DIGITAL setzt
die Staatsregierung Maßstäbe –
mit einem hohen Sicherheits-
standard bei staatlicher und
kommunaler Verwaltung, mit
kraftvollem Einsatz gegen Cy-
berkriminalität. Digitale Sicher-
heit aus Bayern ist ein Ge-
schäftsfeld mit Zukunft, eine
Schlüsselkompetenz im globalen
Wettbewerb und Garant für neue
Arbeitsplätze. 
Neue Chancen für mehr Selbst-
bestimmung und Lebensqua-
lität 

In Medizin und Pflege eröffnet
BAYERN DIGITAL Patienten,
behinderten Menschen, Senioren

und Pflegebedürftigen neue Mög-
lichkeiten der Behandlung und
Betreuung. Digitale Lösungen
zum Beispiel in der Telemedizin
verbessern die medizinische Ver-
sorgung in allen Teilen Bayerns
und schaffen mehr Lebensqua-
lität bis ins hohe Alter. 
Vorreiter beim digitalen Um-
welt- und Verbraucherschutz

Bayern hat Tradition als Vorrei-
ter bei Umwelt- und Verbraucher-
schutz. Der schnelle und vor allem
mobile Zugang zu aktuellen Um-
weltdaten und spezifische Infor-
mationen für die Verbraucher in
Bayern baut diese Poleposition
weiter aus.
Innovative Land- und Forst-
wirtschaft hat Zukunft

Bayerische Bauern und Wald-
besitzer sind innovative Impuls-
geber für eine zukunftsfähige
Landwirtschaft. Mit neuen Tech-
nologien stärken wir die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Betriebe,
schützen Ressourcen und entla-
sten Land- und Forstwirte vor
unnötiger Bürokratie.
Neue Zugänge für Kunst und
Kultur

BAYERN DIGITALmacht den
Freistaat zum Kulturstaat der Zu-
kunft. Mit hochwertigen digitalen
Angeboten wie dem Internetportal
„bavarikon“ erhält jedermann Zu-
griff auf bayerische Kunst- und
Kulturschätze und das kulturelle
Erbe Bayerns.

Neues Zentrum
Digitalisierung.Bayern eröffnet

Bayerns Wirtschaftsministerin Ilse Aigner und Wissenschafts-
minister Dr. Ludwig Spaenle haben  in Garching das Zentrum
Digitalisierung.Bayern (ZD.B) eröffnet.

Aigner und Spaenle: „Bayern
hat ein klares Ziel: Mit unserer
Zukunftsstrategie BAYERN DI-
GITAL sichern wir uns eine Spit-
zenposition im digitalen Zeitalter.
Die hohe Innovationskraft bayeri-
scher Unternehmen und For-
schungseinrichtungen, gut ausge-
bildete Beschäftigte, eine star-
ke industrielle Basis und eine her-
vorragende Vernetzung von Wirt-
schaft und Wissenschaft bilden
das Fundament für den digitalen
Aufbruch in unserem Land.
Nicht die Technik soll den All-
tag bestimmen, sondern der All-
tag durch innovative Ideen er-
leichtert werden. Das reicht von
Servicedienstleistungen von Be-
hörden bis zu flexibleren Ar-
beitsmodellen hin zur besseren
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf. BAYERN DIGITAL
reicht in alle Gesellschaftsberei-
che und wir freuen uns, heute
den Startschuss für einen ent-
scheidenden Baustein zu geben,
dem Zentrum Digitalisierung.
Bayern.“

Treibstoff nutzen

„Daten sind der Treibstoff im
21 Jahrhundert. Diesen Treib-
stoff wollen wir für die bayeri-
sche Wirtschaft nutzen. Für den
Großkonzern ebenso wie für die
vielen kleinen Mittelständler.
Unser Ziel ist die Technologie-
führerschaft“, betonte Bayerns
Wirtschaftsministerin Ilse Aig-
ner. Die Bayerische Staatsregie-
rung investiert 200 Millionen
Euro in das ZD.B als Knoten-
punkt für die Digitalisierung im
gesamten Freistaat. 

Themenplattformen

Aigner: „Mit dem ZD.B bün-
deln wir die digitale Kompetenz
in Bayern in zunächst sechs
Themenplattformen. Wir inve-
stieren in Menschen, in kluge
Köpfe. Mit dem ZD.B bringen
wir jetzt die Digitalisierung den

entscheidenden Schritt voran.
Aus der Forschung kommen
Impulse für Wirtschaft und Ge-
sellschaft, die dem Freistaat sei-
ne Wettbewerbsfähigkeit si-
chern.“

Kompetenzen bündeln

Ein wichtiger Baustein bei
BAYERN DIGITAL sind die
bayerischen Hochschulen und
universitären Forschungseinrich-
tungen. Wissenschaftsminister
Dr. Ludwig Spaenle hob hervor:
„Das ZD.B ist neben seiner be-
deutenden Rolle für die Wirt-
schaft ein Zentrum aus der Wis-
senschaft und für die Wissen-
schaft. Es soll hier vor allem die
Zusammenarbeit an der Naht-
stelle von Wissenschaft und
Wirtschaft fördern, gerade mit
Blick auf Unternehmensgrün-
dung. Hierfür werden wir die
vielfältigen Kompetenzen der
Hochschulen im Bereich Digita-
lisierung in das ZD.B einbinden,
bündeln und verstärken. Bayern
wird hierzu 20 neue Professuren
an Universitäten und Hochschu-
len für angewandte Wissenschaf-
ten schaffen, den wissenschaftli-
chen Nachwuchs zielgerichtet
fördern und für die Studierenden
die Infrastruktur zur Entwick-
lung innovativer Ideen bereitstel-
len. Die Forschung in den Zu-
kunftsfeldern der Digitalisie-
rung wird so erweitert und ver-
stärkt.“

Bewilligte Projekte

Das ZD.B hat seine Arbeit in
Form einer Taskforce bereits
aufgenommen. Eine Geschäfts-
stelle in Garching wird bis
Herbst eingerichtet. Parallel da-
zu wird die inhaltliche Ausge-
staltung der sechs Themenplatt-
formen weiter vorangetrieben.
Erste Projekte zu den Themen
IT-Sicherheit, Digitale Produk-
tion und Vernetze Mobilität sind
bereits bewilligt.
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Schnelles Internet für Buchloe
Deutsche Telekom und LEW TelNet setzen Vorhaben gemeinsam um

Die Entscheidung ist gefallen: Die Deutsche Telekom hat die öf-
fentliche Ausschreibung für den Internet-Ausbau in Buchloe
gewonnen. 112 Kunden können dann Breitband-Anschlüsse
mit Geschwindigkeiten von bis zu 200 MBit/s (Megabit pro Se-
kunde) nutzen. Die Deutsche Telekom und LEW TelNet, ein
Tochterunternehmen der Lechwerke, setzen das Breitband-
projekt gemeinsam um. 

Insgesamt werden die beiden
Unternehmen in Teilen der Stadt
Buchloe rund sieben Kilometer
Glasfaser verlegen. In 2 Gewer-
begebieten wird dabei von
LEW TelNet Glasfaser bis in je-
des Gebäude verlegt. Zusätzlich

wird die Telekom sechs Verteil-
ergehäuse neu aufstellen oder
mit modernster Technik ausstat-
ten.

Das neue Netz wird ab Juli
2016 so leistungsstark sein, dass
Telefonieren, Surfen im Internet

und Fernsehen gleichzeitig
möglich sind. Bürgermeister Jo-
sef Schweinberger unterzeich-
nete heute im Buchloer Rathaus
den Kooperationsvertrag mit
Telekom-Projektleiter Manfred
Gayer und Reinhard Wrchlavs-
ky, Leiter Breitband der LEW
TelNet.

Starke Partner

„Mit der Telekom und LEW
TelNet haben wir zwei starke
Partner an unserer Seite. So er-
möglichen wir unseren Bürge-
rinnen und Bürgern in den Aus-
baugebieten in Kürze den be-
gehrten Zugang zum schnellen
Internet“, sagt Josef Schwein-
berger, 1. Bürgermeister der
Stadt. „Für Arbeitnehmer mit
Home Office, Selbstständige
und unsere Unternehmen bringt
höheres Tempo enorme Vortei-
le. Schnelles Internet ist ein
wichtiger Standortvorteil, der
sich auch positiv auf den Wert
einer Immobilie auswirkt.“

Neueste Technik

„Wir danken der Stadt Buch-
loe für das entgegengebrachte
Vertrauen und werden das Pro-
jekt zügig umsetzen“, sagt Man-
fred Gayer, Telekom-Projektlei-

ter. „Wir versorgen Buchloe mit
der neuesten Internet-Technik
und machen die Stadt damit zu-
kunftssicher.“

Aktiv in der Region

„Eine leistungsfähige Internet-
anbindung ist heute genauso
wichtig wie der Anschluss ans
Stromnetz oder die Verkehrsan-
bindung. Das gilt gleicher-
maßen für Unternehmen und
Gewerbetreibende wie für Pri-
vathaushalte“, betont Reinhard
Wrchlavsky, Leiter Breitband
von LEW TelNet. „Um den
Breitbandausbau zügig voran-
zutreiben, engagieren wir uns in
der gesamten Region und setzen
Projekte im Rahmen des Baye-
rischen Förderprogramms wie
auch vollständig privatfinan-
ziert um.“

Feinplanung für
den Ausbau

Die Telekom und LEW Tel-
Net steigen nun in die Feinpla-
nung für den Ausbau ein. Unter
anderem wird eine Firma für
die Tiefbaumaßnahmen ausge-
sucht, Material bestellt und
Baugenehmigungen eingeholt.
Sobald alle Kabel verlegt und
Multifunktionsgehäuse aufge-
stellt sind, erfolgt der An-
schluss ans Netz der Telekom.
In der Regel vergehen zwi-
schen dem Vertragsabschluss
und der Buchbarkeit der An-
schlüsse nur zwölf Monate.

Manfred Gayer, Projektleiter Deutsche Telekom, Franz
Hauck, 1. Bürgermeister Gemeinde Jengen, Josef Schweinber-
ger, 1. Bürgermeister Stadt Buchloe, Reinhard Wrchlavsky,
Leiter Breitband der LEW TelNet bei der Unterzeichnung der
Kooperationsverträge. Bildnachweis: LEW/Plössel

Schnelles Internet:

Förderbescheide an
bayerische Kommunen

„Breitband ist Zukunft. Der Ausbau von schnellem Internet
läuft in Bayern auf Hochtouren“, betonte Finanzminister Dr.
Markus Söder bei der Vergabe von Förderbescheiden an Kom-
munen in Oberbayern, Niederbayern und der Oberpfalz.

„Auf der Herren- und Frauen-
insel kann ab sofort kostenfrei
im Internet gesurft werden“,
kündigte Finanzminister Dr.
Markus Söder im Neuen Schloss
Herrenchiemsee an. An dem
berühmten Königsschloss auf
der Herreninsel wurden heute
mehrere Hotspots für die Her-
ren- und Fraueninsel freigeschal-
tet. Mit dem kostenfreien WLAN
„@BayernWLAN“ können Be-
sucher Informationen zu dem
Schloss und seiner Umgebung di-
rekt vom Smartphone abrufen
und Erinnerungsfotos sofort an
Freunde und Verwandte ver-
schicken. „Die Chiemsee-Inseln
gehen online“, freute sich Söder. 

Auf Hochtouren

Kurz vor der Freischaltung
des freien BayernWLAN über-
gab der Finanz- und Heimatmi-
nister drei Breitband-Förderbe-
scheide an Gemeinden aus den
Landkreisen Rosenheim und
Traunstein in Prien a. Chiem-
see. „Der Ausbau von schnel-
lem Internet läuft in Bayern auf
Hochtouren. Drei Gemeinden
aus Oberbayern erhalten heute
insgesamt mehr als 572.000 Eu-
ro Förderung“, erklärte Söder
bei der Übergabe. „Sie sind auf
dem besten Weg zur digitalen
Autobahn“, so Söder weiter. 

In Oberbayern befinden sich
aktuell 437 von 500 Kommunen
im Förderverfahren (87 %). Mit
den heute dazugekommenen 
3 Gemeinden haben bereits 52
Gemeinden einen Förderbe-
scheid erhalten. Ein Großteil
der Fördermittel für den Regie-
rungsbezirk ist aber noch offen:
Von maximal 365 Millionen
Euro wurden erst rund 11,6 Mil-
lionen Euro abgerufen. Söder
forderte die Bürgermeister auf,
sich weiter im Förderprogramm
zu engagieren: „Schnelles Inter-
net ist Grundstein für einen er-
folgreichen ländlichen Raum.“

Niederbayern

In Niederbayern erhalten 51
Gemeinden insgesamt über 18,4
Millionen Euro Förderung. Sie
sind auf dem besten Weg zur di-
gitalen Autobahn“, freut sich Fi-
nanz- und Heimatminister Dr.
Markus Söder, der die Förder-
bescheide für den Breitbandaus-
bau in Landshut übergab. Nie-
derbayern engagiert sich vor-
bildlich beim Breitbandausbau.
Mit 253 von 258 Gemeinden
befinden sich überdurchschnitt-
liche 98 Prozent im Förderver-
fahren. Bislang wurden für Nie-
derbayern bereits 38,7 Millio-
nen Euro Fördersumme an 111
Kommunen zugesagt. Ein Groß-
teil der Fördermittel von maxi-
mal 216,7 Millionen Euro für
den Regierungsbezirk ist aber
noch offen. 

Bayernweit engagieren sich
bereits rund 91 % (1.865) aller
Kommunen im Förderverfah-
ren. „Mit unserem bundesweit
einmaligen Förderprogramm
von 1,5 Milliarden Euro bis
2018 bringen wir ganz Bayern
an das schnelle Netz. Jede Ge-
meinde erhält eine Ausfahrt von
der Datenautobahn“, kündigt Sö-
der an. Wichtige Hilfe für die
Kommunen ist die Beratung
durch die Breitbandmanager an
den Ämtern für Digitalisierung,
Breitband und Vermessung. In
über 6.200 persönlichen Ge-
sprächen wurde fast jede Ge-
meinde beraten und während des
Verfahrens begleitet.

Die Städte Regensburg und
Hemau sowie die Gemeinden
Bernhardswald, Hagelstadt,

Kostenfrei surfen 
rund um Berchtesgaden
Kostenlose WLAN-Hotspots für Einheimische und Gäste 

„Rund um Berchtesgaden kann ab sofort kostenfrei im Internet
gesurft werden“, kündigte Finanz- und Heimatminister Dr. Mar-
kus Söder in Berchtesgaden an. Im Raum Berchtesgaden ergänzt
der Freistaat mit seinem Programm BayernWLAN eine Initiati-
ve der Gemeinden Berchtesgaden, Bischofswiesen, Ramsau,
Schönau und Marktschellenberg für kostenfreies WLAN.

Gemeinsam mit MdL Micha-
ela Kaniber und dem 1. Bürger-
meister von Berchtesgaden,
Franz Rasp, wurden die Hot-
Spots freigeschalten. „Staat und
Kommunen haben sich bei die-
sem Projekt optimal ergänzt. So
konnten wir ein attraktives Ser-
viceangebot für die zahlreichen
Gäste in dem zu Recht beliebten
Feriengebiet schaffen“, freute
sich Söder. Informationen zu
den zahlreichen Sehenswürdig-
keiten in und um die Gemein-
den im Berchtesgadener Land
können jetzt direkt abgerufen
und Erinnerungsfotos sofort an
Freunde und Verwandte ver-
sandt werden. 

Schrittmacher Bayern

Ziel ist es, den Freistaat Bay-
ern bis 2020 mit einem engma-
schigen Netz von kostenfreien
WLAN-Hotspots zu überzie-
hen, die alle unter der einheit-
lichen Kennung „@Bayern-
WLAN“ erreichbar sind. Das

Heimatministerium arbeitet an
einem bayernweiten Konzept
hierfür. Bayern will einen neuen
deutschlandweiten Standard
prägen und Schrittmacher für
die Entwicklung von Freiem
WLAN in den Bundesländern
sein. Söder: „Das Heimatmini-
sterium stärkt die digitale Chan-
cengleichheit und sorgt für
gleichwertige Lebensbedingun-
gen in ganz Bayern.“

Heimatstrategie

Breitbandausbau, BayernPor-
tal, Bayern-Labs und Bayern-
WLAN in Bayern sind die
Stützpfeiler der Digitalisierung
im ländlichen Raum. Nach dem
Breitband-Ausbauprogramm
der Staatsregierung, für das der
Freistaat 1,5 Milliarden Euro in-
vestiert, ist das BayernWLAN
der nächste konsequente Schritt
der Heimatstrategie. In den kom-
menden Jahren sollen alle geeig-
neten Behörden mit Bayern-
WLAN ausgestattet werden.

Cyber-Spionage
lässt Bürger kalt
5. Sicherheitsreport der Deutschen Telekom

Die Menschen in Deutschland lassen die täglichen Berichte
über Hackerangriffe und Cyber-Spionage offenbar kalt. Trotz
der vielen Meldungen über Hacker-Angriffe, gestohlene Zu-
gangsdaten und NSA-Abhörmaßnahmen machen sich die Bür-
ger heute kaum Sorgen über Cyber-Risiken. Das zeigt der Si-
cherheitsreport 2015, den das Institut für Demoskopie Allens-
bach und das Centrum für Strategie und Höhere Führung  im
Auftrag der Deutschen Telekom erstellt haben.

Beim Thema Datenbetrug im
Internet machen sich derzeit 28
Prozent der Bevölkerung große
Sorgen, zwischen 2011 und
2014 bewegte sich der Anteil
zwischen 27 und 31 Prozent.
Auch die Sorgen vor dem Miss-
brauch von persönlichen Daten
durch Unternehmen oder Nutzer
in sozialen Netzwerken bewegen
sich am unteren Ende der bislang
gemessenen Werte. 

In Computerviren sehen heute
mit 21 Prozent ebenfalls kaum
mehr Menschen ein Risiko als
noch vor ein, zwei Jahren. Über-
raschend ist die Sorge, dass ande-
re Staaten wie die USA oder Chi-
na die Internet- und Telefon-
verbindungen deutscher Bürger
überwachen könnten, im Ver-
gleich zum Vorjahr von 19 Pro-
zent auf 15 Prozent zurückgegan-
gen. Aber: Gefragt, welche Risi-
ken in Zukunft zunehmen werden,
nennen etwa 70 Prozent der Be-
fragten den Missbrauch persönli-
cher Daten durch Unternehmen
sowie Datenbetrug im Internet. 

Informationsdefizite
und Gewöhnungseffekte

Hier scheint ein offenbar wi-
dersprüchlicher Befund auf: Ei-
nerseits kennt die Bevölkerung
zwar die Risiken und geht da-
von aus, dass sie künftig weiter
wachsen werden. Andererseits
nimmt die persönliche Betrof-
fenheit und Sorge nicht zu, mit-
unter sogar ab. Die Allensba-
cher Meinungsforscher erklären
diese vermeintlich widersprüch-
lichen Ergebnisse einem weit-
gehenden Gleichmut in der Ge-
sellschaft gegenüber diesem
wachsenden Problem sowie
teilweise mit Informationsdefi-
ziten. Aber auch Gewöhnungs-
effekte und ein gewisser Fatalis-
mus sowie das Empfinden, per-

sönlich nicht betroffen zu sein,
komme in diesen Ergebnissen
zum Ausdruck. 

Der Sicherheitsreport der Te-
lekom erscheint nunmehr das
fünfte Jahr in Folge, erlaubt den
Meinungsforschern also einen
rückblickenden Vergleich. Dem-
nach fühlen sich die Menschen
in Deutschland insgesamt siche-
rer als im Vorjahr. Der auf Basis
der repräsentativen Umfrage 
errechnete Risikoindex sank
leicht von 499 auf 490 Index-
punkte. Einzig die Sorge vor
Terroranschlägen stieg signifi-
kant. Nannten 2014 noch 17
Prozent der Befragten Terror als
hohes Risiko, waren es in die-
sem Jahr 28 Prozent. 

Für die Zukunft geht die Be-
völkerung in einigen Bereichen
von einer (deutlichen) Zunahme
der Risiken aus, in anderen er-
wartet sie dagegen kaum Verän-
derungen oder teilweise sogar
eine sinkende Gefährdungslage.
Bereiche, in denen die Risiken
aus Sicht der Bevölkerung be-
sonders deutlich steigen wer-
den, sind: Altersrisiken wie Al-
tersarmut und Pflegebedürftig-
keit im Alter, Datensicherheit
und Datenbetrug, Naturkatastro-
phen und Terroranschläge.

Jeweils zwei Drittel oder
mehr der Bürger sehen in diesen
Bereichen ein wachsendes Ge-
fährdungspotential. 80 Prozent
der Bürger glauben, dass das Ri-
siko der Altersarmut in Zukunft
zunehmen wird. 74 Prozent er-
warten, dass die Pflegebedürftig-
keit im Alter und Demenzerkran-
kungen für die Menschen in
Deutschland zunehmend ein Risi-
ko darstellen werden. Bereits an
nächster Stelle folgt der Mis-
sbrauch persönlicher Daten durch
Unternehmen mit 70 Prozent
sowie der Datenbetrug im Inter-
net mit 68 Prozent.

Würzburger Uniklinikum:

Huml fördert Telemedizin-
Projekt mit 250.000 Euro

Digitale Vernetzung verbessert Intensivversorgung
im ländlichen Raum

Bayerns Gesundheitsministerin Melanie Huml unterstützt das
innovative Projekt „Tele-Intensivmedizin“ des Universitätskli-
nikums Würzburg. Ziel ist es, die intensivmedizinischen Ver-
sorgungsstrukturen im ländlichen Raum mithilfe modernster
Kommunikationstechnik zu verbessern. 

Ministerin Huml zufolge „bie-
tet das Projekt einen völlig
neuen Informationsaustausch
zwischen Krankenhäusern im
ländlichen Raum und intensiv-
medizinischen Experten. Diese
Vernetzung kann die hochwer-
tige und flächendeckende Ver-
sorgung von Intensivpatienten
in ganz Bayern verbessern.“

Beispielsweise können die

Klinikärzte am Bett des Patien-
ten per Videokonferenz Kontakt
mit dem intensivmedizinischen
Zentrum aufnehmen. Huml er-
gänzte: „Gerade dieser direkte
Kontakt über die Datenleitung
dient einer schnellen und um-
fangreichen Diagnose und da-
mit der bestmöglichen Betreu-
ung für schwerkranke Patien-
ten“.

Die Ministerin unterstrich:
„Auch auf der Intensivsta-
tion ersetzt Telemedizin weder
die sprechende Medizin noch
menschliche Zuwendung. Im
Mittelpunkt muss immer der
Mensch und das persönliche
Vertrauensverhältnis zwischen
Arzt und Patient stehen.“

Das Projekt „Tele-Intensivme-
dizin“ wird vom Bayerischen Ge-
sundheits- und Pflegeministerium
mit fast 250.000 Euro gefördert
und von Professor Dr. Peter Kran-
ke, Ärztlicher Leiter der Klinik
und Poliklinik für Anästhesiolo-
gie des Universitätsklinikums
Würzburg, wissenschaftlich be-
treut.

Was den Umgang von Unter-
nehmen der Kommunikations-
und Internet-Branche mit per-
sönlichen Daten angeht, schenkt
die Bevölkerung der Telekom
mit Abstand das größte Vertrau-
en. 46 Prozent halten die Tele-
kom für vertrauenswürdig. Da-
mit hat die Telekom einen fast
doppelt so großen Vorsprung
vor den nächstplatzierten Unter-
nehmen (24 Prozent). 

Das Institut Allensbach be-
fragte für den Sicherheitsreport
2015 von Anfang bis Mitte Juni
in knapp 1.400 Interviews einen
repräsentativen Querschnitt der
Bevölkerung ab 16 Jahre.

Dr. Markus Söder.

Obertraubling und Sinzing aus
der Oberpfalz erhalten insge-
samt über 1,7 Millionen Euro
Förderung. Sie sind auf dem be-
sten Weg zur digitalen Auto-
bahn“, freute sich der Minister,
der gemeinsam mit Finanz-
staatssekretär Albert Füracker
die Förderbescheide für den
Breitbandausbau in Regensburg
übergab. 

Oberpfalz

Die Oberpfalz engagiert sich
vorbildlich beim Breitbandaus-
bau. Mit 217 von 226 Gemein-
den befinden sich überdurch-
schnittliche 96 Prozent im För-
derverfahren. Bislang wurden
für die Oberpfalz bereits 19,3
Millionen Euro Fördersumme
an 54 Kommunen zugesagt. Ein
Großteil der Fördermittel von
maximal 180 Millionen Euro
für den Regierungsbezirk ist
aber noch offen. 

Mit den in Regensburg neu
übergebenen Bescheiden kön-
nen schon 414 Kommunen mit
einer Gesamtfördersumme von
rund 133,4 Millionen Euro in
den Breitbandausbau starten.
Allein bei den bisher im Ausbau
befindlichen Projekten werden
über 3.600 km Glasfaserleitun-
gen verlegt.
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im Programm von RTL
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den Zuschauern
Bayerns.
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• Aktuelle Themen
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Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Forderung der Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder:

Nachbesserung der
Datenschutz-Grundverordnung 
Die Beratungen über die Datenschutz-Grundverordnung sind mit
dem Trilog zwischen Europäischem Parlament, Rat der Europäi-
schen Union und Europäischer Kommission in die entscheidende
Phase eingetreten. Für die Konferenz der Datenschutzbeauftrag-
ten des Bundes und der Länder ist es von außerordentlicher Be-
deutung, dass die Datenschutz-Grundverordnung im Vergleich
zum geltenden Rechtsstand einen verbesserten, mindestens aber
dem bisherigen Standard gleichwertigen Grundrechtsschutz ge-
währleistet. 

Sie appelliert an die Trilogpart-
ner, bei ihren Verhandlungen ins-
besondere zu berücksichtigen: 
1. Die Datensparsamkeit muss
Gestaltungsziel bleiben! 

Die Allgegenwärtigkeit der Da-
tenverarbeitung und der Einsatz

von Big-Data-Technologien er-
zeugen eine unvorstellbare Menge
(auch personenbezogener) Daten.
Deshalb ist das seit vielen Jahren
im deutschen Datenschutzrecht
verankerte Prinzip der Datenver-
meidung und Datensparsamkeit

wichtiger denn je. Für eine mög-
lichst grundrechtsschonende Da-
tenverarbeitung müssen sich so-
wohl Staat als auch Wirtschaft
auf das zur Erreichung ihrer im
Einklang mit der Rechtsordnung
legitimen Zwecke notwendige
Maß beschränken. Das Prinzip
der Datensparsamkeit muss
durch die Datenschutz-Grund-
verordnung explizit vorgegeben
werden. 
2. Es darf keine Aufweichung
der Zweckbindung geben! 

Der Grundsatz der Zweckbin-
dung dient in erster Linie der
Transparenz und Vorhersehbarkeit
der Datenverarbeitung und stärkt
die Autonomie der Betroffenen,
indem sie sich darauf verlassen
können, dass ihre Daten nur zu
Zwecken weiterverarbeitet wer-
den, zu denen sie erhoben wurden.
Insbesondere durch die vom Rat
vorgeschlagene Regelung würden
Zweckänderungen in einem der-
art weiten Umfang zulässig, dass
das in der Europäischen Grund-
rechtecharta enthaltene Prinzip der
Zweckbindung, preisgegeben wä-
re. Dies lehnt die Konferenz ent-
schieden ab. 

Auch die vom Rat vorgesehe-
nen Privilegierungen für die Da-
tenverarbeitung zu statistischen,
historischen und wissenschaft-
lichen Zwecken, nach denen
vom ursprünglichen Erhebungs-
zweck abweichende Verarbei-
tungen stets nahezu schranken-
los zulässig sind, begegnen er-
heblichen Bedenken. 
3. Die Einwilligung des Einzel-
nen muss die Datenhoheit si-
chern!

Recht auf informationelle
Selbstbestimmung bedeutet, dass
der Einzelne grundsätzlich selbst
über die Preisgabe und Verwen-
dung seiner personenbezogenen
Daten in der Form der Einwilli-
gung entscheiden kann. Die Ein-
willigung ist aber nur dann ein we-
sentliches Element zur Gewährlei-
stung der Datenhoheit, wenn sie
durch eine ausdrückliche Willens-
bekundung erfolgt. 

Einwilligungserklärungen, die –
wie der Rat vorschlägt – lediglich
unmissverständlich sein müssen,
lehnt die Konferenz als unzurei-
chend ab. Letzteres ermöglicht es
den global agierenden Dienste-

anbietern, durch die Verwendung
pauschaler Datenschutzbestim-
mungen und datenschutzunfreund-
licher Voreinstellungen weit-
reichende Datenverarbeitungsbe-
fugnisse ohne ausdrückliche Ein-
willigung des Nutzers für sich zu
reklamieren. Damit wird einem
opt-out als pauschale Möglichkeit
der Einwilligung der Weg bereitet.
4. Die Rechte der Betroffenen
dürfen nicht eingeschränkt wer-
den! 

Die Konferenz spricht sich für
umfassende Informationsrechte
aus, die die Betroffenen in die La-
ge versetzen, Umfang und Risiko
der Datenverarbeitung einzuschät-
zen. Die Ausübung ihrer Rechte
und die zur Umsetzung ergriffe-
nen Maßnahmen müssen für die
Betroffenen unentgeltlich sein.
Die Konferenz wendet sich daher
gegen die vom Rat vorgesehenen
diesbezüglichen Beschränkungen. 
5. Die Profilbildung muss wirk-
sam begrenzt werden! 

Die Konferenz weist erneut
auf die Notwendigkeit einer
strikten Regelung der Profilbil-
dung hin, die der Zusammen-
führung und Auswertung perso-
nenbezogener Daten über eine
Person enge Grenzen setzt. Die
vorgesehenen Regelungen grei-
fen hier zu kurz. 
6. Effektiver Datenschutz benö-
tigt betriebliche und behörd-
liche Datenschutzbeauftragte!

Für die Effektivität der Daten-
schutzaufsicht kommt den in
Deutschland fest etablierten be-
hördlichen und betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten große Be-
deutung zu. Die Konferenz setzt
sich dafür ein, dass die Bestel-
lung von Datenschutzbeauftrag-
ten in Behörden und Unterneh-
men europaweit verpflichtend
ist. 
7. Datenübermittlungen an Be-
hörden und Gerichte in Dritt-
staaten bedürfen einer stärke-
ren Kontrolle!

Nach den Datenschutzskanda-
len der jüngsten Zeit ist ein bes-
serer Schutz der personenbezo-
genen Daten von europäischen
Bürgerinnen und Bürgern ge-
genüber drittstaatlichen Einrich-
tungen dringend geboten. Nach
dem Vorschlag des Parlamentes
sollen Urteile von Gerichten und
Entscheidungen von Verwal-
tungsbehörden eines Drittstaates,
die von einer datenverarbeiten-
den Stelle die Weitergabe perso-
nenbezogener Daten verlangen,
in der EU nur auf der Grundlage
internationaler Übereinkommen
zur Amts- und Rechtshilfe aner-
kannt und vollstreckt werden.

Gefährlicher Streaming-Dienst:

Experte warnt vor
neuerAbmahnwelle

Illegales Streaming im Netz ist beliebt, aber riskant. Immer
wieder bekommen Nutzer Abmahnungen mit horrenden Zah-
lungsforderungen. Ein Medienanwalt warnt jetzt vor einem
Dienst, dessen Nutzung gefährlicher ist, als viele annehmen. 

Wer Filme und Serien im In-
ternet anschaut, sollte sich ge-
nau überlegen, wo er das tut.
Neben den legalen Streaming-
Angeboten wie Netflix, Amaz-
on Prime oder Watchever, deren
Sortiment für einen monatli-
chen Festpreis unbegrenzt ab-
rufbar ist, gibt es viele andere
Angebote im Netz, die damit
locken, Filme und Serien ko-
stenlos anzubieten. 

Zuletzt machte „Popcorn Ti-
me“ Schlagzeilen: Der Dienst
tarnte sich als Streaming-Seite,
verwendete in Wahrheit aber die
Torrent-Technologie, bei der
Nutzer Dateien gleichzeitig her-
unter- und hochladen und so an-
deren zur Verfügung stellen.
Diese Form des Filesharing ist
in Deutschland verboten, Nut-
zer des Portals wurden massen-
haft abgemahnt. Wer über „Iso-
Plex“ streamt, könnte bald
ebenfalls Post vom Anwalt be-
kommen.

Die Seite ist seit Juni 2014
online, in Deutschland bisher
aber wenig verbreitet. Sie ähnelt
dem vermeintlichen Streaming-
Dienst Popcorn-Time und bietet
aktuelle Kinofilme und TV-Se-
rien kostenlos an. Um über Iso-
Plex zu streamen, brauchen
Mac- und PC-Nutzer nur die
passende Software: „Eine App,
alle Filme und Serien die du
willst“, heißt es auf der Startsei-
te von IsoPlex.

Isoplex-Nutzer
handeln illegal

Doch hinter dem vermeintlich
harmlosen und attraktiven An-
gebot stecke eine illegale Tech-
nologie, warnt Tobias Röttger,
Anwalt für Medienrecht: „Auch
IsoPlex verwendet unter der
Haube die Torrent-Technolo-
gie“, erklärte der Experte n-
tv.de. Nutzer machen sich also
des illegalen Filesharings schul-
dig, indem sie die von ihnen an-
geschauten Dateiteile Dritten
über Torrents zum Download
anböten. „Wer in Deutschland
ungeschützt IsoPlex verwendet,

muss (...) ernsthaft mit ko-
stenintensiven Abmahnungen
rechnen. Das Anschauen von
Filmen und TV-Serien über Iso-
Plex stellt in Deutschland auf-
grund der Verwendung von Tor-
rents eine Urheberrechtsverlet-
zung dar.“

Das Programm stammt von
den Machern der Torrent-Web-
site „IsoHunt“, schreibt Rött-
gers Anwaltskanzlei in einer
ausführlichen Stellungnahme.
Seine Oberfläche sei anspre-
chend und professionell gestaltet
und mit seiner deutschen Menü-
führung leicht bedienbar. Es han-
dele sich im Gegensatz zu ande-
ren bekannten Seiten wie ki-
nox.to oder movie4.to aber we-
der um einen reinen Streaming-
Anbieter noch um einen Share-
oder Filehoster, bei dem nur ein
Download stattfinde.

Die Seite wirbt mit einem kos-
tenlosen Angebot an Filmen
und Serien. Dass es aber nicht
beim kostenlosen Filmgenuss
bleiben müsse, zeige sich am
Beispiel von Popcorn Time,
dessen Nutzer in den letzten
Monaten im Auftrag der Filmin-
dustrie durch verschiedene An-
waltskanzleien abgemahnt wor-
den seien, so Röttger. Dabei
würden Forderungen in Höhe
von 500 Euro und mehr fällig -
für jede geschaute Folge einer
TV-Serie. Für einen Kinofilm
verlange eine der bekannten
Abmahnkanzleien 815 Euro, 
eine andere mahne seit Jahren
die Erfolgsserie „The Walking 
Dead“ ab und erhebe eine Scha-
denspauschale von 800 Euro
pro Folge.

Das Risiko, selbst ein solches
Schreiben zu bekommen, kann
schwer abgeschätzt werden.
Liegt aber einmal eine Zah-
lungsforderung auf dem Tisch,
ist es schwer, sich dagegen zu
wehren. Im Zweifel ist es also
deutlich günstiger und stress-
freier, einen der legalen Strea-
ming-Anbieter zu nutzen und
dafür die monatlichen Abo-Ge-
bühren zu bezahlen.

Quelle: n-tv.de , jwa

Deutschland fit machen für
die Gigabit-Gesellschaft
Führende Telekommunikationsverbände fordern

Neujustierung der deutschen Breitbandpolitik

Der Aufbau nachhaltiger und zukunftssicherer Kommunikati-
onsinfrastrukturen ist nach Auffassung der führenden Telekom-
munikationsverbände ANGA, BREKO, BUGLAS und VATM
sowie des FTTH Council Europe eine der zentralen Zukunfts-
aufgaben für Deutschland und muss von einer weitsichtigen und
verlässlichen Wirtschafts- und Regulierungspolitik begleitet und
flankiert werden.

Anlässlich eines Breitband-
Symposiums in Berlin haben sich
die Verbände in einem gemeinsa-
men Thesenpapier für eine Neuju-
stierung der Breitbandpolitik hier-
zulande ausgesprochen und for-
derten in einer gemeinsamen Zu-
kunftsagenda eine „echte Gigabit-
Strategie“ und faire Wettbewerbs-
bedingungen.

Gigabit-Netze seien von ent-
scheidender Bedeutung für Unter-
nehmen, Privatkunden und den öf-
fentlichen Sektor. „Sie schaffen
Lebensqualität, Wachstum und Ar-
beitsplätze“, betont ANGA-Prä-
sident Thomas Braun. Themen
wie Industrie 4.0, Anforderungen
neuer Energienetze, moderne Ver-
waltung mit E-Government, ver-
besserte Gesundheitsversorgung
mit E-Health oder neue Formen
der Arbeit und der Mediennut-
zung bieten Chancen, benötigen
jedoch entsprechende Vorausset-
zungen: „Die Nachfrage nach
Bandbreite wächst bereits jetzt
messbar kontinuierlich, und nur
zukunftssichere Kommunikati-
onsinfrastrukturen können die be-
reits heute absehbaren Anforde-
rungen an Geschwindigkeit und
Servicequalität erfüllen.“

Die Gigabit-Gesellschaft benö-
tigt im Verlauf der nächsten zehn
Jahre Gigabit-Kommunikations-
netze, die solche Bandbreiten
beim Endkunden tatsächlich zur
Verfügung stellen. Im Festnetz
sind dies Glasfaseranschlüsse, die
bis in die Gebäude (FTTB) oder
bis in die Wohnung (FTTH) rei-
chen. 

„Auch für Mobilfunk-Lösungen
werden in der Regel auf Glasfaser-
netzen basierende Infrastrukturen
benötigt“, stellt VATM-Präsident
Martin Witt heraus. „Diese müs-
sen frühestmöglich errichtet oder
aufgerüstet werden, um den Wirt-
schaftsstandort Deutschland zu
stärken und eine digitale Spaltung
zu verhindern.“

Die Initiative ist sich einig, dass
der dafür notwendige Breitband-
ausbau nur im Wettbewerb gelin-
gen kann. Dieser sei Antrieb für ei-
nen effizienten Ausbau, die stetige
Verbesserung der Produktqualität
und die Entwicklung neuer Dien-
ste und Applikationen. Nicht zu-
letzt profitierten Bürger und Un-
ternehmen auch von günstigen
Preisen. Privilegien und Regulie-
rungserleichterungen oder die
Schaffung neuer Monopole in Be-
reichen des langfristig nicht zu-
kunftsfähigen Kupfernetzes setz-
ten dagegen die falschen Anreize.

„Zukunftssichere Glasfasernet-
ze in Stadt und Land sichern nach-

haltig die Wettbewerbsfähigkeit
des Standorts Deutschland und
spielen bei der Wahrung und dem
Ausbau von Wohlstand daher eine
entscheidende Schlüsselrolle“, be-
kräftigt BREKO-Präsident Norbert
Westfal. „Wettbewerb sorgt dabei
nicht nur für einen weitgehend ei-
genfinanzierten Glasfaserausbau,
sondern sichert selbst bei geförder-
ten Ausbauprojekten größtmögli-
che Qualität bei geringstmögli-
chem Fördermitteleinsatz.“

„Die bisherigen Breitbandziele
der Bundesregierung können höch-
stens als Zubringer zur eigentlichen
Datenautobahn der Zukunft ange-
sehen werden“ wirbt BUGLAS-
Präsident Jens Prautzsch für einen
grundlegenden Neustart der deut-
schen Breitbandpolitik: „Die richti-
gen Weichenstellungen sind jetzt
notwendig.“ 

Notwendige
Weichenstellungen

In dem Zusammenhang dürfe
die Ausbauagenda bis 2018 höch-
stens als Wegmarke verstanden
werden, keinesfalls jedoch als
Ziel. In einer zukunftsorientier-
ten Breitbandstrategie müsse ein
nachhaltiger Netzausbau Vorrang
haben vor Übergangslösungen.
„Wenn hingegen eine Übergangs-
lösung wirtschaftlich sinnvoll er-
scheint, muss sie wenigstens so
angelegt sein, dass ein weiterer
Ausbau nicht erschwert oder ver-
zögert wird“, so Prautzsch. Die
Regulierung von Zwischenlösun-
gen wie Vectoring müsse daher in
jedem Fall den Aspekt der Über-
gangstechnologie betonen.

„Die Bundesrepublik muss auf-
passen, dass sie im internationalen
Vergleich nicht den Anschluss ver-
liert“, mahnt Prof. Hartwig Tauber,
Geschäftsführer des FTTH Coun-
cil Europe. „Andere Länder sind
da bereits deutlich besser aufge-
stellt.“ Somit müssten in Brüssel
weiterhin nationale Besonderhei-
ten der Marktstruktur berücksich-
tigt werden. Vor diesem Hinter-
grund seien eine „One-size-fits-
all“-Regulierung und die Ent-
machtung nationaler Regulierung
kontraproduktiv.

Die unterzeichnenden Verbände
sehen das gemeinsame Thesenpa-
pier als inhaltliche Grundlage für
weitere Diskussionen, die kon-
struktiv mit allen Beteiligten ge-
führt werden sollen. Um der Ernst-
haftigkeit ihres Anliegens Nach-
druck zu verleihen, beabsichtigen
die Verbände, künftig entspre-
chende Fortschrittsberichte zu ver-
öffentlichen.
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Bayerische Innovationstage in Landshut:

Praktische Hilfestellung
Die bayerischen Landratsämter stehen alle vor denselben Her-
ausforderungen. Die demografische Entwicklung macht es zu-
nehmend schwieriger, qualifiziertes Personal zu gewinnen.
Sparzwänge und die rasant steigenden Ausgaben im Sozialbe-
reich schränken die finanziellen Handlungsspielräume ein.
Gleichzeitig müssen die Landratsämter ihre anspruchsvollen
Aufgaben sachgerecht erfüllen und den Erwartungen der Bür-
gerinnen und Bürger gerecht werden. Die gute Nachricht ist:
Das Rad muss nicht jedes Mal neu erfunden werden, wie sich
bei den Innovationstagen des Bayerischen Landkreistages in
Landshut zeigte. 

Nach dem Motto „Gemein-
sam weiterkommen“ war es
Ziel der Innovationstage, Unter-
stützung bei der Umsetzung von
Projekten zur Verwaltungsmo-
dernisierung zu geben. In den
vier Innovationsforen demogra-
phieorientiertes Personalmana-

gement, service- und kundeno-
rientiertes Landratsamt, zielori-
entierte Steuerung im Land-
ratsamt am Beispiel der Jugend-
hilfe sowie elektronische Ak-
tenführung luden sie zu einem
intensiven Meinungs- und Er-
fahrungsaustausch ein.

Ein interaktiver Vortrag von
Dr. med. Claudia Croos-Müller
zeigte auf, wie Gesundheit und
Resilienz angesichts der zuneh-
menden Arbeitsbelastung geför-
dert und Stress besser bewältigt
werden kann. Markus Flemming,
langjähriger Eishockeyprofi und
Sportpsychologe, veranschaulich-
te seinerseits, was aus der Motiva-
tion beim Spitzensport für die täg-
liche Arbeit erlernbar ist.

Die AKDB nahm die Innova-
tionstage zum Anlass, ihren so-
genannten Kennzahlen-Ver-
gleich zu präsentieren. Seit Jah-
ren vergleichen sich innerhalb
dieser Web-Plattform verschie-
dene Landkreise in den kom-
munalen Themenfeldern Ju-
gend, Kfz-Zulassung, Fahrer-
laubnis, Ausländerwesen, So-
zialwesen oder Bauverwaltung
unter den Aspekten Kosten und
Fallzahlen. 

Angesichts steigender Kom-
plexität der Informationen brau-
chen Kommunen eine über-
sichtliche, flexible und unein-
geschränkte Vergleichbarkeit
kommunaler Kennzahlen, um
aus Abweichungen bei einzel-
nen Kennzahlen organisatori-
sche Defizite zu identifizieren
und gleichzeitig Impulse für ein
optimiertes Handeln zu erhal-

ten. Je nach Vergleich werden
bis zu 30 Verfahren mit rund 20
Kennzahlen gegenübergestellt.
Messkriterien sind neben Ko-
sten und Erlösen die Mengen
und Fallzahlen. 

Beispielsweise werden für
den Vergleich im Jugendbereich
die Landkreise den Clustern des
Bayerischen Landesjugendam-
tes zugeordnet. Dies ermöglicht
einen qualitativ ausgewogenen
Vergleich mit Landkreisen, die
eine ähnliche Sozialstruktur
aufweisen. Auf dem Landshuter
Innovationskongress berichte-
ten verschiedene Landkreisver-
treter einem interessierten und
engagierten Publikum von Vor-
teilen, Nutzen und Erfolg der
gemeinsam entwickelten Ver-
gleichsplattform.

Leitfäden

Im Innovationsring des Baye-
rischen Landkreistags haben sich
26 Landkreise zusammenge-
schlossen, um die Landratsämter
auf die Herausforderungen der
Zukunft vorzubereiten. Als prak-
tische Hilfestellungen veröffent-
licht der Innovationsring deshalb
regelmäßig Leitfäden, die von
den vier Projektgruppen „Per-
sonal und Führung“, „Betriebs-
wirtschaft“, „Organisation/eGo-
vernment“ sowie „Service- und
Kundenorientierung“ erarbeitet
werden.

Die von Landrat Armin Kro-
der, Landkreis Nürnberger Land,

Partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Landkreisen,
Landkreistag und der AKDB: Alfred Bezler (Software-Ent-
wicklung AKDB), Landrat Josef Niedermaier, Hans Gey (Con-
troller im Landratsamt Bad Tölz-Wolfratshausen) und Klaus
Geiger (Referent für Organisation und digitale Verwaltung
beim Bayerischen Landkreistag (v. l.).

geleitete Projektgruppe „Personal
und Führung“ befasst sich insbe-
sondere mit den Herausforderun-
gen, die sich aus der demografi-
schen Entwicklung für das Perso-
nal und die Führung an den Land-
ratsämtern ergeben. 

Eine erste Mitarbeiterbefra-
gung zu den Themen Land-
ratsamt (Image, Innovations-
fähigkeit, Beratungsqualität,
Serviceorientierung), Zusam-
menarbeit interne/eigene Orga-
nisationseinheiten, Führungsstil
und Führungsverhalten, Ent-
wicklungschancen, Arbeitsplatz
und Arbeitszufriedenheit, Fragen
zum Landrat und zur Personal-
vertretung, LOB, Leistungsprä-
mie sowie Daten zur Person
fand Kroder zufolge 2009 statt,
die nächste ist für November
2015 geplant.

Mitarbeiterbefragung

Eine erneute Mitarbeiterbe-
fragung helfe, Mitarbeiter die
Gelegenheit zur Rückmeldung
zu geben, ein Stimmungsbild
über den Arbeitsalltag und die
Zusammenarbeit im Landrats-
amt zu erhalten, eine breitere
Basis für mögliche Verbesse-
rungsansätze zu gewinnen, die
gute Kommunikation miteinan-
der und mit den Bürgerinnen
und Bürgern weiter zu fördern,
Schwachstellen im eigenen Haus
zu erkennen und Stärken weiter
auszubauen.

Die Projektgruppe „Betriebs-
wirtschaft“, geleitet von Land-
rat Michael Fahmüller, Land-
kreis Rottal-Inn, beschäftigt
sich mit dem Einsatz und der
Weiterentwicklung der betriebs-
wirtschaftlichen Elemente in
den Landratsämtern sowie mit
der Durchführung interkommu-
naler Vergleiche. Wie Fahmül-
ler ausführte, würden Steue-
rungsansätze im Rahmen der
DOPPIK-Reformen insgesamt
nur zurückhaltend umgesetzt.
Wenige Kommunen (unter 10 %)
hätten eine strategische Steue-
rung „nach Lehrbuch“. Zudem
bestünden glaubwürdige For-
men strategischer Steuerung nur
in Kommunen mit langer Mo-
dernisierungsgeschichte. 

Laut Fahmüller scheint die
wichtigste Voraussetzung eine
kooperative Zusammenarbeit
zwischen Verwaltung und Rat
zu sein. Jedoch sei der mit der
Umstellung des Rechnungswe-
sens verbundene erhebliche
Aufwand nur gerechtfertigt,
wenn die Steuerungsmöglich-
keiten alsbald genutzt werden.
Damit dies gelingt, müsse ein
aussagefähiges und vor allem
überschaubares System an Zie-
len, Kennzahlen und Leistungs-
mengen erstellt werden. 

Die strategische Steuerung
heiße Fokussierung. Wichtig sei,
dass strategische Ziele bzw. Hand-
lungsfelder Auswirkungen auf die
tägliche Praxis haben, also auch
für das operative Geschäft.

Die Projektgruppe „Organisa-
tion/eGovernment“ unter dem
Vorsitz von Landrat Georg Hu-

ber, Landkreis Mühldorf a. Inn,
hat die Herausforderungen und
Chancen von eGovernment für
die Landratsämter zum Schwer-
punkt. Dort ist auch die ge-
meindliche Ebene beim Thema
„Digitale Signatur“ oder dem
Einsatz von Geoinformations-
systemen (GIS), die weitrei-
chende Möglichkeiten zur Un-
terstützung kommunaler Pla-
nungen bieten, involviert.

Service- und 
Kundenorientierung

Eine weitere Verbesserung
der Service- und Kundenorien-
tierung in den Landratsämtern
strebt schließlich die Projekt-
gruppe „Service- und Kundeno-
rientierung“ unter der Leitung
von Landrat Robert Niederge-
säß, Landkreis Ebersberg, an.
Bearbeitet werden Angebote an
elektronischen Verwaltungslei-
stungen, zudem stehen die Ein-
arbeitung von Ergebnissen der
Bürgerbefragung 2015 und die
bürgerfreundliche Zugänglich-
keit im Vordergrund. Eine Be-
sonderheit stellen regelmäßige
gemeinsame Sitzungen mit der
Projektgruppe Organisation/
eGovernment dar. 

Nach Niedergesäß‘ Worten
nahmen heuer die Landratsäm-
ter Coburg, Ebersberg, Erding,
Haßberge, Mühldorf a. Inn,
Nürnberger Land, Roth, Rottal-
Inn und Traunstein an einer
Bürger-/Kundenbefragung
durch die GfK teil. Befragt wur-
de in den Bereichen Bauamt,
Büro des Landrats, Führer-
scheinstelle, Gesundheitsamt,
Jugendamt, Kfz-Zulassung,
Kommunale Abfallwirtschaft
und Naturschutz. Ab Ende Sep-
tember 2015 werden die Ergeb-
nisse in den Landratsämtern
mit Workshops präsentiert und
daraus Handlungsempfehlungen
für alle Landkreise abgeleitet.

Ideen- und
Beschwerdemanagement

Auch wird der vorhande-
ne Leitfaden zum „Ideen- und
Beschwerdemanagement“
aus dem Jahr 2002 vollständig
überarbeitet. Die Ergebnisse der
Bürger-/Kundenbefragung 2015
sollen im Leitfaden berücksich-
tigt werden. Der Landkreis Ebers-
berg hat sich bereit erklärt, einen
ersten Entwurf für einen Leitfa-
den zu erarbeiten und zur Diskus-
sion zu stellen. 

Zudem wird zum Thema
„Kommunales Wissensmanage-
ment“ in Zusammenarbeit mit
der Bayerischen Akademie für
Verwaltungsmanagement ein
weiterer Leitfaden erarbeitet, so
Niedergesäß. Befragt wurden
hierzu die Landratsämter Ebers-
berg, Mühldorf a. Inn, Roth,
Rottal-Inn, Coburg, Passau,
Schweinfurt und Miltenberg.
Die Fertigstellung eines Be-
richts mit Ergebnissen, Erfah-
rungsberichten und Handlungs-
empfehlungen ist für das Quar-
tal 3/2015 vorgesehen. DK

Zukunftskongress Staat & Verwaltung in Berlin:

Digitale Welt 
im Mittelpunkt

Als jährliche Leitveranstaltung für E-Government und Ver-
waltungsmodernisierung fand in Berlin der „3. Zukunftskon-
gress Staat & Verwaltung“ statt. Das Motto: „Staat und Ge-
sellschaft in der digitalen Revolution“. Unter der Schirmherr-
schaft des Bundesministers des Innern Dr. Thomas de Maiziè-
re trafen sich rund 1.300 Spitzenvertreter aus Bund, Ländern
und Kommunen aus Deutschland, Österreich und der Schweiz
sowie Repräsentanten innovativer Unternehmen.

Zentraler Bestandteil des
Kongresses waren vier Plen-
umsveranstaltungen, zwölf Zu-
kunftsforen sowie über 50 wei-
tere parallele Veranstaltungen,
die sich entlang der vier strate-
gischen Themenfelder Staat &
Verwaltung in der digitalen Ge-
sellschaft, Strukturen, Prozesse
& Dienstleistungen: E-Govern-
ment, Öffentliche Finanzen, Ef-
fizienz & Transparenz sowie
Führung, Personal & Kompe-
tenzen ausrichteten.

Erstmals diente der Zukunfts-
kongress auch als Dialogforum
des Nationalen IT-Gipfels der
Bundesregierung. So diskutierte
Bundesinnenminister Dr. Tho-
mas de Maizière mit Vertretern
aus Wirtschaft, Wissenschaft
und Verwaltung über die „Zu-
kunft der Verwaltung in der digi-
talen Welt“. 

Digitale Agenda

Wie de Maizière hervorhob,
hätten die Verwaltungen heute
mehr Aufgaben und weniger
Ressourcen. Es gebe mehr elek-
tronische Angebote. Arbeitsab-
läufe seien überprüft und IT-Sy-
steme integriert worden. Dieser
Prozess müsse fortgesetzt und
an einigen Stellen noch stärker
angetrieben werden. Dies erfol-
ge mit der Digitalen Agenda
2014-2017.

Höhepunkt des zweiten Kon-
gresstages war die Grundsatzre-
de des Bundesministers für
Wirtschaft und Energie, Sigmar
Gabriel zum Thema „Moderner
Staat und Innovation“.  Er hob
die Bedeutung einer schlanken
und innovativen Verwaltung für
die Wirtschaft sowie die Bürge-
rinnen und Bürger hervor: „Ein
moderner Staat muss Anschluss
halten an die Digitalisierung
von Wirtschaft und Gesell-
schaft. eGovernment kann mehr
Dienstleistungsorientierung,
mehr Bürgerbeteiligung, mehr
Produktivität und mehr Wirt-
schaftlichkeit bringen.“

Wie Gabriel erläuterte, gehe
es aber nicht allein um die
schlichte Digitalisierung beste-
hender Papierverfahren. Mit der
Digitalisierung der Verwaltung
biete sich vielmehr die Chance
zu weniger Bürokratie und für
besseren Service und mehr Par-
tizipation: „Wir wollen zum
Beispiel, dass Gründer und vor
allem mittelständische Unter-
nehmen alle notwendigen Vor-
gänge mit der Verwaltung voll-

ständig elektronisch über eine
Stelle abwickeln können, von
der Antragstellung über die An-
zeigepflichten bis hin zum
Empfang von Bescheiden. Mit
der eVergabe werden bürokrati-
sche Hemmnisse vor allem für
kleine und mittlere Unterneh-
men abgebaut; das erleichtert
die Teilnahme an Ausschreibun-
gen, vergrößert den Bieterkreis
und schafft so mehr Wettbe-
werb.“

Abgerundet wurde der Zu-
kunftskongress durch eine Fach-
ausstellung, auf der sich die Be-
sucherinnen und Besucher an
verschiedenen Ständen über
Projekte und Lösungsansätze
für eine moderne Verwaltung
informieren konnten. 

Bundesweite Studie

Im Vorfeld der Tagung hatten
das Bundesministerium des In-
nern und die Hertie School of
Governance die repräsentative
bundesweite Studie „Zukunfts-
panel Staat & Verwaltung 2015“
vorgestellt. Hierzu wurden
Führungskräfte in 1.200 Ver-
waltungsstellen aus Bund, Län-
dern, Landkreisen und Kommu-
nen im Hinblick auf Status quo,
erzielte Fortschritte sowie zu-
künftige Herausforderungen be-
fragt. Das Ergebnis: Die Umset-
zung des E-Government-Geset-
zes und Maßnahmen der Digita-
lisierung, eine neue Personalpo-
litik sowie der budgetäre Druck
sind aus Sicht der öffentlichen
Verwaltung in Deutschland die
größten Herausforderungen der
Zukunft.

Behördliche Defizite

Inzwischen haben knapp drei
Viertel der befragten Behörden
eine digitale Strategie oder pla-
nen eine solche. Defizite zeigen
sich allerdings mit Blick auf die
Umsetzung des Regierungspro-
gramms „Digitale Verwaltung
2020“. 38 Prozent der befragten
Behörden geben an, diese inner-
halb der nächsten fünf Jahre
realisieren zu wollen, 49 Pro-
zent können hingegen noch
nicht abschätzen, wann die Vor-
gaben verwirklicht werden.

Beim Thema Digitalisierung
stehen für die öffentliche Ver-
waltung die IT-Sicherheit, die
Einführung der elektronischen
Akte, der Auf- und Ausbau des
Online-Angebots von Behör-
dendienstleistungen sowie der

Aufbau interner Kapazitäten
und Kompetenzen im Bereich
E-Government im Mittelpunkt.
Die Möglichkeit der elektroni-
schen Bezahlung wird hingegen
erst von 25 Prozent der befrag-
ten Behörden aufgegriffen. Bis-
lang kaum beschäftigen sich
deutsche Behörden mit DE-
Mail, Mobilen Government-
Anwendungen, Cloud Compu-
ting und Big Data.

Investitionsbedarf

Den größten Investitionsbe-
darf sehen öffentliche Hand und
Unternehmen in den kommen-
den fünf Jahren in den Berei-
chen Verkehrsinfrastruktur und
digitale Infrastruktur, gefolgt
von Bildungsinvestitionen und
dem Ausbau der Altenpflege.

Die Schuldenbremse geht aus
Sicht von mehr als 40 Prozent
der befragten Behörden zu La-
sten von Zukunftsinvestitionen
in Bildung, Forschung und In-
frastruktur und stellt vor allem
Kommunen vor enorme Her-
ausforderungen. 

Weiterhin skeptisch gegen-
über steht eine deutliche Mehrheit
der befragten Behörden einer Be-
teiligung privatwirtschaftlicher
Finanzierungsmodelle zur De-
ckung des Investitionsbedarfs.
Zudem bestätigt die Untersu-
chung die Dringlichkeit einer
Professionalisierung des Perso-
nalmanagements und die Forde-
rung nach einer Reform des öf-
fentlichen Dienstrechts, um eine
stärkere Flexibilität zu erreichen
sowie Fachkarrieren und Lei-
stungsanreize zu fördern. DK

Dauersitzen im Büro verursacht
Gesundheitsprobleme 
Schreibtischaufsätze von VARIDESK 

sorgen für mehr Bewegung 

Sitzen am Computer, sitzen im Meeting, sitzen in der Kantine:
Der Arbeitsalltag von vielen Büroangestellten spielt sich fast
ausschließlich im Sitzen ab. Höhenverstellbare Schreib-
tischaufsätze von VARIDESK können dieses Problem lösen.
Sie erlauben einen Wechsel von einer sitzenden in eine stehen-
de Position. Bestehende Bürolandschaften können problemlos
genutzt werden, da die Aufsätze auf vorhandene Schreibtische
gestellt werden. 

Warum der regelmäßige Wech-
sel zwischen Stehen und Sitzen
am Arbeitsplatz wichtig ist, be-
legen verschiedene aktuelle
Langzeitstudien. Ihnen zufolge
erhöht Dauersitzen das Risiko
an Herz-Kreislauf-Leiden, Dia-
betes oder an bestimmten For-
men von Krebs zu erkranken.
Wissenschaftler der University
of Chester fordern daher ein
Umdenken bei der Einrichtung
von Arbeitsplätzen. Auch Frei-
zeitsportler seien betroffen:
Sport vor oder nach der Arbeit
könne die negativen Folgen
des Dauersitzens nicht kom-
pensieren. 

Geschlossene Marktlücke

Jason McCann, Geschäftsfüh-
rer des Unternehmens, ist vom
Erfolg der Aufsätze überzeugt:
„Unsere Produkte schließen ei-
ne Marktlücke, weil jeder beste-
hende Schreibtisch umfunktio-
niert werden kann. Im Vergleich
zu kompletten höhenverstellba-
ren Schreibtischen bieten wir ei-

ne kostengünstigere Alternati-
ve“, führt er aus. Nach seiner
Ansicht profitieren die Nutzer
durch ein gesteigertes Wohlbe-
finden und den langfristigen
Erhalt der eigenen Gesundheit.
Einen großen Effekt sieht er für
Arbeitgeber oder selbstständi-
ge Berufsgruppen, da das rich-
tige Verhältnis zwischen Sitzen
und Stehen sich auch positiv auf
den Faktor Produktivität aus-
wirke. 

Kostenlose App

Um den VARIDESK-Nutzern
die Anwendung so einfach wie
möglich zu machen, informiert
eine kostenlose App am Bild-
schirm, ob es Zeit ist zu sitzen
oder zu stehen. Weitere wissen-
schaftliche Studien zum Thema
Dauersitzen und daraus resultie-
renden gesundheitlichen Risi-
ken, finden sich unter anderem
im American Journal of Epide-
miology oder im International
Journal of Behavioral Nutrition
and Physical Activity.
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Ein „Meister der neuen 
Sachlichkeit“ aus Aschaffenburg

Bezirkstagspräsident Dotzel nimmt
künftiges Christian-Schad-Museum in Augenschein

Aschaffenburg. (mm) Einen Eindruck vom künftigen Museums-
quartier in Aschaffenburg hat sich Bezirkstagspräsident Erwin
Dotzel im Rahmen seiner diesjährigen Sommertouren verschafft.
Für voraussichtlich 4,6 Millionen Euro soll bis 2017 mit dem Chri-
stian-Schad-Museum der erste Bauabschnitt dieser neuen Attrak-
tion mitten im Herzen derAltstadt entstehen. 51 Prozent der Bau-
kosten kommen von der Kulturstiftung des Bezirk Unterfranken,
der Städtebauförderung der Regierung von Unterfranken, der
Bayerischen Landesstiftung und der Landesstelle für die nicht-
staatlichen Museen in Bayern. 

Dotzel betonte in diesem Zu-
sammenhang, dass der Bezirk mit
seiner Kulturstiftung „gern an der
Seite Aschaffenburgs“ stehe:
„Das Museumsquartier wird weit
über die Grenzen Bayerns hinaus
ausstrahlen und die unterfränki-

sche Museumslandschaft enorm
bereichern.“

Als Beleg für den großen Wert,
den man in Aschaffenburg auf
Kunst und Kultur lege, verwies
Oberbürgermeister Klaus Herzog
auf die sieben Museen in seiner

Stadt mit rund 70.000 Einwoh-
nern. Dies sei Ausdruck für
Aschaffenburgs Status als „Kul-
turstadt“. Geschichtsbewusstsein
verschaffe den Menschen Iden-
tität, sagte das Aschaffenburger
Stadtoberhaupt.

Besondere Verbundenheit

Die Untermain-Metropole fühlt
sich Christian Schad in besonde-
rer Weise verbunden – nicht nur
weil der Künstler in Keilberg bei
Aschaffenburg seine letzten Le-
bensjahrzehnte verbrachte und er
hier beerdigt liegt. Vielmehr
brachte die junge Schauspielerin
und spätere Ehefrau Schads, Bet-
tina Mittelstädt, 1942 in einer
abenteuerlichen Aktion einen
Großteil seiner Werke aus dem
zerstörten Berliner Atelier in
Aschaffenburg in Sicherheit, wie
der Direktor der Aschaffenburger
Museen, Dr. Thomas Richter, er-
läuterte. Im Jahr 2000, zwei Jahre
vor ihrem Tod, habe Bettina
Schad den kompletten Nachlass
ihres Mannes der Stadt ge-
schenkt.

Bei der Einrichtung der auf drei
Etagen verteilten Ausstellungs-
fläche von etwa 650 Quadratme-
tern wird Richter daher aus dem

Vollen schöpfen können: Zirka
3.200 Werke umfasst der Be-
stand, von dem jeweils rund 300
gezeigt werden sollen. Mit die-
sem reichen Fundus ist Aschaf-
fenburg weltweit der einzige
Standort, der alle Schaffensperi-
oden und Werkkomplexe des
„Meisters der neuen Sachlichkeit“
beleuchten kann – von der Male-
rei über die so genannte „Schado-
graphie“ bis hin zur Fotografie.
Damit wird das künftige Museum
„einen Streifzug durch die Kunst-
geschichte des 20. Jahrhunderts“
bieten, wie Richter sagte.

Auf drei Etagen

Noch präsentiert sich das Chris-
tian-Schad-Museum freilich als
Baustelle, die nur mit Helm und
in Begleitung einiger Baufachleu-
te betreten werden darf. Innen
führen ein paar Bretter über auf-
gegrabene Erde. An der Wand
lehnt allerlei Werkzeug. Aber
Thomas Richter hat eine Reihe
von Schautafeln mitgebracht, auf
denen man sich das künftige Ge-
bäude schon einmal vorstellen
kann. Im Erdgeschoss sind unter
anderem der Kassenbereich und
ein Museums-Shop geplant.
Außerdem soll der Besucher hier
einige Erläuterungen zu Schads
Leben und Werk erhalten. Im er-
sten Stock werden einst die foto-
technischen Arbeiten, die so ge-
nannten Schadographien, und Fo-
tografien zu sehen sein. Die dritte
Etage mit einer Raumhöhe von
dann sieben Metern wird dem
Haupt- und Spätwerk Schads ge-
widmet sein.

Noch präsentiert sich das künftige Christian-Schad-Museum
als Baustelle, aber ein Augenschein lässt schon erahnen, dass
hier etwas Außergewöhnliches entsteht (von links): Bezirks-
tagspräsident Erwin Dotzel, Oberbürgermeister Klaus Her-
zog, Bezirksheimatpfleger Prof. Dr. Klaus Reder und Mu-
seums-Direktor Dr. Thomas Richter. Foto: Mauritz

Schuljahresbeginn: 

Regierung von Unterfranken
richtet 32 Übergangsklassen ein

Würzburg. Wie viele Schüler wird es heuer noch in Unterfran-
ken geben? Wie groß sind die Klassen? Diese Fragen standen
in den letzten Jahren im Mittelpunkt, wenn die Regierung von
Unterfranken zur Schuljahrespressekonferenz lud. Heuer do-
minierte das Thema „Asylbewerber“ das Pressegespräch. Im
neuen Schuljahr, das am 15. September beginnt, müssen laut
Schulabteilungsdirektor Gustav Eirich nach aktuellem Stand
bis zu 1.000 junge Flüchtlinge an unterfränkischen Schulen in-
tegriert werden.

Viele dieser Kinder und Ju-
gendlichen sprechen noch kein
Wort Deutsch. In sogenannten
Übergangsklassen lernen sie die
deutsche Sprache. 32 Über-
gangsklassen für Grund- und
Mittelschüler werden im neuen
Schuljahr angeboten. Fünf wei-
tere sind als Reserve eingeplant.
Drei feste Übergangsklassen
wird es an der Pestalozzi-Schule,
eine an der Kolping-Grundschu-
le in Aschaffenburger geben. Im
Kreis Miltenberg werden junge
Flüchtlinge ohne Deutschkennt-
nisse an der Grundschule in
Klingenberg sowie an der
Obernburger Mittelschule unter-
richtet.

Mehr Vollzeitlehrkräfte

Ob die in Unterfranken einge-
setzten Lehrkräfte angesichts des
Flüchtlingszustroms ausreichen,
um allen Schülern gerecht zu
werden, darüber gehen die Mei-
nungen zwischen Lehrerverbän-
den und Schulverwaltung weit
auseinander. „So zufrieden wie
in diesem Jahr war ich mit der
Lehrerversorgung schon lange
nicht mehr“, äußerte Abteilungs-
direktor Eirich. Laut Regie-
rungspräsident Paul Beinhofer
gibt es in Unterfranken trotz sta-
gnierender Schülerzahl 29 Voll-
zeitlehrkräfte mehr als im ver-
gangenen Jahr.

Für die Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft (GEW)
ist das nur ein schwacher Trost.
Sie spricht von einer „riesigen“
Versorgungslücke in der gesam-
ten Region. „Die war schon lan-
ge da, bevor die Zuwanderung
aus den Bürgerkriegsgebieten
ihren aktuellen Anstieg erreich-
te“, kommentierte Isabella Zang,
unterfränkische GEW-Spreche-
rin für den Fachbereich Grund-
und Mittelschulen.

Auch der Unterfränkische
Lehrer- und Lehrerinnenverband
(ULLV) macht sich Sorgen. Im
Nachtragshaushalt müsse mit
Blick auf den Flüchtlingszu-
strom dringend zusätzliches
Geld bereitgestellt werden, for-
dert Vorsitzender Gerhard Bleß:
„Wir brauchen ab Januar minde-
stens 120 weitere Lehrkräfte.“
Gebe es die nicht, gehe dies
wahrscheinlich abermals zu La-
sten der Mobilen Reserve, der
Differenzierungs- und Förder-
maßnahmen, der Inklusion und
der Arbeitsgemeinschaften: „Wie
das im letzten Schuljahr schon

massiv der Fall war.“ Besonders
eklatant sei die Situation in
Frammersbach und Lohr gewe-
sen.

„Zum Schuljahresstart halten
wir alle diese Angebote aufrecht,
nirgendwo wird gekürzt“, versi-
chert Gustav Eirich. Allerdings
sei nicht vorhersehbar, wie viele
weitere Flüchtlingsfamilien nach
Unterfranken ziehen. Die Regie-
rung will deshalb laut Präsident
Beinhofer nicht ausschließen,
dass an dem einen oder anderen
Angebot geknabbert werden
muss. „Genau das kann die El-
tern gegen uns aufbringen“,
warnte ULLV-Vorsitzender
Bleß.

Beinhofer hingegen appelliert,
das Positive am Zustrom der
Flüchtlinge zu sehen: „Flücht-
lingskinder tragen zur Stabilisie-
rung unserer Schulstandorte
bei.“ Manche Grundschule kön-
ne Bürgermeistern zufolge da-
durch die Gefahr der Schließung
abwenden.

Erstmals werden im kommen-
den Schuljahr auch flächen-
deckend Angebote für berufs-
schulpflichtige Asylbewerber
gemacht. Die Anzahl der Berufs-
integrationsklassen steigt auf 37,
womit 630 Jugendliche versorgt
sind. An der Staatlichen Berufs-
schule I in Aschaffenburg wird
es zwei Klassen für junge
Flüchtlinge geben, jeweils eine
Klasse geht in den Berufsschu-
len Main-Spessart und Milten-
berg-Obernburg an den Start.

Kein spezielles Wissen

Kritisch sehen Schulexperten,
dass in vielen Fällen Lehrkräfte
ohne spezielles Wissen um die
besonderen Bedürfnisse junger,
oft traumatisierter Flüchtlinge in
Übergangs- und Berufsintegra-
tionsklassen tätig sind. Laut Re-
gierung braucht es keine Vor-
kenntnisse, um solche Klassen
zu leiten. Aktuell wird nicht ein-
mal das Zertifikat „Didaktik des
Deutschen als Zweitsprache“
verlangt.

„Wichtig ist vor allem Finger-
spitzengefühl“, betonte Beinho-
fer. Darüber hinaus sei natürlich
jede Zusatzqualifikation hilf-
reich. Bisher hätten sich jedoch
auch Lehrkräfte ohne Spezial-
kenntnisse gut bewährt: „Es
hängt von der Kunst des Schul-
leiters ab, Kollegen zu gewin-
nen, die für diese Aufgabe geeig-
net sind.“ Pat Christ

Deutschlernen mit
dem Bürgermeister

Acht Bamberger, darunter Dritter Bürgermeister
Wolfgang Metzner, unterrichteten minderjährige

Flüchtlinge ehrenamtlich in den Ferien

Deutschlernen einmal anders – mit noch mehr Spaß und an
der frischen Luft: Wolfgang Metzner, Dritter Bürgermeister
und Gymnasiallehrer für Deutsch, Geschichte und Sozialkun-
de ist mit 16 unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in den
Nürnberger Zoo gefahren. Affe, Löwe, Tiger, Giraffe, Eisbär,
Pinguin – ganz spielerisch speichern die 10- bis 17-Jährigen
den neuen Wortschatz ab. Der Ausflug in den Tiergarten ist
Metzners persönliches Abschiedsgeschenk für das vorbildliche
Vokabel- und Grammatikbüffeln seiner Schüler.

Seit Beginn der Sommerfe-
rien hat Wolfgang Metzer eh-
renamtlich von Montag bis
Freitag bis zu 10 Kinder und Ju-
gendliche unterrichtet, die in
den beiden Wohngruppen des
Don Bosco Jugendwerks Bam-
berg untergebracht und betreut
werden. Er folgte damit einer
Bitte von Oberbürgermeister
Andreas Starke an Lehrerinnen
und Lehrer kurz vor Schuljah-
resende, jungen Asylbewerbern
zu helfen. Sein Fazit nach gut
vier Wochen Unterricht: „Es ist
einfach bereichernd, wie dank-
bar die jungen Leute für die Ab-
lenkung sind und mit welchem
Feuereifer sie lernen und alles
aufsaugen.“ 

Enorme Bereicherung

Als „Arbeit“ habe er die wo-
chentägliche Deutschstunde nie
gesehen. „Ich habe unheimlich
viel zurückbekommen.“ Die ei-
genen vermeintlichen Probleme
verblassen schnell, wenn man
von den Umständen erfährt, vor
denen die Jugendlichen geflo-
hen sind: Krieg, Hunger, syste-
matische Verfolgung und auch
sexuelle Gewalt haben die Jun-
gen aus Eritrea, Syrien, Afgha-
nistan, Sierra Leone, Gambia
und Benin erlebt, bevor sie ge-
flohen sind. Aktuell trägt das
Jugendamt für 80 unbegleitete
junge Menschen die Verantwor-
tung.

Insgesamt 39 Bürgerinnen
und Bürger hatten sich auf den
Aufruf von OB Starke beim Ju-
gendamt gemeldet, darunter 25
Pädagogen. Davon waren acht
Frauen und Männer konkret bei

den Trägern im Einsatz, haben
Deutschunterricht gegeben, Ju-
gendliche zum Arzt begleitet,
sich in der Gruppe engagiert
oder mit den Jugendlichen ge-
kocht. 

„Wir möchten uns noch ein-
mal herzlich für den Aufruf be-
danken, da sich wirklich sehr
viele freiwillige Helfer gemel-
det haben und alles super ge-
klappt hat“, betont Lukas Parzy-
ch, Leiter der Don-Bosco-Wohn-
gruppe „Moglia“. Auch Gudrun
Brunold, Leiterin der stationären
Wohngruppe der AWO betont:
„Die erhaltene Unterstützung
war sehr wertvoll.“ Und sie er-
gänzt: „Auch außerhalb der Feri-
en haben wir nach wie vor
großen Bedarf und freuen uns,
wenn sich Ehrenamtliche weiter
bei uns melden.“

Bekenntnis zur humanitären
Verantwortung 

Dank sagt auch Oberbürger-
meister Andreas Starke – und
zwar allen, die sich ehrenamtlich
für Flüchtlinge engagieren. „Die
Stadt bekennt sich zu ihrer huma-
nitären Verantwortung. Ich danke
allen Bürgerinnen und Bürgern,
die uns dabei unterstützen und sich
auf ganz unterschiedliche Weise
einbringen.“

Bürgermeister Wolfgang Metz-
ner wird auch nach den Schulfe-
rien, wenn die Jugendlichen den
regulären Deutschkurs bei der
VHS absolvieren, weiter ehren-
amtlich aktiv bleiben: „Ich will
für Khaled, einen zehnjährigen
afghanischen Jungen, die Paten-
schaft übernehmen.“ Hausauf-
gabenbetreuung, Freizeitunter-

Wenn die Helfer
selber Hilfe brauchen
Feuerwehrpfarrer Benedikt Gruber baut im Landkreis

Augsburg eine psychosoziale Notfallversorgung auf 

Retten, löschen, bergen, schützen – auf diesen vier Worten ba-
siert Tag für Tag das ehrenamtliche Engagement von tausenden
Einsatzkräften in den Feuerwehren im ganzen Land. Doch
wenn Unfallstellen geräumt und Brände gelöscht, wenn die Hel-
fer und ihre Fahrzeuge ins Gerätehaus zurück gekehrt sind,
dann muss der eingangs genannte Slogan der Feuerwehr immer
öfter um ein fünftes Verb ergänzt werden: Betreuen. 

Gerade nach schweren Ver-
kehrsunfällen, bei Unglücksfäl-
len mit Kindern und ähnlichen
belastenden Extremsituationen
brauchen die Helfer oftmals sel-
ber Hilfe und psychologische
Betreuung. 

Schreckliche Bilder, die ver-
drängt und ausgeblendet werden,
solange der Einsatz die ganze
Kraft und Konzentration erfor-
dert, drücken mit aller Macht
ins Bewusstsein, sobald die Hel-
fer zur Ruhe kommen, fressen
sich im Gedächtnis fest und las-
sen sich oft wochenlang nicht
mehr verscheuchen. In dieser Si-
tuation sind die eigens geschul-
ten Helfer einer ganz speziellen
Einsatztruppe gefordert: das
Team Psychosoziale Notfallver-
sorgung für Einsatzkräfte (PS-
NV-E). 

Vorreiterrolle

Der Landkreis Augsburg
nimmt beim Aufbau dieser Not-
fallversorgung eine Vorreiterrol-
le ein. Mit Pfarrer Benedikt
Gruber (Dinkelscherben) konn-
te Kreisbrandrat (KBR) Alfred
Zinsmeister für diese Aufgabe
einen ausgewiesenen Fach-
mann auf diesem Gebiet gewin-
nen. Der 36-jährige „Feuer-
wehrpfarrer“ – in dieser Funk-
tion seit kurzem Nachfolger
seines langjährigen Vorgängers
Karl Freihalter (Neusäß) – hat
das Feuerwehrwesen „von der
Pike“ auf erlernt. 

An all seinen bisherigen Wir-
kungsstätten war und ist es für
ihn selbstverständlich, aktiven
Feuerwehrdienst zu leisten und
seine Soutane mit dem Schutz-
anzug zu vertauschen, sobald
Alarmsirene und Funkwecker
ertönen. So auch an seinem neu-
en Wohn- und Wirkungsort Din-
kelscherben, wo er vor allem
tagsüber bei Einsätzen seinen
Mann steht, wenn die Reihen 
der Floriansjünger berufsbedingt

meistens etwas ausgedünnt sind.
Im Laufe der Zeit hat Pfarrer
Gruber zahlreiche Feuerwehr-
lehrgänge und Leistungsprüfun-
gen absolviert. Seit 2001 widmet
er sich verstärkt der psychoso-
zialen Notfallversorgung.

Der Aufbau eines PSNV-E-
Teams innerhalb der Feuer-
wehrinspektion im Augsburger
Land ist inzwischen weit voran
geschritten. Neun Männer und
Frauen um Benedikt Gruber
zählen mittlerweile zum „har-
ten Kern“, der sich in Schulun-
gen und Fortbildungen auf die-
se anspruchsvolle Aufgabe vor-
bereitet. Das Team besteht aus
Feuerwehrangehörigen aller
Dienstgrade – vom Feuerwehr-
mann über Gerätewarte, Grup-
penführer, Kommandanten bis
hin zum Kreisbrandmeister. 

Wenn nach besonders belas-
tenden Einsätzen rasche Hilfe-
stellung durch die PSNV-E er-
forderlich ist, erfolgt die Alar-
mierung durch die Leitstelle
Augsburg auf Anforderung
durch den Einsatzleiter. Die psy-
chosoziale Betreuung traumati-
sierter Einsatzkräfte beschränkt
sich in der Regel auf die Akut-
phase, also auf die Phase
während oder unmittelbar nach
einem Notallfeinsatz.

Ergänzt wird die PSNV im
Landkreis Augsburg durch ein
zweites Team aus Theologen,
das sich unter der Leitung von
Diakon Dr. Edgar Krumpen
(Königsbrunn) speziell um
Überlebende, Angehörige und
Hinterbliebene von Unglücksfäl-
len kümmert. 

Versorgungsstandard

Pfarrer Benedikt Gruber: „Die
Psychosoziale Notfallversor-
gung (PSNV) gehört in Deutsch-
land inzwischen zum Versor-
gungsstandard. Die Unglücksfäl-
le und Katastrophen der letzten
Jahre – wie das Flugschauun-
glück in Ramstein 1988, das
ICE-Unglück in Eschede 1998,
die Flutkatastrophe längs der El-
be 2002, die Flugzeugkollision
in Überlingen am Bodensee
2002, der Einsturz der Eissport-
halle in Bad Reichenhall 2006
oder der Transrapidunfall im
Emsland 2006 – haben aufge-
zeigt, dass die medizinische und
technische Hilfeleistung wäh-
rend und nach Notfallereignis-
sen und belastenden Einsatz-
situationen um psychosoziale
Versorgungsangebote erweitert
werden muss.“ wkl

nehmungen, Zeitnehmen für 
Fragen und Probleme – „uns
wird es bestimmt nicht langwei-
lig werden“, ist sich Bürgermei-
ster Metzner sicher. Er hofft, dass
auch in Zukunft viele Bamberger
offen auf die jungen Flüchtlinge
zugehen und vielleicht ebenfalls
eine Patenschaft übernehmen
werden. „Uns in Bamberg geht
es doch im Vergleich wirklich
gut, da können wir doch ein bis-
schen Zeit an jene zurückgeben,
denen das Schicksal so übel mit-
gespielt hat.“
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10 Jahre Landshuter Kunstnacht:

Reizvolle 
Spurensuche

Auf den Bürgersteigen in Landshuts Innenstadt tauchten auch
heuer wieder unübersehbar die Spuren vieler gelber Füße auf:
Zum zehnten Mal fand die Kunstnacht statt und die Galerien,
Kunstvereine und Museen luden Bürger und Besucher der nie-
derbayerischen Regierungshauptstadt ein, den Spuren zu fol-
gen und an den unterschiedlichsten Orten Kunst zu entdecken.

Landshut verfügt über eine sehr
lebhafte, interessante Kunstszene,
die auch überregional großen An-
klang findet. Auch dies dokumen-
tierte die Kunstnacht nun schon
im 10. Jahr. Galerien, Kunstverei-
ne sowie private, städtische und
staatliche Museen und Institutio-
nen hatten vier Stunden lang für
alle Interessierten ihre Türen bei
freiem Eintritt geöffnet.

Vielfalt der Natur

In der Großen Rathausgalerie
Landshut beispielsweise versam-
melte eine Ausstellung die Arbei-
ten des Künstlers Heinz Theuer-
jahr, der in markant reduzierten
Darstellungen nicht nur die Viel-
falt der Natur, sondern auch das
Wesen einzelner Tiere - Afrikas
und aus dem Bayerischen Wald -

festgehalten hat. Gezeigt wurden
Kleinplastiken, vor allem aus Me-
tall und Holz, Aquarell-, Pastell-
und Kohlezeichnungen sowie
Druckgrafiken. 

Entdeckungsreise

Im Skulpturenmuseum im Hof-
berg konnte sich der Besucher auf
eine Entdeckungsreise durch die
unterirdischen Ausstellungsräume
machen und außergewöhnliche,
fantastische und ernste Kunstwer-
ke des berühmten Bildhauers Fritz
Koenig entdecken. Mischwesen,
Figuren, Pferde – der Künstler
schuf eine Welt für sich. In der
rund sechs Jahrzehnte währenden
Schaffenszeit sind zudem eine
Reihe von Filmdokumenten über
Koenigs bildhauerische und
zeichnerische Tätigkeit entstan-

den. Während der Landshuter
Kunstnacht wurden ausgewählte
Filme durchgehend gezeigt.

Aus Ingolstädter Familienbesitz
konnten die Museen der Stadt
Landshut große Teile des künstle-
rischen Oeuvres von Franz Xaver
Riederer übernehmen. Der gebür-
tige Landshuter arbeitete als
freischaffender Graphiker, Maler
und Bildhauer in Landshut und
Straubing. Mit dieser Übernahme
fügen die Museen der Stadt
Landshut ihrer Sammlung von
Lebenswerken regionaler Künst-
lerinnen und Künstler nun einen
weiteren wichtigen Baustein hin-
zu. Im Rahmen der Kunstnacht
wurden in der Stadtresidenz Wer-
ke des Künstlers gezeigt. 

Bewegte Welt des Südens

Der Maler Johannes Veit prä-
sentierte schließlich in der Galerie
561 aktuelle Werke, die im Atelier
in den italienischen Marken ent-
standen sind. Impressionen von
Sonne, Licht, Luft, Meer und frei-
er Landschaft führten den Betrach-
ter in eine heitere und sehr beweg-
te Welt des Südens. Veit gelingt es,
eine besondere Zustandsbeschrei-
bung von Mensch und Natur zu
benennen, damit einen Kosmos
jenseits der Gegenständlichkeit er-
gründend. Alle Werke wurden in
der Galerie 561 zum ersten Mal
der Öffentlichkeit vorgestellt. DK

650-Jahrfeier der Stadt Goldkronach: 

Humboldts Erbe bewahrt
Am 29. September 1365 erhob der Nürnberger Burggraf Friedrich
V. Goldkronach im Landkreis Bayreuth zur Stadt. Mit einem
großen Künstlermarkt, einem Konzert, einer historischen Stadt-
führung, einem großen Brillantfeuerwerk sowie einem Zeltgottes-
dienst und einem Festumzug mit Festkommers wurde dieses Ju-
biläum gebührend gefeiert. Gleichzeitig wurde auch die 25-jähri-
ge Partnerschaft mit der Gemeinde Grünbach im sächsischen
Vogtlandkreis gebührend bejubelt.

Goldkronach erlebte bereits im
Mittelalter seine erste Blütezeit.
Durch seine Edelmetallvorkom-
men und den Goldbergbau ge-
wann das damalige „Kranach” zu-
nehmend an Bedeutung. Nach der
Stadterhebung fanden seine Gold-
vorkommen bald schon auch Ein-
zug in seinem Namen: 1398 wur-
de Goldkronach erstmals als
„Goldtkranach” urkundlich er-
wähnt. Und diesem Namenszu-
satz machte das Städtchen auch
alle Ehre. Um 1400 wurde hier
mehr Gold und Silber gefunden
als in allen anderen Orten
Deutschlands.

Soziale Absicherung

Die Geschichte der Stadt ist
aber auch eng mit Deutschlands
großem Universalgelehrten Alex-
ander von Humboldt verbunden.
Denn als der Bergbau schon fast
zum Erliegen gekommen war, re-
volutionierte er ihn als preußi-
scher Oberbergmeister. Dabei
setzte er nicht nur auf organisato-
rische und technische Neuerun-
gen bei der Edelmetallförderung,
sondern machte sich auch für ge-
sundheitsverträgliche Arbeitsbe-
dingungen und die Sicherheit der
Bergleute sowie ihre soziale Absi-
cherung stark. Denn für Alexan-
der von Humboldt stand der
Mensch im Vordergrund und nicht
nur die Ausbeute der Gruben.

Ein Hauch von Gold

„Sie haben Humboldts Erbe gut
bewahrt. Der Bergbau prägt auch
nach dem Ende der Montantätig-
keit das Eigen- und Fremdbild Ih-
rer Stadt. Heute wird hier zwar
kein Gold mehr abgebaut – ein
Hauch von Gold ist in Ihrem
Städtchen aber immer noch zu fin-
den“, so Kommunalminister Joa-
chim Herrmann an die Adresse der
Bürgerschaft gerichtet. Im Rah-
men eines Festakts verwies er dar-
auf, dass Besucher im ehemaligen
Bergbaurevier auf dem „Hum-
boldt-Wanderweg“ auf den Spu-
ren des Gelehrten und der Berg-
baugeschichte wandeln könnten.
Außerdem bestehe die Möglich-
keit, sich im Goldbergbaumuseum
über den örtlichen Goldbergbau zu
informieren, in den Besucherberg-

werken „Schmutzlerzeche“ und
„Mittlerer Name Gottes“ Impres-
sionen zur Jagd nach dem Gold zu
gewinnen oder sich gar selbst als
Goldsucher zu versuchen.

Kleinzentrum

„Sie setzen sich vorbildlich für
die Wahrung Ihrer reichen Stadt-
geschichte und Ihres kulturellen
Erbes ein. Durch Ihre vielfältigen
Maßnahmen ist Goldkronach zu
einem leistungsfähigen Kleinzen-
trum gewachsen, das seiner Tradi-
tion verbunden ist, ohne auf die
Errungenschaften der Moderne zu
verzichten“, fuhr Herrmann fort.
„In Ihren Projekten knüpfen Sie
bewusst an Ihre Tradition an und
heben die Bedeutung Alexander
von Humboldts für die Entwick-
lung des Bergbaus im Goldkro-
nacher Revier hervor. Das stärkt
nicht nur die Region und verbes-
sert ihr Image bei auswärtigen Be-
suchern. Es fördert zugleich das
Identitätsbewusstsein ihrer Be-
wohner. Denn das Wahren und
Weitergeben der lokalen Ge-
schichte sichert die kulturelle
Vielfalt einer Region und gibt ih-
rer Bevölkerung dabei Rückhalt
und ein Gefühl der Zusammen-
gehörigkeit.“

Die kulturellen Leistungen der
Vorfahren zu bewahren, sei oh-
nehin ein Herzensanliegen der ge-
samten Bayerischen Staatsregie-
rung, erklärte der Minister. So ha-
be der Freistaat die Sanierung des
über 700 Jahre alten und vom Ver-
fall bedrohten Schlosses Goldkro-
nach mit Mitteln der Denkmal-
pflege ebenso unterstützt wie den
Ausbau des Besucherbergwerks
„Mittlerer Name Gottes“ sowie
den Aufbau des Humboldt Infor-
mationszentrums im Schloss
Goldkronach. Auch an den Gold-
kronacher Geopunkten habe sich
der Freistaat beteiligt. So wurde
der grenzüberschreitende GEO-
PARK Bayern-Böhmen von 2005
bis 2014 mit Landesmitteln in
Höhe von insgesamt fast 280.000
Euro gefördert. 

Außerdem werde versucht, das
historisch gewachsene Ortszen-
trum mit Mitteln der Städte-
bauförderung zu erhalten und zu
stärken. Seit 1995 habe Goldkro-
nach für seinen Erneuerungspro-

zess insgesamt rund 3 Millionen
Euro von EU, Bund und Freistaat
bereitgestellt bekommen. Das be-
deutendste Projekt sei dabei die
Neugestaltung des Marktplatzes
mit rund 1,7 Millionen Euro Fi-
nanzhilfen gewesen, erläuterte der
Minister. 

Fichtelgebirgsautobahn

Um verkehrlich gut angebunden
zu sein, werde die B 303 ausgebaut.
Diese sogenannte Fichtelgebirgs-
autobahn führe direkt an Goldkro-
nach vorbei. Zudem sei der zwei-
streifige Ausbau von Marktredwitz
bis zur Grenze zur Tschechischen
Republik für die Fortschreibung
des Bundesverkehrswegeplans an-
gemeldet worden.  

Verbessert werden soll auch die
Schienenanbindung der Region
Bayreuth. Kernstück ist dabei die
Anbindung nach Nürnberg. Wie
Herrmann erläuterte, „haben wir
sie als gemeinsames Projekt mit
dem Ausbau der Franken-Sach-
sen-Magistrale für den Bundes-
verkehrswegeplan angemeldet.
Und damit Bayreuth auch nach
Nordosten und Nordwesten ange-
bunden wird, haben wir die
Strecke von Hochstadt-Markt-
zeuln ebenfalls angemeldet.“ DK

11. Bayerische Wassertage 
in Augsburg

Bereits zum elften Mal in Folge veranstaltet der Förderverein
KUMAS – Kompetenzzentrum Umwelt e. V. in Zusammenar-
beit mit den Partnern Grünbeck Wasseraufbereitung GmbH,
HPC AG, MVV Enamic IGS Gersthofen GmbH sowie dem
Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) die Bayerischen
Wassertage. Der Fachkongress findet am 11.-12. November
2015 im LfU in Augsburg statt.

Die Bayerischen Wassertage haben sich als der Treffpunkt für Be-
treiber genehmigungspflichtiger Anlagen, Behörden, Planungs- und
Gutachterbüros etabliert. Neben dem Update zu wasserrechtlichen
und -technischen Fragestellungen dient die Veranstaltung auch dem
Austausch zwischen Anlagenbetreibern und den zuständigen
Behörden. Folgende Themen werden in diesem Jahr behandelt:

Aktuelle Entwicklungen des Wasserrechts in der EU und auf
Bundesebene und Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie in Bayern

Wasserwirtschaft 4.0 – Optimierungspotenziale in der Abwas-
serbehandlung

Hygiene beim Betrieb von Kühlwasseranlagen – VDI 2047
Neue Hürden im Genehmigungsverfahren? Auswirkungen der

Industrieemissionen-Richtlinie auf den Gewässerschutz
Den Abschluss der Veranstaltung bildet die Exkursion: Auf dem

Weg zum UNESCO-Welterbe – Augsburgs historische Wasserwirt-
schaft. Die Teilnehmer der Exkursion erfahren aus erster Hand, war-
um „Wasserbau, Wasserkraft, Trinkwasser und Brunnenkunst in
Augsburg“ welterbewürdig sind.

Begleitet wird der zweitägige Kongress von einer Fachausstel-
lung, in der sich branchenspezifische Unternehmen und Dienstlei-
ster den Besuchern präsentieren. 
Weitere Informationen unter: www.wassertage.bayern 

Trauer um
Hans Joachim Hösch 

Der Kupferberger Bürgermeister Hans Joachim Hösch ist sei-
nem schweren Krebsleiden erlegen. Er wurde 64 Jahre alt.

Hans Joachim Hösch war in der Zeit von 2008 bis 2014 zweiter
Bürgermeister in Kupferberg und hatte nach der Kommunalwahl
2014 die Nachfolge von Herbert Opel angetreten. Nach nur weni-
gen Monaten im Amt erfuhr Hans Joachim Hösch von seiner
Krebserkrankung. „Trotz der kurzen Amtszeit als Erster Bürger-
meister hat der Verstorbene bereits verschiedene und wichtige Pro-
jekte der Stadt Kulmbach entscheidend auf den Weg gebracht“,
schreibt Zweiter Bürgermeister Alfred Kolenda im Nachruf der
Stadt Kupferberg. „Kupferberg ist es wert“, hatte Hösch immer
wieder bei seiner politischen Arbeit betont.

Landrätetagung in Landshut:

„Europaregion 
Donau-Moldau“ 

Bezirk Niederbayern übernimmt finanzielle Unterstützung des Trägervereins
Auf Wunsch der Landkreise hat der Bezirk Niederbayern die fi-
nanzielle Unterstützung des Trägervereins „Europaregion Do-
nau-Moldau e. V.“ übernommen. Bezirkstagspräsident Dr. Olaf
Heinrich, Vorsitzender des Trägervereins, informierte die Mitglie-
der des Bezirksverbandes Niederbayern des Bayerischen Land-
kreistags in jüngsten Tagung in Landshut über die Beschlüsse, die
der Bezirksausschuss des Bezirkstags von Niederbayern bezüg-
lich der Förderung des Vereins im Vorfeld gefasst hatte. 

„Der Bezirk übernimmt seit
Anfang September Verantwor-
tung für ein ganz zentrales Thema
der Regionalentwicklung. Durch
die enge Kooperation mit Öster-
reich und Tschechien in der Euro-
paregion erwarte ich mir Impulse
zum Beispiel bei Hochschulko-

operationen, einer abgestimmten
Verkehrsentwicklung oder bei
Fragen der Energieeinsparung“,
erläuterte Bezirkstagspräsident
Heinrich. Er verwies auch darauf,
dass in der Oberpfalz seit Grün-
dung der Europaregion der Bezirk
als zentrale Anlaufstelle dient.

786.500 Euro Gesamtkosten

Der Bezirksausschuss geneh-
migte am 13. Mai 2015 einen Zu-
schuss von 95.000 Euro für die
Zeit vom 01.09. bis 31.12.2015.
Aus Kofinanzierung wird ein
Rückfluss von Mitteln in den Jah-
ren 2016 und 2017 in Höhe von
ca. 56.000 Euro erwartet.

In einem weiteren Beschluss
vom 22.07.2015 wurde dem Trä-
gerverein eine Projektförderung
in Höhe von maximal 420.500
Euro für die Jahre 2016 bis 2018
bewilligt. Die Gesamtkosten des
Trägervereins werden sich auf
786.500 Euro belaufen; aller-
dings wird damit gerechnet, dass
das Bayerische Staatsministerium
für Finanzen, Landesentwicklung
und Heimat eine Zuwendung in
Höhe von 366.000 Euro ge-
währt. Dazu Landrat Franz Mey-
er aus Passau, Sprecher der nie-
derbayerischen Landräte und
stellvertretender Vorsitzender des
Trägervereins: „Der Bezirksaus-
schuss hat mit seinen Finanz-Ent-
scheidungen ein sehr positives
Signal für die Europaregion gege-
ben. Die niederbayerischen Land-
räte sind dankbar dafür und wir
sind überzeugt, dass der Träger-
verein dadurch aktiv an der Do-
nau-Moldau Region mitgestalten
kann und Wertschöpfung für die
Region generiert wird.“

Fachberater werden in 
Niederbayern angesiedelt

„Mit der vor kurzem zugesag-
ten Stärkung der Europaregion
mit zwei Fachberatern für eu-
ropäische Förderprogramme, die
Finanzminister Markus Söder ini-
tiiert und finanziert hat, wird un-
sere Struktur noch schlagkräfti-
ger. Angesiedelt wird die Bera-
tungsstelle am Büro der EURE-
GIO in Freyung. Besonders
wichtig ist auch das politische
Signal: Die Europaregion ist als
„Europäischer Verbund territoria-
ler Zusammenarbeit (EVTZ)“ in
München akzeptiert worden. Wir
vertreten rund sechs Millionen
Menschen in drei Nationen“, be-
tonte der Vorsitzende des Träger-
vereins und niederbayerische 
Bezirkstagspräsident Dr. Olaf
Heinrich. ck

„Fluss der Gezeiten“
im Landratsamt München 
Ausstellung über das Dasein am Ende des Lebens  

Sterben und Tod gehören zum
Leben, und dennoch fällt es uns
oft schwer, darüber miteinan-
der zu sprechen. In einer Aus-
stellung im Landratsamt Mün-
chen wird dies bis zum 21. Ok-
tober thematisiert. 

Der Verlust eines Menschen,
den man liebt, erschüttert die
Hinterbliebenen zutiefst. Das
Gefühl der Hilflosigkeit, Ein-
samkeit, Verzweiflung und oft
eine große seelische Leere ma-
chen den Trauernden schwer zu
schaffen. Sie brauchen Trost
und Geborgenheit und manch-
mal auch Hilfe bei der Erledi-
gung von Behördengängen, der
Beerdigung oder der Durch-
führung der Abschiedsfeier. 

Diese Hilfe beim Abschiedneh-

men leistet die Hospizarbeit im
Landkreis München mit über 400
ehrenamtlichen Hospizbegleite-
rinnen und Hospizbegleitern auf
vielfältige Weise. Ihnen und ihrer
für die Gesellschaft und den Ein-
zelnen so wertvollen Arbeit mit
all ihren Facetten ist die Ausstel-
lung gewidmet. 

Entlang an Motiven und Texten
möchte die Ausstellung dem Be-
sucher die Vielschichtigkeit der
Hospizkultur im Landkreis Mün-
chen näher bringen und aufzei-
gen, was es bewirken kann, wenn
Menschen die am Ende des Le-
bens stehen, Begleitung erfahren. 

Die Ausstellung soll zudem einen
anderen Blickwinkel auf die ambu-
lante Hospizarbeit eröffnen und
mehr Öffentlichkeit schaffen.
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„Schön war er, unser
Herbstmarkt. Naja, groß ist er
ja nicht, aber die Leute haben
sich sichtlich wohlgefühlt, das
Essen war gut, die Musik ab-
wechslungsreich, das Bier süf-
fig und lustig war‘s – was will
man mehr.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, war wieder
einmal mit sich und der Welt
zufrieden.

Denn auch unsere Stadt
trägt ihren Teil zum bunten
Reigen der traditionsreichen bayerischen Volks-
feste bei. Wie so viele andere ist es als bäuerli-
ches Treffen nach der Ernte entstanden, als man
das traditionell gute Wetter des „Altweibersom-
mers“ (politisch korrekt: Frühherbst) nutzte,
um neben der Abwicklung von allerlei Gschäf-
terln noch einmal ausgelassen zu feiern.

Gut, man darf es sich jetzt nicht so großartig
vorstellen wie das Gäubodenfest, das Rosenhei-
mer Herbstfest oder das Karpfhamer Fest. Wir

haben nur ein Zelt, ein paar 1-B-Schießbuden
und Fahrgeschäfte und zudem dauert es nur
drei Tage. Aber es ist unser Fest und man muss
keine Weltreise machen, um sich mal den Duft
von Steckerlfisch, gebrannten Mandeln und
Bräurössern um die Nase wehen zu lassen.

Vor allem kann man es sich noch leisten. Das
Münchner Oktoberfest, die Wiesn (dieses Wort
können allerdings nur die wenigen verbliebenen
richtigen Münchner fehlerfrei aussprechen, fast
alle Promis aus Politik, Medien und Show
scheitern daran, wenn man genau zuhört), wirkt
dagegen wie die Antwort des lieben Gottes auf
die Stoßgebete von Mario Draghi nach mehr In-
flation. Schließlich sind praktisch alle Preise
seit dem letzten Jahr angehoben worden – viel-
leicht außer dem Toiletten-Fuchzgerl und den
beliebtesten Hauptspeisen. 10,20 Euro kostet
die Maß zum Beispiel in einem Festzelt, das tra-
ditionelle halbe Wiesnhendl dagegen 10,80 Eu-
ro, eine Portion Rindfleisch 15 Euro. Wenn das
Ganze dazu dienen sollte, die Leute vom Trin-
ken abzuhalten und ihnen dafür eher eine gute
Magen-Unterlage fürs Bier zu gönnen, wäre ich
ja dabei. Aber eigentlich ist es doch nur wieder
ein Zeichen dafür, dass Lebensmittel und bäuer-

liche Erzeugnisse bei uns im-
mer noch billiger und billiger
hergehen müssen, wir aber be-
denkenlos bereit sind, für an-
dere Dinge praktisch jeden ge-
forderten Preis zu zahlen –
denn ob das ohne Frage vor-
zügliche Wiesnbier einen Zeh-
ner wert ist, stelle ich mal in
den Raum.

Die Volksfestzeit in Bayern
haben ja auch andere Rausch-
freunde genutzt, um auf ihr An-

liegen aufmerksam zu machen. Die Freigabe
von Cannabis in Bayern hat sich eine Initiative
auf die Regenbogenfahnen geschrieben, die
tatsächlich über 25.000 Unterschriften für eine
Volksinitiative auf die Beine gestellt hat. Das
Recht auf Rausch, das vom Augsburger Früh-
jahrsplärrer und dem Würzburger Frühlingsfest
bis in den Herbst hinein von den Bier- und
Weinliebhabern für sich in Anspruch genommen
wird, soll auch für das Kiffen gelten. Gut, ich
habe das zunächst auch für Kabarett gehalten,
aber tatsächlich schreitet die Legalisierung von
Cannabis in vielen Ländern voran, ganz vorne
einige Staaten der USA. Zudem zeigt auch der
diesjährige US-Vorwahlkampf, dass praktisch
jeder Kandidat, der auf sich hält, sein „Ich-habe-
als-Student-Gras-geraucht“-Geständnis ablegt.
Hält man ein US-Studium nur zugedröhnt aus?
Oder ist das schlicht die sozial akzeptierte Weise,
eine Schwäche zuzugeben, weit weniger schlimm
als zu schnell zu fahren oder eine Tüte Chips aus
der Minibar auf die Spesenrechnung zu schmug-
geln? Wie dem auch sei, die legale Tüte wird es
in Bayern wohl auch in Zukunft nicht geben,
denn Betäubungsmittel regelt der Bund.

Mein Chef, der Bürgermeister, hält auch
nichts vom Ruf nach „legalize it“. Er ist mehr
ein Mann der bodenständigen Freuden. Volks-
feste werden ja in ganz Bayern gefeiert, egal ob
in Franken, Altbaiern oder Schwaben. Es liegt
wohl in der menschlichen Natur, dass wir ab
und zu mal alles loslassen und uns gehen lassen
wollen. Schöner hat es Theodor Fontane einmal
gesagt, dessen Gedanken ich jetzt an den Chef
whatsappe: „Immer die kleinen Freuden auf-
picken, bis das große Glück kommt. Und wenn
es nicht kommt, hat man wenigstens die kleinen
Stücke gehabt.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Das Recht 
auf Rausch

25 Jahre Automobile Georg Scherieble 
Ihr zuverlässiger Partner

Wir kaufen 
Ihre Gebrauchtfahrzeuge!

faire Konditionen, seriöse und zuverlässige Abwicklung:

PKW, Transporter, Nutzfahrzeuge
alle Alters -und Zustandsklassen

Besichtigung und Bewertung auch vor Ort
Bitte kontaktieren Sie uns telefonisch oder per E-Mail:

Tel.: 08204-9608102 Mobil: 0171-6115055 
Fax:  +49 8204 9608103 E-Mail: info@scherieble.de

Automobile Georg Scherieble Schelmenlohe 13 86866 Mickhausen

1. Demokratiekonferenz des Landkreises Bayreuth:

Für eine nachhaltige
Willkommenskultur

Seit 2015 unterstützt das Förderprogramm „Demokratie leben!
Aktiv gegen Rechtsextremismus, Gewalt und Menschenfeindlich-
keit“ des Bundesfamilienministeriums ziviles Engagement und
demokratisches Verhalten auf kommunaler Ebene. Die Stadt Bay-
reuth wurde mittlerweile für den Bewilligungszeitraum 2015 bis
2019 aufgenommen. Im Rahmen des Bundesprogramms fand
nunmehr die 1. Demokratiekonferenz des Landkreises Bayreuth
statt.  

Wie auch beim Vorgänger-Pro-
gramm „Toleranz fördern – Kom-
petenz stärken“ sollen vor allem
Vereine, Projekte und Initiativen
unterstützt werden, die sich der
Förderung von Demokratie und
Vielfalt widmen und insbesonde-
re gegen Rechtsextremismus,
Menschenfeindlichkeit, Rassis-
mus und Antisemitismus arbei-
ten. Erneut ist für die Verwen-
dung der Fördermittel das städti-
sche Amt für Integration zustän-
dig, das auch das vorherige Pro-
gramm erfolgreich umsetzte:
Während des gesamten Förder-
zeitraums von 2011 bis 2014
konnten mit den Zuwendungen
des Bundesfamilienministeriums
insgesamt 69 Einzelprojekte von
Vereinen und Organisationen
durchgeführt werden.

Positive Impulse

Wie Bayreuths Landrat Her-
mann Hübner auf der Demokra-
tiekonferenz hervorhob, sei es
ihm persönlich ein besonderes
Anliegen gewesen, „dass die po-
sitiven Impulse, die wir im Vor-
läuferprogramm ‚Toleranz för-
dern‘ für die Gemeinden Spei-
chersdorf und Warmensteinach in
einem gemeinsamen Ansatz mit
der Stadt Bayreuth spüren und für
uns nutzen konnten, konsequent
mit einem landkreisweiten An-
satz weitergeführt und ausgebaut
werden“. Hinzu komme, dass der
Landkreis mit dem Kreisjugend-
ring einen in hohem Maße geeig-
neten Partner für die externe Ko-
ordination gefunden habe, der mit
seiner gewachsenen Organisati-
onsstruktur und seinem weit ge-
fächerten Netzwerk den räumli-
chen Umgriff eines Flächenland-
kreises bestens abdeckt. Hüb-
ner: „Wir sind gut aufgestellt, um
die Herausforderungen des Bun-
desprogramms auf regionaler
Ebene voll anzunehmen.“

Ressentiments gegenüber
„Zugereisten“ abbauen

Laut Hübner geht es darum,
Vorurteilen und Ressentiments ge-
genüber „Zugereisten jeglicher
Couleur“ durch gezielte Informati-
on und Aufklärung, durch Marke-
tingkampagnen, Aktionen und vor
allem in einem sich ständig wei-
tenden Netzwerk abzubauen. Dar-
auf aufbauend soll eine nachhalti-
ge Willkommenskultur aufgebaut
werden. Zuwanderung sei wohl
aktuell die einzige Möglichkeit,
um die (auch für die Folgejahr-
zehnte prognostizierte negative)
demographische Bilanz zumindest
noch einigermaßen zu stabilisie-
ren, betonte Bayreuths Landrat.
„Dies verlangt von uns ein offe-
nes, partnerschaftliches Zu- und
Umgehen mit Personen, die sich
in unserer Region ansiedeln wol-
len. Dafür wollen wir im Rahmen
des Bundesprogramms ‚Demo-
kratie leben!` weitere Vorausset-
zungen schaffen. Nicht nur im
Sinne einer selbst auferlegten mo-
ralischen Verpflichtung, sondern
auch und insbesondere unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten.“ 

Ganz entscheidend ist nach
Hübners Worten weiterhin das
Themenfeld „Partizipation“, ins-
besondere die Partizipation von
Jugendlichen am politisch-gesell-
schaftlichen Leben. Gleichzeitig
sei dies ein Grundbaustein einer
aktiven Bürgergesellschaft. „Gera-
de wir im ländlichen Raum profi-

tieren ja in starkem Maße von un-
serer ehrenamtlichen Basis, ohne
die unsere ‚soziale Landkarte‘ sehr
stark ausgedünnt wäre. Hier setzt
das Bundesprogramm ein, in dem
es gezielt Projekte fördert, die von
Jugendlichen in eigener Verant-
wortung getragen werden“, erläu-
terte der Landkreischef. 

Wehrhafte Demokratie

Weiterhin wichtig erscheint
ihm  die entsprechende Positio-
nierung gegenüber jeglichen ex-
tremen bzw. extremistischen
Gruppierungen, insbesondere
Rechtsradikalismus und Salafis-
mus. „Auch wenn hier bei uns in

der Region noch keine nachhalti-
gen Tendenzen in dieser Richtung
zu beobachten sind, erscheint es
unerlässlich, im Sinne einer
‚wehrhaften Demokratie‘ früh-
zeitig Fundamente zu legen, die
uns gegenüber solchen Strömun-
gen weitestgehend immun ma-
chen“, erklärte Hübner. 

Entwicklungsagentur

Sein Fazit: „Wie ich den Pro-
zess beobachte, denke ich, dass
wir strukturell, organisatorisch
und inhaltlich gut aufgestellt sind.
Federführung hat meine Regiona-
le Entwicklungsagentur, die ex-
terne Koordination liegt beim
Kreisjugendring. Hinzu kommt
ein 13-köpfiger Begleitausschuss,
der strategische Vorgaben und –
wenn erforderlich - Korrekturen
vornimmt und für die Vergabe der
Projekte zuständig ist, sowie ein
eigens gegründetes Jugendfo-
rum.“ DK

„Schwabentag
2015“ in Betzigau 

Erstmals im Oberallgäu fand heuer der „Schwabentag 2015“
statt. Für das schwabenweite Bürgerfest wurden in der Gemein-
de Betzigau kurzerhand zwei Feste zusammengelegt: Die 777-
Jahr-Feierlichkeiten der Gemeinde und die seit Jahren etablier-
te Veranstaltung „Kunst am Bach“. 

Entlang des Baches, der auf
rund zwei Kilometern den
ganzen Ort durchfließt, wartete
auf die Besucher ein „Kulturfest
der Sinne“. Neben dem „Kunst-
pfad“, also einer Galerie unter
freiem Himmel, gab es auch ei-
nen „Familienweg“, an dem sich
Kinder unter anderem beim
Goldschürfen und Heuhüpfen
austoben konnten. Das abwechs-
lungsreiche Musik- und Show-
programm mit zahlreichen Kon-
zerten von Klassik mit dem
Schwäbischen Jugendsinfonie-
orchester über Volksmusik zu
Hip-Hop- oder Stepptanz-Vor-
stellungen sowie ein Wan-
dertheater boten großartige Un-
terhaltung und rundeten das er-
lebnisreiche Kulturprogramm
ab. Mit einem „Illuminierten
Bach“ klang der Tag stimmungs-
voll am späten Abend aus.

Gute Kontakte

Als Trägerin der weithin be-
kannten „Kunstakademie All-
gäu“, verfügt Betzigau über sehr
gute Kontakte. Aus diesem Netz-
werk wurden in diesem Jahr 
14 international renommierte
Künstlerinnen und Künstler aus
ganz Schwaben für ein neuntägi-
ges Symposium zu „Kunst-am-
Bach“ gewonnen. Zum „Schwa-
bentag 2015“ entstanden Gemäl-
de, Skulpturen, Installationen
und vergängliche Objekte. 

Austausch

Wie Bezirkstagspräsident Jür-
gen Reichert im Vorfeld betont
hatte, habe sich „unsere Überle-
gung, den ‚Schwabentag‘ an ei-
nem jährlich wechselnden Aus-
tragungsort zu veranstalten, be-
währt. Das vom Bezirk Schwa-
ben 2008 ins Leben gerufene
und mit ca. 30.000 Euro bezu-
schusste Fest diene der Förde-
rung einer gesamtschwäbischen
Identität, der Zusammengehörig-
keit und des Austausches.

Vielfalt in der Region

„Als Bezirkstagspräsident ist
es mir ein großes Anliegen, dass
zu jedem Schwabentag Men-
schen aus dem ganzen Bezirk

zusammen kommen“, so der Be-
zirkstagspräsident. Jeder „Schwa-
bentag“ habe sein eigenes The-
ma. Der Schwäbische Bezirkstag
wolle damit auch verdeutlichen,
welche Vielfalt an gesellschaftli-
chen, kulturellen und sozialen
Angeboten in der Region exi-
stiert. Jede Kommune entwickle
daher für den Schwabentag ein
passendes Konzept. DK

„Preis Soziale Stadt 2016“ 
Bundesweiter Wettbewerb für Kommunen ausgelobt  

Berlin – Der bundesweite Wettbewerb zum „Preis Soziale
Stadt 2016“ wurde gemeinsam vom Deutschen Städtetag, dem
AWO Arbeiterwohlfahrt Bundesverband, dem GdW Bundes-
verband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen,
dem vhw – Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung
und dem Deutschen Mieterbund ausgelobt. Bis zum 18. De-
zember 2015 können Projekte eingereicht werden, die beispiel-
haft zeigen, wie das soziale Miteinander in den Stadtquartieren
gefördert werden kann.

Grundanliegen des Wettbe-
werbs „Preis Soziale Stadt
2016“ ist es, die Menschen und
ihr Handeln in den Mittelpunkt
von Stadtentwicklung zu stel-
len. Mit dem Wettbewerb wol-
len die Auslober anhand guter
Beispiele Lösungswege aufzei-
gen, wie soziale Aktivitäten in
den Stadtquartieren gefördert
werden können. Eingeladen
sind möglichst viele Akteure,
ihre eigenen Erfahrungen bei

der Unterstützung des Mitein-
anders der verschiedenen Grup-
pen von Stadtbewohnern be-
kannt zu machen. Gefragt sind
Projekte, die zeigen, wie durch
gemeinsames Handeln Quar-
tierszusammenhalt sowie Inte-
gration und inklusives Handeln
nachhaltig gesichert werden
können. 

Der Wettbewerb möchte aus-
gehend von den positiven Akti-
vitäten der Menschen für das ei-

gene Quartier die Erfolge und
die Bedeutung der sozialen
Stadtentwicklung für Gesell-
schaft und Politik erfahrbar ma-
chen. Ziel ist es, vom Abstieg
bedrohten Quartieren eine Zu-
kunftsperspektive zu geben. Be-
kannt gemacht werden sollen
Aktivitäten, die die Lebensbe-
dingungen in den Quartieren
verbessern, die Nachbarschaf-
ten stabilisieren, die Integration
und das Zusammenleben för-
dern, den Zugang zu Bildungs-
angeboten verbessern sowie die
lokale Wirtschaft stärken und
Arbeit im Quartier schaffen.

Wer kann teilnehmen?

Am Wettbewerb können sich
alle beteiligen, die sich in den
Stadt- und Wohnquartieren en-
gagieren. Er richtet sich sowohl
an Bürger- und Bewohnergrup-

pen im Quartier, z.B. Gewerbe-
treibende, Schulklassen, Orga-
nisatoren von Begegnungsstät-
ten, als auch an die klassischen
Handlungsträger der Stadtent-
wicklung wie Kommunen,
Wohnungsunternehmen, private
Investoren oder freie Wohl-
fahrtspflege. Der Wettbewerb
ist nicht auf die Gebiete des
Programms „Soziale Stadt“ be-
schränkt. Initiativen außerhalb
der Fördergebiete und Projekte
aus kleineren Städten und Ge-
meinden werden ausdrücklich
zur Teilnahme ermutigt. Bewer-
ben können sich Projekte jeder
Größe, kleinteilige Initiativen
sozialen und nachbarschaftli-
chen Engagements genauso wie
große, komplexe Quartierspro-
jekte. Projekte, die an einem
früheren Wettbewerb „Preis So-
ziale Stadt“ teilgenommen ha-
ben, können nochmals einge-
reicht werden, wenn ihre Ver-
stetigung gelungen ist oder neue
Aspekte den bisherigen Projekt-
ansatz erweitert haben.
Weitere Informationen unter:
www.preis-soziale-stadt.de Essenbach begrüßt den 2.000sten

Kunden im Glasfasernetz
Vor einem halben Jahr wurde
der Glasfaserausbau in Essen-
bach offiziell abgeschlossen.
Seitdem verfügen über die Hälf-
te aller Haushalte in der Markt-
gemeinde über einen direkten
Zugang zu Highspeed-Internet-
anschlüssen von M-net. 

Der regionale Telekommunika-
tionsanbieter und die Gemeinde
als Initiator des zukunftsweisen-
den Projekts begrüßten nun den
2.000sten Glasfaserkunden. Alois
Beck lebt mit seiner Familie am
östlichen Ortsrand von Essen-
bach. Sein Haus wurde wie das
vieler seiner Nachbarn im Zuge

des Glasfaserausbaus an das neue
Breitbandnetz der Gemeinde an-
geschlossen. Er ist der 2.000ste
Kunde des Unternehmens in Es-
senbach und surft künftig mit ei-
ner Bandbreite von 50 Mbit/s im
Internet.

„Ich fand das Ausbauprojekt
klasse und habe es von Anfang an
unterstützt. In unserem Vier-Per-
sonen-Haushalt wird das Internet
stark genutzt. Der neue Anschluss
bringt uns also einen echten Vor-
teil. Jetzt können alle mit High-
speed surfen - ganz ohne Lei-
stungsabfall“, sagt der 49-jährige
Justizbeamte. 
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Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen GemeindeZeitung liegt 
eine Beilage des Beck-Verlags, München bei. Wir bitten um
freundliche Beachtung. 
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Gewerbebau

Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH

Bahnhofstr. 8 

84323 Massing

Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

Computer Netzwerke
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www.bayernlabo.de

Kommunalfinanzierung
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Stadthalle Neusäß
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Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG 
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Tel. 0 93 38 89-0 | Fax 0 93 38 89-199

E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net
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Produktion + Vertrieb GmbH & Co. KG 

Industriestraße 1 | D-97285 Röttingen 

Tel. 0 93 38 89-0 | Fax 0 93 38 89-199

E-Mail eibe@eibe.de | www.eibe.net

Weihnachtsbeleuchtung

Sitzmöbelhersteller

14./15. Okt. 20159. FACHMESSE 
UND KONGRESS 
FÜR KOMMUNAL-
BEDARF

Messe Nürnberg www.kommunale.de

Die Bayerische GemeindeZeitung ist Medienpartner

Vorschau auf GZ 19
In unserer Ausgabe Nr. 19, die am 8. Oktober 2015
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:

Umweltschutz . Abfall und Recycling
Kommunale Energiethemen 
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunale Baupolitik
Kommunalfahrzeuge
Bestattungswesen . Friedhof . Grünanlagen

„Eine Art 
Selbsthilfegruppe“

Bayerischer Städtetag: Karlstadts Bürgermeister
sitzt den kreisangehörigen Städten in Unterfranken vor

Karlstadt. „Dieses Jahr im Sommer habe ich es wirklich einmal
geschafft, 14 Tage am Stück Urlaub zu machen“, freut sich Karl-
stadts Bürgermeister Paul Kruck: „Und ich war sogar weg.“ Das
ist für ihn nicht selbstverständlich. Denn der 60-Jährige ist be-
ruflich stark eingespannt. In erster Linie als Kommunalpolitiker.
Daneben engagiert sich Kruck im Bayerischen Städtetag. Seit
Mai vergangenen Jahres fungiert er dort als Vorsitzender aller
kreisangehörigen Städte in Unterfranken.

Was ist und was tut der Bayeri-
sche Städtetag? Wird Paul Kruck
das gefragt, zitiert er gern seinen
Kollegen Ulrich Maly, Oberbür-
germeister von Nürnberg und
Vorsitzender des Bayerischen
Städtetags: „Wir sind eine Art
Selbsthilfegruppe für Bürgermei-
ster.“ Durch den Städtetag kom-
men Bürgermeisterinnen und
Bürgermeister zusammen, um
sich informell darüber auszutau-
schen, wie sie ganz konkrete,
akute Probleme lösen: „Was zum

Beispiel macht ein Kollege,
wenn plötzlich ein Bus mit
Flüchtlingen auf dem Marktplatz
steht?“

Auswirkungen vor Ort

Wie in einer Selbsthilfegruppe
werden auch Erfahrungen ge-
sammelt. Zum Beispiel darüber,
wie sich Regelungen, die irgend-
wo weit weg am Grünen Tisch
ausgetüftelt wurden, vor Ort aus-
wirken. Ein Beispiel von vielen:

Bayerische Traditionsfeste wie
Kirchweih. Viele Regelungen
machen den Festbetreibern laut
Kruck zu schaffen: „Das betrifft
Auflagen zum Lärmschutz oder
zeitliche Begrenzungen des Fest-
betriebs.“

Regelungswut und
Regelungslosigkeit

So starr wird manches von
oben geregelt, dass unten an der
Basis keine Luft mehr zum At-
men bleibt. „Der Regelungswut
auf der einen Seiten steht völ-
lige Regelungslosigkeit auf der
anderen Seite gegenüber“, sagt
Kruck. Städten und Gemeinden
macht zum Beispiel zu schaffen,
dass Kommunen inzwischen völ-
lig freigestellt ist, ob sie einen
Supermarkt ansiedeln oder nicht.
Viele Bürgermeister wollen das
eigentlich nicht: „Denn das scha-
det den Stadt- und Ortskernen.“
Andererseits bringen Supermärk-
te Kaufkraft und Gewerbesteuer.

Zwei Herzen schlagen also in
des Bürgermeisters Brust. Und
manch einer von Krucks Kolle-
gen gibt dem Discounterchef sein
„Ja“, um zu verhindern, dass der
Supermarkt seine Zelte in der

Nachbargemeinde aufschlägt.
Und dort Kaufkraft abzieht.

Flüchtlingsthema

Das Thema „Flüchtlinge“ ist
natürlich aktuell auch in den Gre-
mien virulent, wo Kruck für die
Interessen der kreisangehörigen
unterfränkischen Städte kämpft.
Die Problematik des Flüchtlings-
zustroms hat dabei andere The-
men in den Hintergrund treten
lassen, die ebenfalls von Brisanz
sind. Etwa das Thema „Barriere-
freiheit“. Schließlich gibt es von
der Staatsregierung einen Bay-
ernplan zur Barrierefreiheit im
öffentlichen Raum, der bis 2023
realisiert werden soll.

Barrierefreiheit

„Bayern wird in acht Jahren
nie im Leben barrierefrei sein“,
ist Kruck überzeugt. Rein theore-
tisch könnte dieses Ziel zwar ver-
wirklicht werden: „Aber nur,
wenn es dafür einen eigenen För-
dertopf gäbe.“ Doch den gibt es
nicht. Womit den Kommunen die
Hände gebunden sind.

Außenaufzug

Bestes Beispiel ist Krucks ei-
gener Amtssitz: Das Rathaus in
Karlstadt ist mitnichten barriere-
frei. Es gibt zwar einen Miniauf-
zug: „Doch der kann keinem
Rollstuhlfahrer zugemutet wer-
den.“ Diesen Lift umzubauen, ist
technisch nicht möglich. Es
bräuchte einen Außenaufzug.
Doch der verschlingt viel Geld.
Letztlich würde die barrierefreie

Umgestaltung des Rathauses oh-
nehin nur dann Sinn machen,
wenn das Rathaus gleichzeitig
energetisch saniert würde. Was
ebenfalls kostet.

Enorme Brisanz

Wenn sich die Vertreter der
kreisangehörigen Städte in Un-
terfranken im Oktober zur näch-
sten Tagung treffen, steht ein
Thema im Mittelpunkt, das
äußerst sperrig klingt: Die
Schlüsselzuweisungen für das
Jahr 2016. Doch in dieser The-
matik steckt viel Brisanz. Ent-
scheiden die Zuweisungen doch
darüber, wie viel Geld einer Stadt

oder Gemeinde im kommenden
Jahr zur Verfügung steht.

Schlüssel für
Finanzausgleichsmasse

Über den „Schlüssel“, der be-
sagt, welche Gemeinde auf-
grund welcher Kriterien wie
viel Geld aus der Finanzaus-
gleichsmasse bekommt, herr-
schte lange Streit. Ein wissen-
schaftliches Institut hat laut
Bürgermeister Paul Kruck nun
eine neue Berechnungsgrundla-
ge definiert: „Über dessen Aus-
wirkungen diskutieren wir beim
nächsten Treffen der kreisan-
gehörigen Städte.“ Pat Christ

Kurz vor einer Fahrt zur EU-Kommission vertieft sich Bürger-
meister Paul Bruck in Unterlagen, über die in Brüssel mit Kom-
munalvertretern gesprochen werden soll. Bild: Pat Christ
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Die Vorteile Ihrer Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS

 In Kooperation mit dem 
Kommunal- und Schul-Verlag

Täglich nutzen.
·  Kommunalverfassungsrecht, LKrO, BezO, VGemO, KommZG, 
VOB, VOL, VOF, GRW, VgV in einem einzigen Modul, intelligent 
miteinander verlinkt.

·  Dazu umfangreiche Rechtsprechung im Volltext sowie alle 
wichtigen Gesetze.

·  Übersichtlich aufbereitet, einfach zu bedienen.  

Einfach suchen.
·  Recherchieren nach Schlagwort, Paragrafen, Fundstellen, 
Aktenzeichen, … 1  

·  Treffer eingrenzen nach Rechtsgebieten, Publikationstypen, 
Normen, Gerichten, …

Schnell finden. 
·  Einfach navigieren über Inhaltsverzeichnisse, Links, Verweise 
oder einfach per Blättern wie im Buch.  2  3

·  Direkte Verlinkungen zu zitierter Recht sprechung, einschlägigen 
Vorschriften oder weiterführender Literatur.  4  

·  Schnelle Informationen zu weiterführenden Dokumenten und 
zu Fußnotentexten durch Mouseover-Dialog.  5

·  Schnelles Auffinden der Landesausgaben über die Wappen.

Immer aktuell. 
·  Die neuesten Entscheidungen – tagesaktuell, im Volltext und 
direkt von den Gerichten. 

· Fortlaufend aktualisierte Normen.
·  Ältere Textfassungen bleiben im Archiv verfügbar.
· Neuauflagen wie im Print. 
·  Immer auf dem Laufenden – mind. 12 Aktualisierungen im Jahr 
werden eingearbeitet.

Schwarz auf weiß zitieren. 
·  Zitierfähig wie ein gedrucktes Werk – das gilt für sämtliche 
Inhalte in beck-online. 

·  Inhalte übernehmen – per copy and paste in die individuelle 
Textverarbeitung. 

Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern PLUS Die Online-Lösung für die Verwaltung
Mehr als 20.000 Seiten landesspezifische Kommentierungen 
und Darstellungen, dazu das Beck-PLUS: Beck‘sche Online- 
Kommentare, Gesetze, Rechtsprechung, Zeitschriften.
Die PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG Bayern ist das 
seit Jahrzehnten bewährte Standardwerk mit mehr als 42.900 
bundes- und landesspezifischen Seiten zu allen praxisrelevanten 
Rechts- und Arbeitsgebieten der kommunalen Verwaltung.
Das Gesamtwerk wird herausgegeben von:

 � Dr. Jürgen Busse, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des 
Bayerischen Gemeindetages

 � Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Geschäftsführendes 
Präsidialmitglied des Deutschen Landkreistages

 � Prof. Dr. Hubert Meyer, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
des Niedersächsischen Landkreistages

 � Prof. Dr. Utz Schliesky, Direktor d. Schleswig-Holsteinischen 
Landtages und Geschäftsführendes Vorstandsmitglied d. 
Lorenz v. Stein Gesellschaft.

 � Prof. Dr. Gunnar Schwarting, Geschäftsführer des Städtetages 
Rheinland-Pfalz a.D.

 � Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, MinR im Sächsischen 
Staatsministerium des Innern

 � Prof. Dr. Christian O. Steger, Hauptgeschäftsführer d. 
Gemeindetages Baden-Württemberg a.D.

 � Hubert Stubenrauch, MinR im Ministerium d. Innern und 
für Sport Rheinland-Pfalz

 � Johannes Winkel, MinDirig im Innenministerium NRW
 � Dr. Klaus Klang, Staatssekretär im Ministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt

 � Jörg Bülow, Geschäftsführendes Vorstandsmitglied d. 
Schleswig-Holsteinischen Gemeindetages

 � Dr. Jürgen Dieter, Direktor d. Hessischen Städtetages
 � Werner Haßenkamp, Präs. d. Gemeindeprüfungsanstalt NRW
 � Uwe Zimmermann, Stellv. Hauptgeschäftsführer d. Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes

Kommentierungen und Darstellungen
Das Werk enthält praxisorientierte und ausführliche Kommentare 
und systematische Darstellungen zu den Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften von Bund, Ländern und Kommunen, regelmäßig 
aktualisiert, zuverlässig und konkret, mit Mustern, Checklisten und 
Beispielen, gegliedert in die zentralen Bereiche:

 � Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines
 � Wirtschaft, Vergabe und Verkehr
 � Sicherheit und Ordnung
 � Soziales, Gesundheit, Schule und Kultur
 � Bauwesen, Umwelt und Natur

Etwa 900 renommierte Autoren kommentieren auf 
mehreren tausend Seiten orientiert am Landesrecht u. a.:

 � Wahlrecht
 � Kommunalverfassungsrecht
 � Gemeindehaushaltsrecht (u. a. mit DOPPIK-Kommentierung)
 � VOB, VOL, VOF und GRW, VgV und GWB
 � Kommunalabgabenrecht
 � Nachbarrecht
 � Sozialrecht
 � Krankenhausrecht
 � UVP, SUP, UIG
 � Straßen- und Wegerecht

Hinzu kommen dutzende weitere Fachbeiträge und Darstellungen zu 
Ihren täglichen Aufgaben bei Ordnungswidrigkeiten, Beamtenrecht, 
Datenschutz und vielem mehr – bis hin zu praxisnahen Fragen rund 
um »Social Media«, Europäische Beihilfe und Kommunale Wirt-
schaftsförderung.

Beck’scher Online-Kommentar VwVfG, Bader/
Ronellenfitsch (Hrsg.)
Der Beck´sche Online-Kommentar VwVfG wird herausgegeben von 
ausgewiesenen Experten: 

 � Prof. Johann Bader, Vors. Richter am VG Stuttgart
 � Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch, Eberhard Karls Universität 
Tübingen

Beck’sche Online-Kommentare TVöD/TV-L/ 
TV-L Entgeltordnung/TVöD Entgeltordnungen  
Die Beck’schen Online-Kommentare zum Tarifrecht zeichnen sich 
insbesondere durch die daran beteiligten Autoren aus, die im 
Wesentlichen aus dem Kreis der hauptamtlich für die Tarif ver-
tragsparteien Tätigen stammen, die auch an den Ver handlun gen 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt waren – und immer noch 
sind. Die Beck’schen Online-Kommentare TV-L EntgO/TVöD EntgO 
bieten ein wichtiges Werkzeug für die Arbeit mit den Entgelt-
ordnungen zum TV-L, zur Entgeltordnung TVöD Bund und, sobald 
diese verabschiedet ist, auch zur Entgeltordnung TVöD VKA.
Die Kommentare werden herausgegeben von

 � Prof. Klaus Bepler, Vors. Richter am Bundesarbeitsgericht a. D., 
Honorarprofessor an der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg 

 � Dr. Thomas Böhle, Berufsmäßiger Stadtrat bei der 
Landeshauptstadt München, Präsident der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA)

 � Achim Meerkamp, Mitglied Bundesvorstand ver.di
 � Willi Russ, Zweiter Vorsitzender des dbb beamtenbund und 
tarifunion, Fachvorstand Tarifpolitik

Beck’sche Gesetze Digital Landes-, Bundes- und EU-Recht
 � Rund 8.800 Gesetze und Verordnungen des Bundes aus den 
 roten Textausgaben: Sartorius, Verfassungs- und Verwaltungs-
gesetze, Schönfelder, Deutsche Gesetze, Nipperdey, Arbeitsrecht, 
Aichberger, SGB und andere mehr!

 � Landesrecht im Umfang der jeweiligen Beck’schen Loseblatt-
Textsammlung – immer auf neuestem Stand

 � Rund 1.950 internationale und EU-Vorschriften
 � Wichtigste Normen (rechtsgebietsübergreifend)

Rechtsprechung zum Kommunalrecht
 � Rechtsprechung aus Beck’schen Zeitschriften sowie exklusiv 
 online weitere Rechtsprechung im Volltext (BeckRS/BeckEuRS), 
dazu Leitsätze aus LSK

Aufsätze zum Kommunalrecht
 � Aufsätze aus Beck´schen Zeitschriften, dazu Aufsatznachweise 
aus LSK zu weiteren Zeitschriften

Zeitschriften mit Archiven
 �  NVwZ – Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht: Aufsätze, 
Rechtsprechung und Materialien komplett seit 1982

 � NVwZ-RR – NVwZ-Rechtsprechungs-Report: zusätzliche 
Entscheidungen auch unterer Instanzen mit kompetenten 
Erläuterungen, ab 1988

 � KommJur – Kommunaljurist, ab Mitte 2005 (Nomos)

Fach-News Staats- und Verfassungsrecht und 
Öffentliches Recht

beck-aktuell Nachrichten

So einfach arbeiten Sie mit beck-online!
Zum Beispiel mit der Praxis der Kommunalverwaltung.
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 � VOB, VOL, VOF und GRW, VgV und GWB
 � Kommunalabgabenrecht
 � Nachbarrecht
 � Sozialrecht
 � Krankenhausrecht
 � UVP, SUP, UIG
 � Straßen- und Wegerecht

Hinzu kommen dutzende weitere Fachbeiträge und Darstellungen zu 
Ihren täglichen Aufgaben bei Ordnungswidrigkeiten, Beamtenrecht, 
Datenschutz und vielem mehr – bis hin zu praxisnahen Fragen rund 
um »Social Media«, Europäische Beihilfe und Kommunale Wirt-
schaftsförderung.

Beck’scher Online-Kommentar VwVfG, Bader/
Ronellenfitsch (Hrsg.)
Der Beck´sche Online-Kommentar VwVfG wird herausgegeben von 
ausgewiesenen Experten: 

 � Prof. Johann Bader, Vors. Richter am VG Stuttgart
 � Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch, Eberhard Karls Universität 
Tübingen

Beck’sche Online-Kommentare TVöD/TV-L/ 
TV-L Entgeltordnung/TVöD Entgeltordnungen  
Die Beck’schen Online-Kommentare zum Tarifrecht zeichnen sich 
insbesondere durch die daran beteiligten Autoren aus, die im 
Wesentlichen aus dem Kreis der hauptamtlich für die Tarif ver-
tragsparteien Tätigen stammen, die auch an den Ver handlun gen 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt waren – und immer noch 
sind. Die Beck’schen Online-Kommentare TV-L EntgO/TVöD EntgO 
bieten ein wichtiges Werkzeug für die Arbeit mit den Entgelt-
ordnungen zum TV-L, zur Entgeltordnung TVöD Bund und, sobald 
diese verabschiedet ist, auch zur Entgeltordnung TVöD VKA.
Die Kommentare werden herausgegeben von

 � Prof. Klaus Bepler, Vors. Richter am Bundesarbeitsgericht a. D., 
Honorarprofessor an der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg 

 � Dr. Thomas Böhle, Berufsmäßiger Stadtrat bei der 
Landeshauptstadt München, Präsident der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA)

 � Achim Meerkamp, Mitglied Bundesvorstand ver.di
 � Willi Russ, Zweiter Vorsitzender des dbb beamtenbund und 
tarifunion, Fachvorstand Tarifpolitik

Beck’sche Gesetze Digital Landes-, Bundes- und EU-Recht
 � Rund 8.800 Gesetze und Verordnungen des Bundes aus den 
 roten Textausgaben: Sartorius, Verfassungs- und Verwaltungs-
gesetze, Schönfelder, Deutsche Gesetze, Nipperdey, Arbeitsrecht, 
Aichberger, SGB und andere mehr!

 � Landesrecht im Umfang der jeweiligen Beck’schen Loseblatt-
Textsammlung – immer auf neuestem Stand

 � Rund 1.950 internationale und EU-Vorschriften
 � Wichtigste Normen (rechtsgebietsübergreifend)

Rechtsprechung zum Kommunalrecht
 � Rechtsprechung aus Beck’schen Zeitschriften sowie exklusiv 
 online weitere Rechtsprechung im Volltext (BeckRS/BeckEuRS), 
dazu Leitsätze aus LSK

Aufsätze zum Kommunalrecht
 � Aufsätze aus Beck´schen Zeitschriften, dazu Aufsatznachweise 
aus LSK zu weiteren Zeitschriften

Zeitschriften mit Archiven
 �  NVwZ – Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht: Aufsätze, 
Rechtsprechung und Materialien komplett seit 1982

 � NVwZ-RR – NVwZ-Rechtsprechungs-Report: zusätzliche 
Entscheidungen auch unterer Instanzen mit kompetenten 
Erläuterungen, ab 1988

 � KommJur – Kommunaljurist, ab Mitte 2005 (Nomos)

Fach-News Staats- und Verfassungsrecht und 
Öffentliches Recht

beck-aktuell Nachrichten

So einfach arbeiten Sie mit beck-online!
Zum Beispiel mit der Praxis der Kommunalverwaltung.
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Jetzt anfordern und 4 Wochen kostenlos und unverbindlich testen 
Bestell-Fax-Coupon: 089/38189-297 
Telefon 089/38189-747 | E-Mail beck-online@beck.de | Internet www.beck-online.de | oder bei Ihrem Buchhändler

Auf einen Blick

Verlag C.H.BECK · Wilhelmstraße 9 · D-80801 München
Amtsgericht München, HRA 48045 · www.beck-online.de
Tel.: 089/38 189-747 · Fax: 089/38 189-297

 facebook.com/beckonline |  twitter.com/beckonlinede

4 Wochen kostenlos testen:

www.beck-online.de

Beck-KOMMUNALPRAXIS
Bayern PLUS

 In Kooperation mit dem 
Kommunal- und Schul-Verlag

   Ja, ich möchte Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern PLUS testen! Bitte senden Sie mir mein(e) Passwort(e) zum 4-Wochen-Test!
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*  Unsere Vertrauensgarantie: Sie erhalten von uns per E-Mail Ihr(e) Passwort(e) sowie unser Vertragsangebot für die weitere Nutzung und können dann sofort in dem von Ihnen gewünschten Modul uneingeschränkt und 
unberechnet 4 Wochen lang arbeiten. Die Preise gelten pro Monat und sind Nettopreise zzgl. 19% MwSt; Mindestlaufzeit 6 Monate.

Bitte senden Sie mein(e) Passwort(e) und Ihr Angebot an folgende Adresse

Hiermit bestelle ich folgendes Modul

Vorname/Name (Ansprechpartner) Firma/Kanzlei/Behörde

Straße/Hausnummer/Postfach PLZ/Ort

Telefon E-Mail (unbedingt erforderlich)   

1. Nutzer: Vorname/Name E-Mail

2. Nutzer: Vorname/Name E-Mail

3. Nutzer: Vorname/Name E-Mail

Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern PLUS Monatspreis*
� www.beck-shop.de/brpc

   zum Normalpreis für 3 Nutzer (Plätze 1 bis 3) zusammen € 79,–

     Plätze 4 bis 9 je € 13,17 

   zum Vorzugspreis für Bezieher der Loseblattausgabe PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG Bayern

     Plätze 1 bis 3 ohne Berechnung 

     Plätze 4 bis 9 je € 13,17

   zum Vorzugspreis für Bezieher der Loseblattausgabe PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG oder Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS eines anderen Bundeslandes

     Plätze 1 bis 3 zusammen € 39,50

     Plätze 4 bis 9 je € 6,58

   zum Vorzugspreis für Mitglieder des Bayerischen Gemeindetages

     Platz 1 € 30,–

     Plätze 2 bis 3 je € 15,–

     ab Platz 4 je € 7,50

   zum Vorzugspreis für Gemeinden bis 2.000 Einwohner (Mitglieder des Bayerischen Gemeindetages)

     Platz 1 € 18,–

     Plätze 2 bis 3 je € 15,–

     ab Platz 4 je € 7,50

   zum Vorzugspreis für Mitglieder des Bayerischen Gemeindetages und Bezieher der Loseblattausgabe PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG Bayern

     Plätze 1 bis 3 ohne Berechnung

     ab Platz 4 je € 7,50

Beck-KOMMUNALPRAXIS Bayern PLUS 
Das gesamte Landes-, Bundes- und Kommunalrecht in einer einzigen Daten  bank, direkt an Ihrem Arbeits platz!

Beck-KOMMUNALPRAXIS
Bayern PLUS – die Inhalte

INHALTE

A. Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines
Europa-, Staats- und Kommunalverfassungsrecht
Verwaltungsverfahren und -prozess, Öffentlicher Dienst und Datenschutz
Finanzen, Haushalt, Steuern
Allgemeine Handreichungen für die kommunale Praxis
B. Wirtschaft, Vergabe und Verkehr
Vergabewesen
Eigenbetriebsrecht, Kommunalunternehmen
Konzessionsvertrag und -abgaben
Energiewirtschaft
Sparkassenrecht
Straßen- und Wegerecht
C. Sicherheit und Ordnung
Öffentliche Sicherheit und Ordnung
Ordnungswidrigkeiten
Allgemeines Gewerberecht, Handwerksordnung, Gaststättenrecht, Spielgeräte
Ladenschluss
Einwohner-, Meldewesen, Ausweisrecht, Personenstandswesen
Ausländer- und Asylrecht
Unterbringungs- und Obdachlosenrecht
Feuer-, Brand- und Katastrophenschutz/Rettungsdienst
Jagd- und Fischereirecht
Waffen- und Sprengstoffrecht
D. Soziales, Gesundheit, Schule und Kultur
Sozialhilfe
Sozialversicherung
Kindertagesstättenrecht
Gesundheitswesen
Krankenhausrecht
Versorgungsrecht
Kinder- und Jugendhilfe
Soziale Leistungsgesetze
Arbeitssicherheit
Veterinärwesen
Schulwesen
Kultur
Denkmalschutz
E. Bauwesen, Umwelt und Natur
Bauplanungsrecht
Bauordnung
Baunutzungsverordnung
Landesplanung, Flurbereinigung
Vermessungsrecht
Enteignungsrecht
Wohnbauförderung
Nachbarrecht, Kleingartenrecht, Erbbaurecht
Landpachtverkehr
Schwarzarbeit
Umweltrecht
Abfallrecht
Wasser- und Abwasserrecht
Naturschutz
Waldgesetz


